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Unter anderem werden hier die Gepflogenheiten der 
Anstaltsleitung bei gewähren von Leistungszulagen 
innerhalb der Gefangenenentlohnung beleuchtet. 
Weiterhin werden einige- Argumente des 
Staatssekretärs für Justiz zum vorgezogenen 
Nachtverschluß richtig gestellt. 

Freedom of Thought 
Freedom of Thought (Freiheit der Gedanken) ist 
eine Internationale Konferenz über Menschenrechte, 
biologistische Diskriminierung und psychiatrischen 
Zwang. Die Konferenz unterteilt sich in das Fünfte 
Internationale Russell Tribunal on Human Rights in 
Psychiatry und das Symposium Geist gegen Gene. 

LL gleich Lebenslang 
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Die Situation von Langstrafern, besonders die von 
Lebenslänglichen, ist in Berlin (JVA Tegel) äußerst 
Ungünstig. Das es auch fortschrittliche Gedanken, ja 
sogar schriftliche Ausarbeitungen zum Thema sinn­
volle Vollzugsplanung von LLern gibt. wird von 
behörrl licher Seite gern verschwiegen. 

ßVB informiert 
Der Berliner Vollzugsbeirat informiert über seine 
Arbeit, diesmal speziell über die Probleme der Betrof­
fenen in der Untersuchungshaft. 
Welche Schwierigkeiten bei dem Versuch auftauchen 
minimale Erleichterungen von Haftbeschränkungen 
für die Inhaftierten zu erreichen. 

liblicher Förderverein 
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Am 19.03.01 wurde im )>Haus der Demokratie und 
Menschenrechte« die Satzung des lieht b lic k 
Fördervereins verabschiedet. Persönlichkeiten aus ver­
schiedensten Lebens- und Tätigkeitsbereichen fanden 
sieb zusammen und gründeten den gemeinnützigen 
Förderverein. 

So:t.talrecht 
Diesmal mit den Bemessungsgrenzen für die Bewilli­
gung elektrischer Geräte für ein- und mehr Personen­
haushalte. 
Weiter werden einige Beispiele für das Stellen eines 
Antrags - z.B. auf einmalige Beihilfe - an das Sozial­
amt aufgezeigt. 
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DAS GEFANGENENMAGAZIN 

Das 11. Gebot! 
Gilt nicht nur auf der Bühne sondern 

auch im wirklichen Leben 

D er Mythos von der Gladow Bande 
bat sich in diesen Tagen über 

das Tegler Vollzugsleben gelegt. In 
der Justizvollzugsanstalt Tegel wurde 
der zweite Teil von dem Theaterstück 
über Werner Gladow und seiner Bande 
aufgeführt. Unter dem Titel ))Gladow 
Castig - Das 11. Gebot« wurde das 
Stück von Laiendarstellern, die alle 
Insassen der JVA Tegel sind, auf die 
Bühne gebracht. Anlehnend an die ver­
gangeneo Ereignisse von 1949 möchten 
die Darsteller wie auch die Autoren der 
Inszenierung auf das Gefängnis als eine 
unmoralische Anstalt. als eine Schule 
des Verbrechens aufmerksam machen. 
Die Aufführung überzeugt durch ihre 
Kurzweil und dem Einsatz ihrer Dar­
steller. Dem AufBruch Theater ist es 
wieder einmal gelungen ein interessan­
tes Thema gekonnt in Szene zu setzen. 
Hut ab und weiter so! 

Nicht nur Gefangene erleben in der 
Anstalt Tegel Theater, sondern so man­
cher Vollzugshelfer erlebt hier sein 
ganz persönliches Theaterstück. Denn 
im größten Knast der Bundesrepublik 
Deutschland sind keine Zimmer mehr 
frei. Zumindest Zeitweise! Nicht zu 
ersten mal wurde ein Vollzugshelfer mit 
der Auskunft es sind zur Zeit keine 
Räumlichkeiten in der TA V frei, an 
der Pforte abgewiesen. »Sie können ja 
warten.« Die Frage: Wann mit einem 
freien Raum zu rechnen sei?, konnte 
nicht beantwortet werden. Denn mit stei­
gender Zabl der Vollzugshelfer erhöht 
sich auch die Wahrscheinlichkeit, daß 
mehrere Vollzugshelfer zum selben Zeit­
punkt um einen Raum bitten. Es ist 
nicht nur Beschämend für so eine große 
Anstalt. sondern auch eine Zumutung 
für die freiwilligen Helfer, die hier ein 
Großteil der Betreuungsarbeit leisten 
die im Normalfall von Beamten und 
Gruppenleitern getan werden müßte. 

Nicht nur hier wäre Abhilfe ratsam. 
Die Anstaltsleitung der NA Tegel wäre 
g ut beraten. entstehende Gerüchte über 
die zukünftigen Modalitäten für den 
Gebrauch der Fernsprechanlagen vorzu­
beugen. Ungewißheit und keine klaren 

Auskünfte bereiten den Nährboden für 
wilde Spekltlationen. Es ist an der Zeit 
das die Verantwortlichen zu diesem 
Thema Stellung nehmen. 

So ungewiß wie die Zukunft der 
Fernsprechgebühren sind, so sicher ist 
die Gründung des liehtblick 
Fördervereins. Am 19.03.01 haben sich 
Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens im >>Haus der Demokratie und 
Menschenrechte<< zusammengefunden 
und den gemeinnützigen Förderverein 
gegründet. Hauptsächlich der Initiative 
eines ehemaligen Mitgliedes der 
Redaktionsgemeinschaft ist es zu ver­
danken, daß der Wunsch nach einem 
Förderverein verwirkliebt werden 
konnte. Einzelheiten über Zielsetzun­
gen und AuszUge aus der Sarzung 
werden aufS. 30 dieser Ausgabe näher 
erläutert. 

Auch innerhalb der Redaktion fanden 
weitreichende Ereignisse statt. Fi.ir den 
in die Freiheit entlassenen Y. K. fanden 
die übrigen Mitglieder in Maubias 
Scbork (MAC) einen innovativen Ersatz. 
Der nicht nur für frischen Wind in 
der Redaktion sorgte. sondern auch mit 
neuen Ideen zur Gestalttmg des Iicht­
biicks aufwarten konnte. Eine ~'eitere 
personelle Veränderung ergab sich ende 
März. Ronny S. trat aus der Redaktions­
gemeinschaft aus um sich neuen Aufga­
ben widmen zu können. Wir wünschen 
ihm dabei viel Erfolg! Allen Spörtern 
und Neidern die der Meinung waren. 
ohne R. S. würde nun gar nichts mehr 
funktion ieren, seien hiermit eines Bes· 
seren belehrt. 

Noch keine 50 Jahre alt verstarb 
am 06.05.01 der Gefangene Matthias 
)>Matte« Langhammer. Nach längerer 
Leidenszeit erlag er einem bösartigen 
und aggressiven Tumor. Sein Körper 
hatte am Ende dem Krebs nichts 
mehr entgegen zu setzen. 

Alle die ihn kannten möchten den 
Angehörigen hiermit ihr Mitgefühl 
bekunden. 
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Unser Titelbild 
Unser Titelbild zeigt diesmal die 
Gegensätzezweier Realitäten. Der Blick 
auf ein modernes Zeitalter durch den 
maroden Stahl der Justiz aus der Sicht 
eines Gefangenen. 

Wichtig! 
Die Red aktionsgemeinschaft der 
lichcbHck bedankt sich bei Nina 
Ma llmann und Dietma r Bühn~t-, d ie 
uns freundlieber weise ihre Bi lder 
Honorarfrei fil r den Abd r uck LUr 
Verfüg ung stellten. 

Ein Da nk geht auch an die et· 
zerei, ohne deren linterstützung die 
Erstellung des Iichtbiicks noch n icht 
möglich ist. 

Das Redaktionsteam 
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N ach Mauerfall und Wiedervereinigung, ist die Hauptstadt 
Berlin auf dem Weg ins 21. Jahrhundert. Durch die Neu­
bauten im Regierungsviertel, dem Potsdamerplatz und im 

Ostteil der Stadt entsteht ein modernes Stadtbild. 
So \\eit es als Insasse der JVA Tegel nachvollziehbar ist, tut sieb 

auch Kulturell mehr als je zuvor, auch wen n das Schmertheater 
geschlossen wurde. 

Wie vieles im Leben, so hat auch Berlin nicht nur schillernde 
Seiten. Immer mehr Millionäre in der Hauptstadt stehen einer 
immer größer werdenden Zahl von Arbeitslosen und Armen 
gegenüber. 

Erschreckend jedoch ist, was sich auf der politischen Bühne abspielt. Die 
Berliner-politiker haben nicht die Kraft und keine Visionen, die Hauptstadt 
nach dem Fall der Mauer neu zu definieren. Ob roter oder schwarzer Filz, 
es bleibt alles beim alten System. Der ehemalige Regierende Bürgermeister 
Alberts soll einmal gesagt haben: "Unter dem politischen Alltag liegt ein Gul­
lydeckel." Zum Beispiel werden da mittels Freundschaftskredit ein paar Hun­
dert M illionen in den Sand gesetzt. Es bleibt der Eindruck, daß der Großteil 
der Berliner Politiker aus Selbstbedienern, Spendeneinsammlern und Filzo­
kraten besteht. 

Was die Hauptstadt braucht ist eine neue Stadtpolitik, eine 
neue Politikergeneration mit Visionen, die diese auch umsetzen 
kann. Doch wo sind die Talente, und welche Bundespartei ist 
bereit, sich für die Hauptstadt zu engagieren. 

So etwas wie Landowski ist die WirkUchkeit! 

der I I c h C b II o k 212001 



N
ach der Strafvollzugsreform und der Einführung des 
Strafvollzugsgesetzes im Jahre 1977 hatte es kurze Zeit 
den Anschein von einem liberalen und humanen Straf­

vollzug. Es gab tatsächlich Justizsenatoren in Berlin die ver­
suchten das Strafvollzugsgesetz umzusetzen. Erinnert sei hier 
nur an Justizsenatoren wie Oxfort und Bäumler. Sie scheiter­
ten aber a.n der politischen Realität. Nicht nur große Teile 
des Beamtenbundes standen dem entgegen, auch in den ver­
schiedenen Parteien gab es starke Gegenströmungen. Mit libe­
raler Justizpolitik ist kein Stammtischwähler zu gewinnen. So 
erklärt sich auch die Diskrepanz zwi.schen Strafvollzugsgesetz 
und dem Vollzugsalltag. 

Es geht aber nicht nur Rückwärts. Der gefangene Mensch 
muß nur mit einem anderen Zeitrahmen rechnen. Dann stellt 
er fest, daß es auch vorwärts geht. Nach dem Edison 1879 die 
Glühlampe erfand, gibt es im Jahre 2001 noch nicht einmal 
überall in Tegel Steckdosen. Auch Rundfunk und Fernsehen 
haben hter 50 Jahre nach ihrer Erfindung Einzug gehalten. Der 
Mensch sieht also, es ist nur ein Zeitfaktor bis die moderne Zeit 
auch in Tegel Fußfassen kann. 

Zwar steht im Strafvollzugsgesetz § 3 (I), das Leben im Voll­
zug soll dem allgemeinen Lebensverhältnissen soweit als möglich 
angeglichen werden. Doch hier gehen die Meinungen auseinan­
der, was denn unter den allgemeinen Lebensverhältnissen zu 
verstehen ist. Offensiebtlieh nicht moderne Hafträume und eine 
an dem Vollzugsgesetz orientierte Vollzugsgestaltung. 

In der Justiz geht es nicht nur Rückwärts, sondern auch 
Vorwärts, aber nur ganz langsam. Bezeichnend dafür ist das 
Referat V beim Senator für Justiz, daß alleine für einen Schrift-
satz schon 1 Jahr und 5 Monate braucht. 

Der Gefangene sollte Allem gelassen entgegensehen. Es wird 
schon, die Frage ist nur wann. 

d e ,.. II c h e b I 1 c k 2 2001 



Gerecht oder was? 
Kürzen ist besser als zahlen müssen - erst 

recht wenn es um Häftlinge geht 

Einige Zeilen der letzten Ausgabe 
hatte der liehtblick den 
Themen >)Gefangenentlohnung<< 

und »gerechte Verteilung der LeistuJ1gs­
zulagen« gewidmet (Iichtbiick 1/2001. 
S. 4-8). Kaum hatte das Bundesver­
fassungsgericht festgestellt, daß die 
Gefangenenlöhne verfassungswidrig 
niedrig sind und den Gefangenen 
wesentlich mehr Anerkennung zusteht. 
schon fiel den Verantwortlichen nämlich 
ein, daß die Gefangenen ja eigentlich 
über Jahre hinweg in Form von Lei­
stungszulagen viel zu viel Geld bekom­
men haben. Eine natürlich unhaltbare 

Leistungszulage 

Situation für alle Rechtschaffenen - dje 
JVA Tegel mußte wieder zu einem Ort 
der Gerechtigkeit werden. 

Bereits am 11.12.2000, also noch 
rechtzeitig vor der ab dem 01.01.2001 
umzusetzenden Erhöhung der 
GefangenenJöh11e, wurden die AnsraJts­
bctriebe mit einem Rundschreiben 
daraufhingewie en, daß »die Leistungs­
zulage nur wohl abgewogen und nur in 
den unabweisbar notwendigem Umfang 
zu gewäh ren ist. Bei Normalleistung 
[ ... sei] grundsätzlich keine Leistungs­
zulage gerechtfertigt.« ln dem oben 
erwähnten Bericht hatte der Iicht­
biick auf die möglichen und 
tatsächlichen AuswUchse dieser 
unmißverständlichen Aufforderung zur 
Streichung der bislang gewährten Lei­
stungszulagen aufmerksam gemacht 
M ttt lerwei Je werden allerdings auch 
Fälle bekannt, in denen übermotivierte 
Bedienstete anscheinend sogar die 
restriktiven Vorgaben des Rundschrei­
bens zu übertrumpfen gedenken. 

Einer der von diesem Diensteifer 
betroffenen Gefangenen hat sich mit 
einem Beschwerdeschreiben an den 
Ansta1rsleiter gewandt und die Nach­
znhlung der ihm gekürzten Leistungs­
zulage beantragt, Obwohl nach Vor­
gabe des o.g. Rundschreibens die indi-

viduelle ArbeitsleiStung des Gefange­
nen arbeitstäglich lediglieb durch die 
Dienstkraft zu bewerten ist, die den 
Einsatz des Gefangenen vornimmt und 
überwacht haue nämlich ein Auf­
sichtsbediensteter die Entscheidung der 
zuständigen Dienstkraft eigenmächtig 
Ubergangen. 

Nach Angaben des Gefangenen hatte 
ihm sein zuständiger Betriebsleiter im 
Januar 2001 eine Leistungszulage von 
22% zugesprochen. Ein mit der Auf­
sicht der Universal-Betriebe betrauter 
Bediensteter habe die Leistungszulage 
ohne Rücksprache mit dem Betriebslei­
ter vor Weiterleitung der Abrechnung an 
den Dienstleistungsbereich einfach von 
22% auf I 1% gekOr.zl. Da eine inhaltli­
che Begründung dieser Kürzung offen­
sichtlich nicht erfolgte (wie soll auch 
ein Dritter eine für ihn nicht meßbare 
Leistung bewerten können?). liegt hier 
offenkundig eine willkürlich festgelegte 
Leistungsbewertung vor. Was daran nun 
)>gerecht« sein sol l, ist für das niedere 
Volk selbstverständlich nJcht auf Anhieb 
erkennbar- die Gefangenen haben aber 
schließlich genügend Zeit, um himer 
diese An der Leistungszulagenvergabe 
einen tieferen Sinn zu entdecken. Viel 
Spaß bei der Suche! 0 

Daten 
ohne Ende 

Der Berliner Beauftragte ftir Daten­
scbutz und Akteneinsicht (Bereich 
RecbtiJustiz) hat eine datenschutzrecht­
liche Prüfung des im vergangeneo 
Jahr in den Berliner Justizvollzugs­
anstalten eingeführten Datenverarbei-

BASIS 2000 

tungssystems BASTS 2000 vorgenom­
men. ln dem 6 Seiten umfassenden 
Prüfbelieht vom 23. Mai 2000 stellen 
die Datenschiltzer u.a. Fragen über 

diverse Datenerhebungen, die sie offen­
sichtlich für bedenklich halten, aber 
wegen ungenügender Informationen 
nicht rechtlich bewerten können. 

Der Bericht enthält allerdings nicht 
nur viele Fragen, sondern auch kon­
krete datenschutzrechtliche Bewertun­
gen. So heißt es z.B. auf Seite zwei des 
Berichts: >)Folgende Daten des Perso­
nalblaues des A-Bogens für die Arbeit 
der VoJizugsgeschäftsstelle halten wir 
für den Vollzug der Freiheitsstrafe fOr 
nicht erforderlich: 

- Geburtsort -kreis 
- Bekenntnis 
-Anschrift nächster Angehöriger 
- Tatbeteiligte {mit Geburtsdatum) 
- Vorstrafen (getilgte) 
-Verteidigung 
-Hinweise und Bemerkungen. 
Bereits bei unserer Grundsatzprüfung 

der JVA Tegel hatten wir Zweifel an 
der Erforderlichkeil dieser Daten für 
die Aufgabenerfüllung im Strafvollzug 
geäußert. An unseren Zweifeln hat sieb 
auch nach der Systemumstellung auf 
BASIS 2000 nichts geändert.« 

Trotz dieser im Prüfungsbericht 
geäußerten Bedenken enthalten die 
A-Bögen in der JVA Tegel weiterhin 
Informationen über den Geburtsort des 
Gefangenen. dessen Bekenntnis, letzte 
Anschrift, Vorstrafen und Tatbeteiligte. 
Darüberbinaus werden auch Daten 
erhoben unter dem Titel 
)>Zufübrungsinformationen« und nVer­
merkeK 

Unter Hervorhebung der bei den 
Datenschützem eingegangenen Gefan­
genenbeschwerden wiesen die Beauf­
tragten für Datenschutz auch darauf 
hin, daß die jewejJs in den Kopfzeilen 
der Computerausdrucke aufgedruckten 
Daten wie »Geburtsname. Geburtsda­
tum und Geburtsort/-kreis. zur feh­
lerfreien Zuordnung von Ausdrucken 
nicht erforderlich [sind), da bereits die 
Buch-Nr. im Zusammenhang mit dem 
Namen des Gefangenen eine Zuordnung 
ermöglicht.« 

Zum Schluß des Berichts fügten die 
DatenschUlzer noch hinzu, daß »auch 
der Grundsatz der Datensparsamkeit 
aus Datenschutzgrilnden berücksichtigt 
werden muß und in einigen Jusuz­
vollzugsanstalten der Transportweg 
vom Druck der Formblätter bis zur 
Übermittlung an die Gefangenen 



möglicherweise die Gefahr unbefugter 
Einsichtnahmen beinhaltet [ .. .]. Die 
Gefahr unbefugter Einsichtnahme 
besteht immer dann, wenn Ausdrucke 
- auch Ausdrucke fiir den Gefangenen 
selbst - Daten enthalten, die für den 
angestrebten Zweck nicht erforderlich 
sind.« Der Bericht wurde der Senatsver­
waltung für Justiz, Abteilung V. am 07. 
Juli 2000 mit der Bitte »um Beantwor­
tung der noch offenen Fragen« zuge­
sandt. Nach den dem liehtblick vor­
liegenden Informationen wurden trotz 
der vergangeneu lO Monate weder die 
Fragen beantwortet. noch die in dem 
Bericht hervorgehobenen Mängel beho­
ben. 0 

Schützt 
die Daten 

Der gefangene Mensch verliert mit 
seiner Inhaftierung nicht nur seine Frei­
heit, sondern faktisch auch seine wesent­
lichen Rechte auf Intimsphäre. Ange­
fangen von allen persönlichen Hab­
seligkeiten bis hin zu sämtlichen 

Recht auf Intimsphäre 

Körperöffnungen - der Gefangene hat 
nichts, was nicht der staatlichen Kon­
trolle unterliegen wilrde. Selbst die 
intimsten Gedanken, sofern sie nieder­
geschrieben wurden, sind vor Neugie­
rigen mit staatlichem Freibrief nicht 
sicher. Vertrauliche Briefe der Gefange­
nen an ihre Ehepartner, Kinder, Eltern, 
Geschwister usw. werden nicht immer 
nur aus Dienstbeflissenheit, sondern 
auch ohne dienstlichem Anlaß aus purer 
Neugier kontrolliert und gelesen. 

Trotz der offensichtlich vorhandenen. 
rechtlich und moralisch begründeten 
Bedenken. muß der Gefangene die 
für ihn sichtbaren wie unsichtbaren, 
staatlichen Zugriffe auf seine Daten 
gezwungenermaßen hinnehmen. Er muß 
aber nicht hinnehmen, daß in folge sorg­
losen Umgangs seine Daten auch ande­
ren Gefangenen zugänglich gemacht 
werden. 

Einige dem liehtblick bekannte 
Fälle belegen einen leichtfertigen 
Umgang mit Gefangenendaten. ln diesen 

FäHen hatten sich Gefangene gegen 
diverse sie belastende Maßnahmen der 
JVA Tegel gewandt und gerichtliche 
Entscheidungen gemäß § 109 StVollzG 
beantragt. Die zuständigen Strafvoll­
streckungskammern hatten. wie es 
regelmäßig der Fall ist, die JVA Tegel 
zu einer Stellungnahme aufgefordert. 
Die Sachbearbeiter in der JVA Tegel 
verfaßten daraufhin die üblich nega­
tiven Stellungnahmen. Um ihre 
Ablehnungsgründe auch juristisch zu 
untermauern, legten die Sachbearbeiter 
ihren Stellungnahmen allerdings auch 
frühere, den selben Sachverhalt betref­
fende Negativ-Urteile von anderen Kam­
mern des Landgerichts Berlin bei. 

Den Gepflogenheiten entsprechend 
haben die zuständigen Strafvollstrek­
kungskammern die Stellungnahmen der 
JVA Tegel auch den klagenden Gefan­
genen zugesandt. Die Briefumschläge 
vom Gericht enthielten allerdings nicht 
nur die Stellungnahmen. sondern auch 
die von der Anstalt an das Gericht zuge­
sandten Urteile der anderen Gefange­
nen. die früher geklagt und verloren 
hatten. Das Brisante daran ist, daß 
auf diesen Urteilen weder die Namen 
noch die Bucb-Nr. der fruheren Kläger 
geschwärzt wurden. Mit diesen vom 
Gericht zugesandten Urteilen erhielten 
die nunmehr klagenden Gefangenen 
nicht nur Kenntnis über die Personalien 
ihrer Vorreiter. Diese Urteile enthalten 
gewöhnlich auch sehr heikle Informa­
tionen wie z.B. ilber die Länge der Haft­
strafe und das vom klagenden Gefange-
nen begangene Delikt. 0 

Psychohygiene 
in Tegel 

Wird jemand durch die öffentliche 
Gewalt in seinen Rechten verletzt. so 
steht ihm der Rechtsweg offen (Art. 19 
Abs. 4 GG). Wer allerdings all zu oft 
von seinem Recht Gebrauch macht und 
gegen jede ihn belastende Maßnahme 
Beschwerden bzw. Klagen einreicht, 
läuft in der JVA Tegel Gefahr, einer 
Persönlichkeitsstörung verdächtigt zu 
werden. Einem Gefangenen in der JVA 
Tegel hat die Menge seiner eingereich­
ten Beschwerden und Klagen folgende 
Diagnose eingebracht: 

»Die >profihafte< und genaue Planung 
des Inhaftierten in der Auseinanderset­
zung mit dem Tagesablauf in der JVA 
Tegel sowie von behördlichen Organisa­
tionen und seiner unzähligen Eingaben 
läßt nach hiesiger Auffassung eine tief­
greifende Persönlichkeitsstörung erken­
nen. Eine besondere Empfindlichkeit des 

Renitent I Aufsässig 

Inhaftierten ist bezüglich Entscheidun­
gen staatlicher Institutionen zu erken­
nen. Die Tatsache der permanentenjuri­
stischen Auseinandersetzung mit den 
entsprechenden Justizverwaltungen läßt 
lediglich den Schluß zu. daß der Inhaf­
tierte die diesbezüglichen Verhaltens­
weisen anwendet. um Psychehygiene ftlr 
sich selbst zu betreiben.« 

Diese Feststellungen wurden vom 
zuständigen Gruppenleiter in der Voll­
zugsplan fortschreibung des Gefangenen 
verewigt. Welche fachliebe Qualifika­
tion den Gruppenleiter zu einer solchen 
- einem erfahrenen Psychologen vor­
behaltenen - Diagnose befähigt hat, 
entzieht sich der Kenntnis des Iicht­
biicks. Auch die Frage. in welchem 
Maße der Gruppenleiter sich überhaupt 
inhaltlich damit auseinandergesetzt hat, 
ob und inwieweit die Beschwerden des 
Gefangenen begründet und gerechtfer­
tigt sind. läßt sich von hier aus nicht 
beantworten. Vermutlich hat sich diese 
Frage aber erst gar nicht gestellt - denn 
wer trotz der paradiesischen Zustände 
in der .JVA Tegel immer noch Anlnß 
für Beschwerden findet, kann ja nur 
»gestört« sein. 0 

Das Tegeler Gefangenentheater Auf­
Bruch führt in diesem Frühjahr 
seine siebte Inszenierung auf. Ln 
Szene gesetzt wird dieses mal die 
Geschichte des 17jährigen Werner 
Gladow und seiner Kumpanen, die 
im Jahre 1949 die geteilte Stadt in 
Atem hielten. Nach der Verhafrung 
werden dem »deutschen Al Capone<< 
undseiner Sande 127 Verbrechen zur 
Last gelegt. Teil r >> .. .Vom Wert ehr­
licher Arbeit<< im Theater am Halle­
schen Ufer Teil2 >>Gladow-Casting ­
Das II. Gebot<< ganzhautnahmit den 
Gefangenen im Gefängnis Tegel 
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Danke, Herr Bundeskanzler! 

Wir bieten detaillienere Antworten auf dringende Umweltfragen. 

und wohln nach dem Knast? U N j V E R S Al 
s T j fT U N q Helmut Ziegner 

Betreutes Wohnen in den Wohnformen: 
Betreutes Übergangswohnen ( BÜW ) 
Betreute Wohngruppen ( BWG ) 
Betreutes Einzelwohnen ( BEW ) 

Wir unterstützen u.a. bei 

~
~aBe 1-4-1-G 

03 Berhn 
12 40 94 

- Arbeitssuche (stiftungseigene Projekte) 
- Schuldenregulierung 
- Behördenkontakten 
- privaten Problemen 

I 
- --- --

Sterndamm 84 
12487 Berlin 

Tel. 63 22 38 90 _ 
1 

Wenn Sie Interesse haben, rufen Sie uns an oder schreiben Sie uns. 
Bei Bedarf führen wir Aufnahmegespäche in den Haftanstalten durch. 
ln der JVA Tegel stellt Ihnen Herr Tomaschek (Tel. 4 12 10 94 ) jeden 
zweiten Donnerstag im Monat unsere Wohnangebote persönlich vor. 
Bei Interesse schreiben Sie bitte einen Vormelder an die Zentrale der 
Teilanstalt II- Kennwort: .. Wohnen bei der Universal - Stiftung". 
Als Insasse der JVA Moabit erreichen Sie uns per Antrag im Gruppen­
und Beratungszentrum ( Frau Ziegler, Tel.: 90 14- 51 87 ) . Hier unter­
halten wir ein ständiges Beratungsangebot für Sie und Ihre Angehö­
rigen zu allgemeinen Fragen der Entlassungsvorbereitung. 

Wo . 
wo11rlen? 
~ 

e Betreutes Wohnen 

e Hilfe bei persönlichen 
Problemen 

e Hilfe beim Umgang 
mit Behörden 

e Beratung zur 
beruflichen Integration 

e Unterstützung bei der 
Beschaffung 
von Dauerwohnraum 

Betreutes Einzelwohnen 
Fon: 030 I 413 83 86 u. 413 93 71 
Fax: 030 I 413 28 18 

Betreutes Gruppenwohnen 
Delbrückstraße 29 
12051 Berlin Neukölln 
Fon: 030 I 62 80 49 30 1 31 I 32 
Fax: 030 I 626 85 77 

Avenue Jean Mermoz 13 
13405 Berlin Reinickendorf 
Fon: 030 I 412 91 73 u. 413 94 62 
Fax: 030 I 413 28 18 

w 

c 
Betreutes Wohnen 

Wir bieten Euch persönliche Beratung 
bei Drogenproblemen an. Meldet Euch 
telefonisch, brieflich oder werft Eure 
Vormelder in die Caritas-Briefkästen in 
den Häusern 1. Il und lii in der NA Tegel. 

CARITAS - Suchtberatung 
Große Hamburger Str. IR 

I 0115 Berlm 
Tel. (030) 280 5112 
oder (030) 282 6574 



Der Nackte Wahnsinn allerdings hinzugefügt werden. daß nur 
in einer der drei eingereichten Proben 
Rindfleisch gefunden wurde. Die ande­
ren beiden Proben \varen dem in der 
AnstaltskOche zubereiteten .Minagses­
sen entnommen worden. Wie die in 
der Anstaltsküche arbeitenden Gefange­
nen dem liehtblick glaubwürdig wr­
sichert haben. werde don seit Anfang 
des Jahres für die Zubereirung des Mit­
tagsessens kein Rindfleisch mehr ver· 
wand. 

Englische Wurst- und Fleischspezilitäten 
zum Nulltarif 

Seit dem Bekanntwerden der Seuche 
erregt der BSE-Erreger nicht nur 

die Gemüter der eingefleischten Rin­
derliebhaber. Auch Verehrer von ande­
ren toten Tieren müssen sieb nun in 
acht nehmen - denn das Rind steckt ja 
bekanntermaßen im Detail. 

Die Verpflegung der inhaftierten 
Menschen obliegt den Haftanstalten. 
Die Gefangenen . mllssen daher darauf 
vertrauen, daß die ihnen von der Anstalt 
vorgesetzten Lebensmittel weder ver­
dorben noch mit irgend welchen Erre­
gern angereichert sind. Einige Tegeler 
Gefangene haben die Brisanz der BSE­
Problematik in den Haftanstalten recht 
frühzeitig erkannt und sich auch die 
Frage gesrelh. ob die dafür Zust~ndigen 
auch verantwortungsvoll mit ihrer 
Fürsorgepflicht umgehen. 

Die Antwort auf diese Frage kam 
von (fast) allerhöchster Stelle. Der 
Staatssekretär (SenJust) Diethard Raus­
kolb versicherte im Rahmen der Beant-

Irre Prionen 

wortung einer Kleinen Anfrage, daß 
die »Berliner Justizvollzugsanstalten 
[ ... ] sofort nach Bekanntwerden der 
BSE-Problematik Rindfleisch und Rind­
fleischprodukteaus der Verpflegung für 
die Gefangenen genommen« hätten (vgl. 
S. 16-17). 

Diese offizielle Zusicherung hat aller­
dings die Zweifel der Gefangenen nicht 
beheben können. Auch die Tatsache, 
daß die ausgehangenen Speisepläne bis 
in den März hinein Rindfleisch enthiel­
ten. trug zur Verunsicherung der Gefan­
genen erheblich bei. Als dann sogar der 
Abgeordnete B. Weinschütz nach einem 
Hinweis der Gesa~tinsassenvertretung 
die Tagespresse über die mögliche Dar­
reichung von Rindfleisch an Gefangene 
informierte. kam sofort wieder ein offi­
zielles Dementi. 

Nach einer ddp-Agenturmcldung vom 
07.03.01 hat der Justizsprecher Karsten 
Ziegler die Vorwürfe zurückgewiesen. 

»Bereits im Dezember sei angewiesen 
worden. wegen der Rinderseuche nicht 
mehr Rindfleisch anzubieten. Diese 
Anweisung sei dann >zeitnah< umgesetzt 
worden.<< Wie sich nun herausstellte. 
hat !rotz aller Dementis der nackte 
Wahnsinn die hohen Anstaltsmauern 
überwunden und greift in der JVA Tegel 
um sich. Eine von der Gesamtinsas­
senvertretung initierte Lebensmittelana­
lyse hat ergeben, daß das Abendbrot 
(1 Salami) für Moslems am 09.03.01 
Rindfleisch enthalten hat. (>>was für ein 
Fund« der Uiauta] Faimeßhalber muß 

Es kann festgehalten werden, daß die 
Anstalt zwar selbst kein Rindfleisch ver­
wendet, aber offensichtlich von veram­
wortungslosen Lieferanten rindfleisch· 
belastete Lebensmittel einkauft und 
diese den Gefangenen vorsetzt. Der 
Gefangene kann nun selbst entscheiden, 
ob er das Risiko eingeht und auf gut 
Glück weiterhin seine Salami ißt. 0 

Fesselnde Argumente 
»Verlies und Turmkerker« Zukunftswei­

sende Behandlungsmaßnahmen 

I n der letzten Ausgabe (1 /01, S. 9) haue der liehtblick über die 
menschenunwürdige Behandlung eines Gefangenen in der JVA Tegel berichtet. 

Ein 46jähriger Inhaftierter war wegen Ruhestörung wochenlang mit einem etwa 2 
Meter langen Laufriemen am Fuß gefesselt worden. Trotz seines anormalen Verhal­
tens mußte der Inhaftierte allerdings weiterhin in Haft verbleiben, weil zwei Psych­
iater in ihm lediglich einen fanatischen »Vollzugsstörer« sahen und infolge dessen 
eine Strafunterbrechung wegen Haftunfähigkeit nicht in frage kam. 

Zweifel am Gutachten dieser beiden Psychiater waren sehr schnelllaut geworden. 
zumal durchaus bekannt war. daß der Inhaftierte grundsätzlich mit niemandem 
sprach und wahrscheinlich auch mir den Gutacbtern nie ein Wort wechselte. Mirt­
Ierweile hat die Staatsanwaltschaft auf der Grundlage eines weiteren Gutachtens 
die Strafe nach § 455 Abs. 4 StPO am 27.02.2001 wegen Haftunfähigkeit unterbro­
chen. Amselben Tag hat der Amtsarzt die Einweisung des Gefangenen in die Kari­
Bonhoeffer-Nervenklinik entschieden, die Verlegung erfolgte unmittelbar daJlach. 

Trotz der Verlegung des Gefangenen in die Nervenklinik ist der Fall in der 
JVA Tegel allerdings noch lange nicht ausgestanden. Neben dem Vorwurf der 
menschenunwürdigen Behandlung gab es da nämlich noch den der physischen 
Mißhandlung. Insgesamt II Gefangene hatten bezeugt. daß sie gesehen bänen. wie 
der angeleinte Inhaftierte von Bediensteten der JVA Tegel geschlagen worden sei. 
Ihre Beobachtungen hauen diese Gefangenen dem Vollzugsdienstleiter (\"DL) der 
TA ll zunächst mündlich mitgeteilt. Acht dieser ursprünglich elfGefangenen sollen 
ihre Aussagen dann auch schriftlieb zu ProtOkoll gegeben haben. 

Gegen einen dieser Zeugen hat die JVA Tegel nun Strafanzeige erstatte!. Die 
staatsanwaltlieben Erminlungen hätten ergeben, daß der inhaftierte Zeuge wider 
besseres Wissen Bedienstete der JVA Tegel einer Dienstverfehlung beschuldigt 
habe. Ganz zufallig ist der nun angezeigte Zeuge einer derjenigen. die den Fall an 
die Öffentlichkeit getragen haben und somit die Anstnlt in Erklärungsnot brnch­
ten. Der Gefangene. der die menschenunwürdige Behandlung eines Mitgefangenen 
beklagt hatte, wird nun vermutlich selbst auf der Anklagebank Platz nehmen. 0 
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Denn sie wissen Nichts 
»Warteschleife in der Besenkammer« 

Zwei Dreiklassengesellschaft in der JVA Tegel 

Der vorgezogene Nachtverschluß an Donnerstagen\\ urde am 08.07.99 zunächst tn der Teilanstalt lll 
(vgl. libli 5/99, S. 8-?) eingcfllhrt u.nd a~ Januar 2000 auf ~ie Teilanstalten I und li erweitert (vgl. lib li 
1-2•00. S. 10-11). Sett dem endet d1e Teilnahme am Gememschaftsleben flir etwa 1000 betToffene 

Gefangene nicht mehr wie bis dahin um 2H5. sondern bereits um 1645. 
Begründet wurde diese Beschränkung des Gemeinschaftslebens u.a. mit dem Wunsch der 

Entscheidungsrräger, daß Vollzugsgefälle zwischen dem Regel- und Wohngruppenvollzug wieder deutlicher 
hervortreten zu lassen. Wie der Staatssekretär für Justiz den Rechtsausschuß am 22.02.2000 mit einer 
schriftlichen Stellungnahme aufklärte, sei das Vollzugsgefälle »durch dje Anhebung des baulichen Standards 
in den Regelvollzugsbereichen (Einbau von Steckdosen) immer mehr nivelliert worden«. Daher wUrden 
>>Gefangene des Regelvollzuges die konzeptionell angesrrebtc Verlegung in den Wohngruppenvollzug bzw. in 
d1e sonstigen Behandlungsbereiche zunehmend« verweigern. 

Abgesehen davon. daß wohl niemand ernsthaft von einer Anhebung der baulichen Standards der 100 Jahre 
alten, verkommenen Zellen sprechen kann. nur weil ruese nun großzüg1gerwe1se m1t Steckdosen ausgestanet 
wurden. Die vom Staatssekretär weiter angeführten Gründe waren teilweise entweder Widersprüchlich oder 
schlicht falsch. Es gibt in den heruntergekommenen Zellen der Tetlanstalt T gar keine Steckdosen; in 
diesen Menschenkäfigen ist immerhin die Hälfte dervom verlängerten Einschluß betroffenen Gefangenen 
untergebracht. Auch der vom Staatssekretär ganz pauschal erhobene Vorwurf. die Gefangenen würden ihre 
Verlegung in den Wohngruppenvollzug zunehmend verwe1gern, 1st realitätsfern. LUmal d1e Gefangenen 
wenig Einfluß darauf haben in welcher Tetlanstaltsie untergebracht werden. 

D1e Gesamtinsassem.enretung {GI\') der JVA Tegel hatte den Rechtsausschuß berctts am 1:!.04.00 auf 
die \Vidersprüche in der Stellungnahme des StaatSSekretärs tungewiesen. Die GIV bekräftigte z.B .. daß 
»der größte Teil der Gefangenen eher gestern als heute den katastrophalen Zuständen m den Häusern I, 
II und llJ entfliehen würde - wenn er könnte«. Die Inhaftierten können dem Elend nicht entfliehen. weil 
die Aufnahmekapazitäten der behandlungsorientierten Teilanstalten längst erschöpft stnd. Trotz vorhandenen 
Willen und vollzuglieber Eignung müssen Gefangene oft Jahre warten, bis s1e in d1esen Tei lanstalten 

aufgenommen werden können und so etwas ähnliches wie Resozialisierung erleben dürfen. 
Die Gegenargumente der GIV blieben bislang ebenso unberilcksichtigt wie ihre Bereitschaft, »Vorschläge 

zur besseren Ausgestaltung des Vollzuges in der NA Tegel einzubringen [ .. .].« Die GJV hat lobenswerter­
weise mcht locker gelassen und mit einer unter den Insassen der JVA Tcgel durchgeführten Umfrage, die 
vom Staatssekretär m Abrede gestellte Bereitschaft der Insassen zur \ 'erlegung in Behandlungsbereiche 
wiederlegt lm Zuge dieser Umfrage haben 101 Gefangene mit Unterstützung der GIV 1hre Verlegung in 
einen Bereich des Behandlungsvollzuges beantragt. 

Jeweils eine Kopie der Verlegungsanträge hat die GIV dem Rechtsausschuß vorgelegt und um politische 
Unterstützung gebeten. Angesichts der nunmehr publik gewordenen Verlegungswünsche ist inzwischen 
natürlich nicht mehr vom Verlegungsunwillen der Gefangenen d1e Rede. sondern plötzlich von einer IIDiskre­
panz zwischen Verlegungswunsch und Mitarbeitsbereitschaft«. \\'te dte JVA Tegel dem Rechtsausschuß in 
emer Stellungnahme dargelegt habe. \\·ürde nämlkh eine ))Vielahl von Gefangenen[ ... } d1e Vorzüge des 
Wohngruppenvollzuges 1n Anspruch nehmen \\ Ollen, ohne zuvor durch die Entwicklung der Persönlichkeit 
und Aufarbeitung der Delinquenz die Voraussetzung dafür zu schaffen.« 

Mit diesen neuerlichen Rechtfertigungsversuchen tun die Verantwortlichen Ja gerade so. als ob die Ent­
wicklung der Persönlichkeit und die Aufarbeitung der Tat allein die Sache des Gefangenen wäre und sie 
selbst mit alt dem im Grunde nichts zu tun hätten. Gehen rue Verantwortlieben etwa davon aus. daß der 
Gefangene die eigenen Persönlichkeitsdefizite ohne Jegliche Hilfe selbst erkennen und beheben könnte? Kann 
und soll der Gefangene etwa sein eigener Therap~ut sein und s1ch selbst therapieren Wenn er diese von 
ihm erwarteten Fähigkeiten hätte. wäre er ein bewundernswerter Mensch und bräuchte natürlich auch keinen 
11Bchandlungsvollzug« - mit all diesen Gaben wäre er nämlich erst gar nicht straffällig geworden. 621 
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Religionsfreiheit 
Sehr geehrte Herren, 

unter Bezugnahme aufden in [den Aus­
gaben 1-2/2000. S. 54 und 5/2000, S. 
9] veröffentlichten Schriftwechsel zwi­
schen L. Sch. und Pfarrer E. P. möchte 
ich das Folgende mit der Bitte um 
Veröffentlichung anmerken: 

Anliegen von Herrn Sch. war es, 
um Toleranzfür die kelto-germanischen 
Naturreligionen zu werben und die Pre­
digt von Pfarrer P. vom 30.01.2000 zu 
kritisieren, in der er diese Toleranz 
vermißt hatte. Die politische Weltan­
schauung Herrn Schilloks war m.E. 
nicht Gegenszand seines Leserbriefs. 
Damit liegt die Erwiderung von Pfarrer 
P. vom 21.05.2000 neben dem Thema, 
denn wie schon in seiner Predigt gelingt 
es ihm nicht, heidnische Religion und 
nationalsozialistische Ideologie inhalt­
lich zu trennen. Es wirkt auf mich als 
Katholik befremdlich. wenn ein katho­
lischer Geistlicher, von dem ich als 
religiösem Menschen auch Respekt vor 
fremden Religionen erwarten .darf die 
kelto-germanischen Naturreligionen mit 
den Verbrechen der Nationalso:rialisten 
in einen Topf wtrft. Es ist nicht nur 
schlechter Stil und Ausdruck widerlich­
ster »political correctness«. sondern 
entbehrt für den eigentlichen Gegen­
stand der von Herrn Sch. begonnenen 
Diskussion jeder verniinftigen Grund­
lage. wenn Pfarrer P. in seinen 
>>Widerworten<< versucht, seinen Gegner 
mit dem disqualifizierenden Vorwwf 
»Sie sind ja ein Nazi!« und dem 
anschließenden Abschweifen in die 
jüngere deutsche Geschichte förmlich 
mundwt zu machen. 

Herr P. hätte besser daran getan, 
sich dem Vorwwf seiner mangelnden 
Toleranz gegenüber heidnischer Reli­
gion offen zu stellen und allein dage­
gen nahe am Thema zu argumentieren. 
ansrau durch seinen ilber die Maßen 
unsachlichen und unfairen Diskussions­
stil in den Tabu-Bereich des National­
sozialismus auszuweichen. Dort bewegt 
er sich schließlich auf sicherem Boden, 
denn wer es wagt, ihm auch darin 
zu widerspreche11, was Pfarrer P. zum 
Thema Nationalsozialismus zu Besten 
gibt, sieht sich schließlich selbst in 
der Gefahr, als Nazi abgestempelt zu 

werden. Bei diesem Obermaß an bigot­
ter Selbstgefälligkeit eines Christenmen­
schen stellt sich mir unwillkürlich die 
Frage. wann sich der religiöse Zorn 
des Herrn Pfarrers gegen Muslime oder 
Buddhisten richten wird, denen man mit 
viel Phantasie bestimmt auch irgend­
welche Kriegsverbrechen unterstellen 
könnte. 

Von einem katholischen Geistlichen 
hätte ich - mehrere Jahrhunderte nach 
Ende der christlichen Inquisition- doch 
ein wesentlich größeres Maß an Tole­
ranz gegen religiös oder weltanschau­
lich Andersdenkende erwartet. als es 
Pjan·er Probst in seinen ))Widerwor­
ten« erkennen läßt. 
Mir freundlichen Grüßen 

Burkhard B. B. 

Napoleons Gefolge 
Hallo Jungs 

[Brief! .. .] Besonders die Seite »Recht<( 
[ist informativ), obwohl hier in Wittlich 
sehr wenig Aussichrauf Erfolg ist. Wahr­
scheinlich haJ man hier noch andere, 
alte Gesetze. Wenn du hier aus dem 
Fenster schaust über die Stadtmauer 
(Gefängnismauer), siehst du Napoleon 
mit seinem Gefolge vorbeiziehen. Man 
muß halt viel Humor haben! Erinnerun­
gen an Fred Feuerstein werden wach. 
[. . .} 

[Brief 11 .. .} Die Brieftauben in Witt­
lich sind nicht so schnell[. . .). Hier flie­
gen die Vögel ja auch auf dem Rücken. 
damit sie das Elend nicht sehen.[. . .] Den 
größten Hit habe ich am Wochenende 
erlebr. Man trauert um zwei Beamte. 
[. . .]Am Samstagabend driickre ich auf 
die Ampel, ich benötigte eine bestimmte 
Tablette gegen Kopfschmerzen. da ich 
Aspirin nicht vertrage. Der Kommen­
tar des Beamten, er würde die Tablette 
nicht kennen und müsse meine Anga­
ben in der Akte überprüfen. Von der 
D!ensreifrigkeir des Beamren war ich 
sehr erstaunt und natürlich froh, eine 
Tablette zu bekommen bis, lja bis die 
nächste Frage von ihm kam, wie heißen 
sie?[. . .) Nach dem ich zwei oder drei­
mal gestutzt hatte, gab ich zur Antwort. 
steht an der Tür. [. . .) D ie Antworr des 
Beamten war. er könne den Namen ohne 
Brille nicht lesen, [ .. .] Auf jeden Fall 
ging der Beamte auf die Suche nach 

dieser Tableue. Allem Anschein nach 
hat er sich wohl bei der Suche ,·erlau­
jen, ohne Bri11e leicht möglich, denn er 
isr bei hellte, 2 Tage später noch nichr 
wiede1gekommen. 

Nach 1 1/2 Stunden, ich machte mir 
Sorgen um den Beamlen, aber auch 
um meine Kopfschmerzen,faßre ich den 
Jvfut und drückte erneut die Ampel. [. .. 
Es] kam ein anderer BeamTer an die 
Tür. Er versprach mi1~ diese TCJblette 
zu holen. Ich. in großer Hoffnung, 
begann zu warten. Natürlich bin ich 
eine Mensch mit Humor. viel Humor. 
aber nach nun über 2 Stunden maehte 
ich mir doch große Sorgen. Nicht wegen 
der Kopfschmerzen, nein auch dieser 
Beamte haue sich wohl verlaußm oder 
war auf der suche nach dem Ersten. 

Na ja, mutig wie ich ~mr, driickte ich 
nach 2 1/2 Stunden wieder die Ampel 
und es kam der dritre Beamte. Erneut 
brachte ich meh1 Anliegen vor und ich 
muß sagen. ich bin stol::: auf !Im und 
muß ihm meinen Dank aussprechen. 
innerhalb weniger }vfinuten kam er mit 

der Tablette. Von den anderen beiden 
Beamten feh!r bis hellte jede Spur. Ihr 
könnr Euch vorstellen, daß mich jetzt 
mein Gewissen plagt. 

i ch möchte euch und unse1·e Kollegen 
bitten. eine Gedenkminute für die .::wei 
Beamten einzulegen, die aufmysteriöse 
Weise unter Einsac ihres Lebens, eine 
Schmerztablette zu holen, verschollen 
sind. Um nichr weitere Bürger im Ber­
muda Dreieck Wittlich zu gefährden, 
wünsche ich ihnen viele schmerzfreie 
Tage.[ .. . ) 

Viele Grüße, Chrisrian 

Bautzen 
Hallo dem Team des Iichtbiicks! 

Heure möchte ich Euch mal ein paar 
Zeiten aus dem »gelben Elend« der JVA 
Bautzen schreiben.[. . .} DieJVA-Bt:::. hat 
es doch torsächlich geschafji. aus dem 
großen und weiten Tal der >>Ahnungs­
losen<< zu entkommen. Ja. es ist wahr; 
seit Mitte Februar 01 haben fast alle 
Hajt1·äume Sat-Empfang. Für Nichtwis­
sende sei an dieser Stelle angemerkt, 
daß es in der JVA-Btz. bisher nur 3 Pro­
grammegab (A RD. ZDFund},.JDR). was 
nicht gerade zu großen Luftsprüngen 
anregte. Eher trug es zu einem gereiz-
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ten Klima unter den Gefangenen bei -
nach einer Haft:eit geht der normale 
Ges-prächsstoff aus und da wäre ja 
so eine Diskussiol! iiber das altägliche 
Geflimmer gerade eine sehr erholsame 
Abwechslung oder?{. . .} 

Jeto:.t wo ~·.:ir 10 Programme haben 
{. . .] und sich jede1· einen TV-Gerät 
durch die Anstalt zur Verfogang stellen 
lasse11 kann, ist Ru/re hier in meinem 
Haus. {..)Die Anstalt hat einen Anbie­
ter gefunden, derjedem Gefangenen ein 
Geriir bereitstellt. wenn er jeden Monot 
ca. /6,- DM (inkl. der Gebührenfiir die 
Bereirstellung des Satansch!usses) auf­
bringen kann. Wer bis jetzt einen eige­
nen TV hatte, muß nur ca. 14,- DM 
::ahlen. [. .. ] C. E .. 25.02.01 Bautzen. 

Haltlose Zustände 
Liebe Redaktionsgemeinschaft, 

[ ... U]nsere Anstalt ve1jiigt iiber keine 
Steckdosen in keinem Haftraum. son­
dern nur in den Fernsehräumen sowie 
Gruppenräume und Beamtenhaus der 
4bteilungen. [. .. } Was die Hygiene 
angeht. so wurden vor kurzem die 
Desinfekrionskäsren abmontierr, man 
kann also seine Fiiße nicht mehr des­
il!fi::ieren, wie es aber sein sollte. da 
nichtnachjedem Duschgang die Dusche 
gereinigt wird. Je nachdem was (ür 
ein Beamter gerade Duschdienst macht, 
sind[ ... ] schon mal40 Gefangene in der 
Dusche. Tatsache ist sogar. daß man 
beim Warten sich schon ausziehen soll. 
Ich denke. es reicht 11·enn man sich bis 
:11r Unterhose aus:iehr, und nicht wie 
der Beamte sagt ganz ausziehen. ich 
denke. ma11 ist doch kein Schauobjekt 
oder? [. .. l}]enn man nicht schnell genug 
:uriick is1 aus der Dusche, bekommt 
man noch ei11e Meldung und die sielt! 
dwm so aus, 1 Monat Freizeitsperre 
und 1 Monat Einkar!fssperre [. . .}. 

Es gab hier einen Gefangenen, der 
fast 1 Jahr auf seine ,\,/ondeloperarion 
ll'anen mußte. Nach dem der OP. 
gemacht wurde. [ ... klagte der Gefan­
gene] iiber Schmerzen im Hals. Der 
Sanitäter gab ihm dann eine Tablefle. 
doch eine Swnde danach hatte der 
bell'effende Gefangene ein Blutsturz im 
Hc1ls. Der Sani war nicht in der Lage, 
vorher einen Arzt :u rufen {. .. ). Dann 
gibt es noch ein Problem mit der Gleich-
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.vtellung der Gefangenen. Ein Gefange­
ner konnte Abends keine UK (Urinkon­
tro/le) abgeben. Er hatte zuvor Sporr 
[gemacht} und ging auch auf die Toi­
lelfe. Als er dies dann dem Sani sagte, 
inreressierte es ihn nicht; er sah es 
als Verweigerung an. daraus bekam 
der Gefangene eine Disziplinarsrrafe. 
die dann so aussah, 1 J...fonare Frei­
:eitsperre und 2 Monate Einkaufssperre 
und Ablösung von der Arbeit. Nun ist 
der Gefangene schon seit 3 Monaten 
unbeschäftigt. [ ... ] 

ln einem anderen Fall wurde ein 
Gefangener ange:eigt von der JVA Wirt­
lich. doch der Zeuge wurde Abgescho­
ben, es kam zu keiner Verhandlung. 
sondern das VeJ:fahren wurde einge­
stellt, doch die J1~4 :og dem Gefange­
nen alles was ilber 58,- DM ging (Haus­
geld) ab. Warum. das weis keiner so 
genau. Dies sind alles Situarionen. in 
denen ein Gefangener noch ruhig blei­
ben soll/kann. [. .. }Ich IVeis nicht. ob ihr 
euch vorstellen könnt. wie es in einem so 
ungeheuer starren. autoritären, unduld­
samen und inroleramen lvfachrmecha­
nismus ist. den so eine Anstalt wie Will­
lieh darstellt. {. .. Oh doch .jeder Gefan­
gener kann sich das sogar sehr gw vor­
stellen. Die Red.] 

Name del' Redaktion bekannt 

Überweisungen 
IIchtb iick 3/2000. S. 29, letzte Spalte, 
Mitte Zahlstelle 
mnuß sie jeden einzelnen Betrag bar 
bei externen Geldinstituten (Sparkasse) 
einzalrlen ... .<<, kam1 so nic/11 stimmen. 
Wie be::ahlte die Anstalr die Einkäufe 
der Gefangenen vom Hausgeld bei der 
Firma König u. jetzr Schneider? Wird 
da nicht einfach des Geld des Gef (z. 

T. wenigstens) überwiesen? Wie gelangr 
das Geld des Geffor eine Geldstrafe ::ur 
Justizkasse - einfach per (/berweisung 
I 'Om Konto der Anstalt bei der Post­
bankauft Konto der Jusrizkasse. Belege 
liegen mir VOll eigenen Zahlungsver­
pflichtungen vor. [. .. ) Auch freigege­
benes Überbriickrmgsgeld hat mir die 
Anstalr melu:fach auf mein Girokonto 
bei der Sparkasse (außerhalb Berlins) 
überwiesen \ 'On ihrem Komo bei der 
Postbank. All das ohne Bareinzahlung 
11. Gebühren dafür. {. .. } R.P. JVA Tegel 

Wittlich 
Sehr geehrte Redaktion/ 

Eines mal gleich vorweg: Nur weil 
ich jet:t einmal in Wittliclz bin. heißt 
das nichr auromarisch, daß ich ein 
obgnmdtiefschlec:hter Mensch[ .. .}. ein 
Lügenbaron und Milnchhausen bin. Was 
ich hier die Monate edles erlebte, stellt 
glafl weg alles in den Schatten, übertrifft 
bei weitem alles bisher dagewesene. 
was ich [. .. ] erlebte. 

Hier häre ich tägl.: 0·ngenehmigr em­
gegangen. Abgelehnt. Antrag schreiben. 
Gehr zur Habe, Sicherheil und Ordnung 
der Anstaltund und und. {. .. } 

Hat man >>Mist gemacht«, hat man 
seine Strafe zu verbüßen. Da gib1 es 
nichts ::u rütteln b:w. kein ~'Venn und 
Aber. Das ak:epriere ich voll und ganz. 
Aber das ganze drum herum. was 
hier geschieht, was mit erwachsenen 
Menselren gemacht wird. die weder 
Entmündigt sind, Alzheimer haben, noch 
Mongoloid sind. so etiVas gehört ins 
Kasperle Thearer b::w. in den Kinder­
garten. 

Ich sagre (mehrere male schon) dem 
Anstaltsleirer: [ .. .) »Hier passieren 
Dinge, die womöglich gar nicht im 
Sinne vom Gesetzgeber sind. Vieles wird 
hier in Eigenregie und Eigeniniriative 
beschlossen und ''erkünder. Ob das mm 
richtig ist oder nicht. Uns sind doch die 
Hände gebunden, können nicht dage­
gen an. " 

Das schrieb ich schon letztes Jahr an 
den Staatsanwalt [ ... ] in Koblenz. Post 
wird zurückbehalten. garnicht abge­
schickt (und nicht ausgehändigt). In 
meiner Akte (Beurteilung) stehen .fal­
sche Dinge. Und der Arzr erst .... Es 

Achtung Absender! 
lVIeien Zuschriften Ist nicht oder nur 
schwer zu entnehmen. ob sie zur 
VerAftentJicbung bestimmt sind oder 
nur dn redaktionelle blformatlons· 
bedDrfnis befrledleen sol1en. HUfreich 
wlre auch ein Kinweis darauf. ob der 
Name des Zusenders voll, abgekOn:t 
oder (nur Ia Au•nabmeflllen) gar nlcbt 
gen81U1t werden saU. Auf alle Fllle 
behalten wir uns KOrzungen vor; kel· 
uesfalls ert'nlcen Honoranablangea. 
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l""'ird Vertuscht, verschwiegen. verges­
sen, die Unwahrheit gesagt und und 
und. [ .. ] B. aus Wirtlich 

Bruchsal 
Sehr geehrte Redaktion des »Iich t­

blicks <' [. . .} 
Hier in Bruchsal. wo es sehr schwer 

fällt, sich wie ein Mensch zu fühlen, 
leben ca. 380 Gefangene, von denen 
etwa 130 Mann eine lebenslange Haß 
verbüßen. Die Anstaltsleitung gibt sich 
gegenüber den Medien sehr liberal 
und bedient sich sehr gerne solchen 
Ausdrücken wie z.B. JJResozialisie­
rungs-« bzw. ,>Chancenvo!lzug«. Zu den 
Tatsachen gehört auch. daß eine nicht 
unerhebliche Anzahl von Gefangenen in 
die Sozialrherapeutische Anstalt Hohe­
nasperg verlegt werden. Meistens steht 
dabei die Delinquenz als Therapiein­
dikaror. Ca. 80 % der Gefangenen 
werden nach unverhältnismäßig /.;urzer 
Zeil rückverlegt. Für diese Klienrel. 
die im Regelfall therapiemotiviert sind, 
beginnt als dann der Verwahrvo/lzug. 

Anstau zunickgekehrte Gefangene 
in Bt·uchsal weilerzubehandeln, ver­
steckt man sich hinter dem Slogan 
»zu wenig Personal<< oder Jlmit den 
hier zur Ve1jiigung stehenden Mitteln 
nichr =u erreichen«. [. .. } Lockerungen, 
geschweige den Urlaub gibT es in der 
geschlossenen Anstalt nicht. Evtl. ('!) 
einige Tagesausgänge Wochen vor der 
Endstrafe. die fiir Bruchsol synonym 
ist. 

Natürlich sind das nicht die einzigen 
schikanösen Mittel, mit denen man 
versucht. die Gefangenen am soge­
nannten >>Chancenvollzug<< teilhaben 
zu lassen. Der allerletzte Schrei isr 
ein jegliches Verbot von Gebrauclwglas 
und dazu gehören nicht nur Deoroller! 
[ .. ] Löslichen Kaffee gibr es jetzt in 
Folie. Allerdings nur in einer Sorte und 
Pachungsgröße. Nämlich 500g zu DM 
32,-. Gefangene. die nur Taschengeld 
erhalten, haben ahziiglich der immen­
sen Srromkosren und der Kabel-TV­
Gebühr von ca. DM iO,- eventuell 
42.- Hausgeld Laut Vollzugsleitung 
so/len sich Gefangene beim Kaffeekauf 
Zll sogenannten »Kaufgemeinschaften<< 
zusammenschließen. [ .. .] 

Das Arbeitsangebot in Bruchsol ist 

sehrknapp und im Zuge der Umsetzung 
der Vorgaben des BVe1j'G hat man bei 
Neueinstelhmgen gleich mal die Lohn­
sttdrm gekürzt. Was die Aufschlußzeiten 
angeht. so betragen diese unter der 
Wocheca. 215 h. Dadurch ist es möglich, 
die Anstalt mit nur 300 Beamten zu 
führen { ... }. Am Wochenende ist man 
mit den Aufschlußzeiten großzügiger. 
Ganze 530 min steht man uns da zu. 
Einschh!ß ist täglich 1645. Wochentags 
ist von 1 fJO bis J920 J>Freizeit<<. Das 
heißt Gruppe, Sport oder Umschluß. 
Nebenbeibemerkt hat Bruchsol den 
beiläufigen Namen vEndstation«. Der 
ununterbrochen längste einsitzende 
Gejm1genejeiert im Juni sein 42jähriges 
Jubiläum. [. .. ] Euer Michael 

Achterbahn 
Sehr geehrte Damen und Herren . 

mir brennt ein Vorgang m!fden Nägeln, 
den ich zwar az{( Anraten auch meines 
Anwahes (>> ... könnte ein Tesc sein, wie 
belastbar Sie sind ... «) liegen gelassen 
aber doch nicht abgehakt habe. 

Der Sachverhalr: 12.09.2000. 2000 
Uhr: Dringende Order durch die Tor­
wache, mich in der Vollzugsgruppen­
leiwng einzufinden. Don wird mir[. .. } 
ein Vordruck [. . .} vorgelegt: Ich solle 
erklären. ob ich mit meiner Bedingten 
Entlassung nach § 57 StGB einversran­
den bin oder nichr. ich erkläre mich 
einverstanden. fülle den Vordruck aus 
[. .. }. ich hatte keine Brille dabei, des­
halb übersah ich in der Aufregung, wer 
(Landgericht. Staatsanwaltschaft) diese 
Sache initiert hatte. Der Bedienstete 
konnte sich am i3.09. angeblich auch 
nicht mehr erinnern [. . .}. 

13.09.2000, J630 Uhr: Bediensteter 
B. hat in diesem Fall sich vorsichtshal­
ber bei der fiir mich zuständigen Sozi­
alarbeiterin C. nach dem Sachverhalt 
erkundigt und teilt mir deren Antwon 
mit: Es läge eine Anfrage der Staatsan­
waltschaft vor, und ich solle warten. 

i4.09.2000. 1100 Uhr: Die Sache 
läßr mir keine Ruhe [ .. .]. Ich spreche 
deshalb meine Sozialarbeiterin C. an. 
Antwort (!): Die Sache ist ein »Ver­
sehen der Geschäftsstelle«. Keine wei­
tere Erklärung, keine Entschuldigung; 
nichts. [ .. .} Ist es vielleicht Absicht des 
Vollz-ugs. die Belastungsgrenze eines 

Langzeitinhaftierten auszwesten? Nicht 
nur, daß hier mit den Nerven eines 
Gefangenen Achterbahn gefahren wird: 
es grenzt an eine durchaus Lebensbe­
drohliche Schikane. wenn labile Lang­
zeitinhaftierte (und wer ist nach einer 
Haftdauer von 10 und mehr Jahren nicht 
labil?!) nach einer solchen Eröffnung 
über eine voraussichtliche Entlassung 
durchdrehen- wenn der ganze Vorgang 
nicht (mehr) den Tatsachen entspricht. 
[. . .} 

Name und JVA der Redaktion 
bekannt 

Knast ist Knast! 
Sehr geehrte Damen und Herren, oder 
doch besser »Hallo Knackis«.'[. .. } 

i ch bin vor langer Zeit durch einen 
Eurer Mitarbeiter zum Leser des 
»Iichtblicks« geworden.[ .. .] Was mir 
auffälr ist; die vielen Beschwerden der 
Jnsassen. Aber ist es denn nicht so, 
daß jeder weiß - eine Straftat kann 
keinen »Erholungsurlaub<< nach sich 
:iehen. Ich weiß doch, wenn die Bullen 
mich erwischen, hat dasji-eie Lebenfür 
einige Zeit ein Ende. ODER? [ .. .} 

Mein ehemaliger Briefpartner bei 
Euch hatte am Anfang auch recht 
vernünftig geschrieben - bis meiner­
seits konkrete Fragen gestellT wurden. 
Also meine Frage an Euch ist eigentlich 
nur: Wie sollte eine JVA aussehen - was 
muß ich mir unter »Strafvollzug« vor­
stellen? Ein Freizeitzentrum mit Turn­
halle. ein Gemeinschaftsraum mit allem 
was dazu gehört. kleine Bar. FS. Telej 
usw. ich bin gerne bereit, mit Leuten 
Kontakt aufzunehmen - in jeglicher 
Form. Sie können diesen Brief auch 
abdrucken-Kein Problem. Aber erzählt 
mir nicht. daß keiner der Insassen - isc 
blöd ausgedrückt - nicht schon vorher 
wußte, worauf er sich bei seiner Straftat 
einläßt. 

Mit fi"eundl. Gruß 
Norbert J. 

[Der liehtblick hofft aufviele Leser­
briefe von Gefangenen, die auf diese 
oben gestellten Fragen eingehen. Die 
Antworten werden nach Maßgabe des 
vorhandenen P latzes veröffentlicht oder 
(nach Wunsch) dem Verfasser des obigen 
Leserbriefs weitergeleitet. die Red.] 
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Von Abhängigen für Abhängige Buchfernleihe 
für 

Gefangene!! 

® Hilfe zur 
Selbsthilfe ~ 

Die Buchfernleihe für Gefangene ist eine Bibliothek, die kostenlos 
Bücher an Gefangene und an Patienten von Landeskrankenhäusern 
im gesamten Bundesgebiet verleiht. Der Bezug ist grundsätzlich kosten­
tos, aber wir haben nur wenig Geld zur Verfügung und bitten Dich, Dich 
an den Kosten zu beteiligen, wenn Du in der Lage dazu bist. (Spenden 
am besten in Form von Briefmarken). Wir verschicken die Bücher als 
Büchersendung. d.h. bis zu einem Kilo 2.50 Di'VI, oder als Päckchen bis 

bietet der »Deutsche Orden- Sucbthilfe« 
alk.oholkranken, vollzugsgelockei1en In­
haftierten an, die trocken werden, sind 
und bleiben wollen, dies als Chance sehen, 
in Zukunft trocken und straffrei zu leben! 

zu zwei Kjlo 6,90 DM. Dies wären für Dich auch die Kosten für die Rück­
sendung der Bücher. Die Ausleihfrist für die Bücher beträgt im aUge­
meinen 8 Wochen. 

Bei wirklichen Interesse, bitte wenden an unserem: 

Buchfer nleihe Dortmund 
Schweizer Allee 25. 44287 Dortmund 

Tel. : 0231/4481 l1 

Andreas, Mo-FJ in der Zeit von l 0°0 Uhr bis 17°0 

Uhr unter der Tel. Nr.: 293 85 413 

DO- Suchthilfe, Frankfurter Allee 40. 

Alkohol ist ein hervorragendes Lösungsmittel. 
Er löst Familien, Ehen, Freundschaften, Arbeitsver­
hältnisse, Bankkonten, Leber und Gehirnzellen auf. 

Er löst nur keine Probleme!! 

sbh 
Straffalligen- und Bewährungshilfe Berlin e. V 

Getangenen-Fllrsorgevcrein Berlin von 1827 

Unsere Beratungs- und Dienstleistungsangebote in der 
Zentralen Beratungsstelle der sbh: 

Off<n< Sprc--:hstondc- Allgemenw Bera1ung 
Di" Do. IJ-Iß L'hr und Fr 9· 13 Ulu 

Entlas!tungs..,.orbcrcitung 
Dr .. Do. 14-1 8 Uhr und Fr. 9-13 Uhr 

KoS<cnloso Schuldn<rber.nung 
Tcmnne n.1ch Vcrcinbamng 

Ihre pt:ntönhchc- Hklu~h:dt:.planung 
Jeden Montag von I 3-16 Uhr 

Koste:nfosc RcthtsbenH\lng 
Donnerstag> alle 14 Togc vo11 13.30- I S.JO Ulu 

R~ch,.berotwt~ un Ausl~nderrecbt 
J<Jon I Du:t~>tagun \1onat 15-!8 L'hr 

ASS- Tilgung unembringhcher Gddstrnfcn 

Mo. D1e .. Do. 1~· 18 Uhr und Fr. 9· 13 l;hr 

Job- und Qualuir.icrungsbenltung 
lcd•n DicnSiag von 13-16 Uhr 

WohnrawmenruttlWI.g mit dem [nlcme-t 
Jeden Miii\\OCh '0<\ ! ~ .3Q..Jid0 !Jh< 

Vcm1ictung \ on Übcrg:mg,s.\\ olmunge-n 
Jcdcn Donners111~ von J..;_ ·16 Uhr 

ARGE ... \Voch.cncndltrben rUr lnhai'ucne 
Jeden Oonnersl.l_g von J.J.J; Uhr 

L:ntersnll1.un~ uu barokr:mschcn Dschlmgel 

JC<l<n Dkn.;log I 0-12 Uhr 

Persönliche Beratuno durch die sbh auch in der JVA Tegel: 
Frau Geßner und Hen· van der ~erf s ind am jedem Donnerstag in der NA Tegel. 
Hen van lngen an jedem Freitag. Anmeldung zur Beratung bitte über Vormelder! 

sbh • Straffälligen- und Bewäh1ungshilfe Berlin e. V. 
Bundesallee -12 • 10715 Berlin (\Vilmersdorf) · Telefon: (0 30} R 64 71 30 

U7 und U9: U-Bahnhof Berliner Straße 

I 024 7 Berlin - Friedrichshain. 
U 5. Bhf Samariterstraße 

Berlins schwuler Infoladen 

Motzstraße 5: 10777 Berlin 

Ehrenamtlic.he Mitarbeiter betreuen 
schwule Männer in Berliner Knäslen: 
-Regelmäßige Besuche 
-Information zu HfV und AIDS 
-Unterstützung bei psychosozialen 
Problemen und Behördenkontakten 
-Begleitung bei den Vorbereitungen 
zur Haftentlassung und auch danach. 

7. Auflage 
aktualisiert und erweitert 

· Fördertöp!e--:-""" ~ 
für Selbsthilfeproje~e ·. ·j 

und kleine Betriebe· 
in Berlin und den n·euen • 

Bundesländern~ · _J 
Inhalt: Staatliche Förderung von 

Arbeitsplätzen 
Neu: Fördertöpfe der EU 

Was wird durch wen gefördert? 
Staatliche und private Geldtöpfe 

Praktische Hilfen bei der Antragstellung 
90 Seiten A4 

15 DM+ 2 DM Porto 

Erhältrich bei: 
Netzwerk e.V. 

Gneisenaustr. 2a. 10961 Berlin 
Tel. (0 30) 6 91 30 72 

Fax 6 91 30 05 
e-Mail: Netzwerk-Berhn@t-online.de 

Infos: www.Netzwerk-Berlln.de 



Freedom of Thought 
The Russell Tribunal on Human Rights in Psychiatry - Geist gegen Gene -

von 29. Juni bis 02. Juli 2001 in der Freien Universität Berlin 

F reedom of Thougbt (Freiheit der 
Gedanken) ist eine Internatio­
nale Konferenz Uber Menschen­

rechte. biologistische Diskriminierung 
und psyclliatrischen Zwang. Die UN 
Hochkommissarin für Menschenrechte. 
Mary Robinson, wird einen Vertreter 
entsenden, der die Konferenz mit einer 
Grußadresse eröffnen wird. Nach der 
Eröffnungsveranstaltung am 29. Juni 
2001 teilt sich die Konferenz in das 
Fünfte J nternationale Russell Tribunal 
on Human Rights in Psychiatry und 
in das Symposium Geist gegen Gene. 
Eine Pressekonferenz wird die Konfe­
renz am 2. Juli 2001 beschließen. 

Die Allgemeine Erklärung der Men­
schenrechte der Vereinten Nationen 
garantiert das Recht auf Freiheit der 
Gedanken (Artikell8). Das Fünfte Inter­
nationale Russell Tribmral on Humau 
Riglrts in Psyclriatry untersucht den 
psychiatrischen Begriff der Geistes­
krankheit sowie dje Zwangseinweisung 
und Zwangsbehandlung in psychiatri­
schen Institutionen vor dem Hinter­
grund der Verletzung von Grundrech­
ten. In Berlin 2001 wird das Tribunal 
das Augenmerk auf die Geschichte 
der Psychiatrie. die Gesetzgebung im 
Bereich der Psychiatrie und auf die 
Stigmatisierung und Ausgrenzung der 
Betroffenen richten. Es soll in den Fol­
gejahren mit anderen Schwerpunkten in 
New York und Jerusalem stattfinden. 

Geist gegen Gene eröffnet ein Forum 
jenseits des konventionellen Paradigmas 
zweckgebundener Produktion biotech­
nologischen Wissens und der Ideologie 
der >Verbesserung< des Menschen. Mit 
voranschreitender Kommerzialisierung 
der Biowissenschaften steigt die Gefahr, 
daß der Wert des Menschen an der 
>Qual itlit< seines Erbguts gemessen wird: 
eine Aufwertung des )Gesunden( geht 
mit der Abwertung des >Kranken{ 
einher. Einem Rassismus ohne Rasse 
wird auf der Basis von generischen Pro­
filen das Feld bereitet. Die Kriterien 

der Zuordnung bleiben im Dunkeln und 
spiegeln lediglich neueste biologische 
und medizinische Erkenntnisse wider. 

Russell Tribunal 
zur frage der Menschenrechte in der 
Psychiatrie 

Gegenstand des Tribunals 
Die Bestimmungen der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte haben 
in den Gesetzgebungen vieler Länder 
dieser Erde ihren Niederschlag gefun­
den. Die westliche Welt rühmt sieb der 
konsequenten Umsetzung der Erklärung 
und leiret daraus nicht nur eine mora­
lische Verpflichtung. sondern auch das 
moralische Recht ab, die Umsetzung 
der Menschenrechte m nicht-demokra­
tischen Ländern zu überwachen, Aber 
werden die westlichen Gemeinschaften 
den selbstauferlegten Ansprüchen und 
Maßstäben gerecht? 

Zwangseinweisung und Zwangsbe­
handlung in psychiatrische KJiniken 
einschließlich Fixierung. Elektroschock 
und Verabreichung von Psychophar­
maka aufgrund der Diagnose psy­
chischer Krankheit sind alltägliche 
Praxis. Einmal eingewiesen. durchle­
ben die Betroffenen eine 
Odyssee ohne absehbares 
Ende. Diese Entrechtung 

rechte in der Psychiatrie bedarf es daher 
einer unabhängigen und umfassenden 
Untersuchung und Bewertung. Dazu 
soll das fnnfte Internationale Ru.uell 
Tribunal einen wesentlichen Beitrag lei­
sten. Der historische Vorläufer dieser 
Form der öffentlichen Verhandlung war 
das Vietnam War Crimes Tribunal, dns 
1966 von dem britischen Philosophen 
Lord Bertrand unter Beteiligung von 
Jean Paul Sanre, Sirnone de Beauvoir. 
Peter Weiss, u.a. die GräuJ des Viet­
nam-Krieges. Seit diesen ersten Tribu­
nal haben drei weitere stattgefunden. 
unter anderem eines Anfang der acht­
ziger Jahre zu den Berufsverboten 
in der BRD. Ausschließlich aus der 
moralischen Verantwortung und Ver­
pflichtung der Teilnehmenden entstan­
den, Menschenrechtsverletzungen nicht 
gleichgültig hinzunehmen. erwiesen 
sich die Tribunale jeweils als eine wirk­
same Möglichkeit, staatlich legitimierte 
Gewalt, über der der Mantel des Schwei­
gens hing. ins öffentliche Bewußtsein 
zu rufen. Die Konferenz kann live über 
Internet verfolgt werden. www. free-
dom-of-thought.de 0 

Aufruf Zeugnis abzulegen 
beim FUnften Internationalen und Stigmatisierung soge­

nannter psychisch Kranker 
stellt eine Verletzung der 
Menschenrechte dar. wie sie 
in der U 1 Deklaration nie­
dergeschrieben sind - das 
sagen Betroffene und Kri­
tiker des psychiatrischen 
Systems. Vertreter der 
Psychiatrie begründen die 
Praxis der Zwangseinwei­
sung und Zwangsbehand­
lung als notwendig, da die 
psychisch Kranken vor sich 
selbst zu schützen seien bzw. 

Russell Tribunal zur Frage der Menschenrechte 
in der PsychiaTrie 

die Gesellschaft vor ihnen. 
Zur Einschätzung der 

Situation der Menschen-

vom 29. 06.- 02.07. 2001 in der Freien Universität 
Berlin 

Wir rufen zwangspsychiarrisierte und zwangsbe­
handelte Menschen dazu auf. vor dem fünften 
Intenationalen Russell Tribunal zur Frage der 
Menschenrechte in der Psychiatrie Zeugnis über 
ihre Erfahrungen in der geschlossenen Abteilung 
einer Psychiatrie abzulegen. 
Kontktadresse: »Freedom ofTboughu< Office 

Vorbergstraße 9a 
10823 Berl in 
Tel.: 030178953410 
Fax: 03017828947 
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Tod 
im Knast (I) 

Kleine Anfrage (Nr. 14/ 1240) des 
Abgeordneten Bernhard WeinschUtz 
(Bündnis 90/Die Grünen). Die Beant­
wortung Ubernahm am 01.12.2000 der 
Regierende Bürger(Justiz)meister, Eber­
hard Diepgen. 

1) Wie viele Gefangene starben 
jeweils in den Jahren 1994 bis 1999 
sowie bisher im Jahr 2000 in den Berli­
ner Justizvollzugsanstalten {JVA)? 

2) Wie verteilen sich diese 
Todesfälle 
a) aufdie einzelnen JVA, 
b) auf Untersuchungshaft und Straf­
haft? 

Jahr 

1994 

1995 

1996 

!997 

1998 

1999 

2000 

Suizide 

5 

4 

3 

4 

2 

2 

natUrlieber 
Tod 

0 

2 

2 

s 

s 

(bis l6.ll.) 9 
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ha s 

3) In wie vielen Fällen war die Ursa­
chejeweils 
a) ein Suizid, b) Gewalteinwirkung, 
c) eine natürliche Todesursache? 

4) Wie viele Suizidversuche gab es 
darüber hinaus in den genannten Jahren 
(bitte unterteilen wie bei Frage 2)? 

Antworten hierzu wie 1-4 
a) Werden Gefangene in suizidgefährdet 
bzw. nicht suizidgefährdet eingestuft? 
Wenn ja,[ ... ] 
b) welche Betreuung erhielten die als 
suizidgefährdet eingestuften Gefange­
nen? 

Antwort: Bei Gefangenen, die als 
suizidgefährdet erkannt und eingestuft 
werden, kommen Sicherungs­
maßnahmen und zwar jeweils ange­
messen den Umständen des Einzelfal­
les und gegebenenfalls mit zunehmen-

Sonstiges 

3 

1 

0 

0 

3 

Suizide 
in Tegel 

0 

2 

0 

Suizide 
in Moabit 

2 

3 

3 

2 

2 

7 

der Intensität, zur Anwendung: 
Besondere Beobachtung in 

unregelmäßigen Abständen durch den 
Sichtspion in der Haftraumtilr (wenn 
vorhanden) 

- Gemeinsame Unterbringung mit 
einem anderen Gefangenen (sog. 
Notgemeinschaft) auch in sog. 
Begegnungshafträumen (2 Hafträume, 
verbunden durch einen Durchgang; in 
der JVA Moabit dergestalt ausgestattet 
112 Hafträume) 

Unterbringung in besonders 
gesicherten Hafträumen bzw. in 
Kriseninterventionsräumen des Kran­
kenhauses der Berliner Vollzugsanstal­
ten 

- Verlegung in die Abteilung für 
Psychiatrie und Psychotherapie des 
Krankenhauses der Berline~ Vollzugs­
anstalten in der JVA Charlottenburg 

Im Zuge der Betreuung und Behand­
lung erfolgen zudem Gespräche mitdem 
zuständigen Gruppenleiter des Sozial­
dienstes, mit Angehörigen des anstalts­
psychologischen Dienstes sowie eine 
Vorstellung beim Anstaltsarzt 

7) Welche Erkenntnisse liegen insbe­
sondere Uber Suizide und Suizidversu­
che von Untersuchungsgefangenen vor, 
a) geschehen sie eher in den ersten Tagen 
nach der Verhaftung, oder ist das Risiko 
bei langer Untersuchungshaft besonders 
groß,[ ... ] 
c) in welchem Umfang findet bei Unter­
suchungsgefangenen eine psychosoziale 
Betreuung statt, was wird in diesem 
Rahmen gegen die Suizidgefahr getan, 
d) wie viele Dienstkräfte mit welcher 



Ausbildung stehen rur wie viele Gefan­
gene dafür zur Verfügung, und wie hat 
sich dieses Verhältms in den genannten 
Jahren entwickelt? 

Antwort zu 7: Im Berliner Justizvoll­
zug werden seit Jahrzehnten Erkennt­
nisse über Suizide und Suizidversuche 
von Untersuchungsgefangenen gesam­
melt, Sie decken sich weitestgehend mit 
denjenigen anderer Bundesländer. 

Antwort zu 7a: Es ist eine bekannte. 
durch Untersuchungen immer wieder 
bestätigte Tatsache. daß zu Anbeginn 
insbesondere von Untersuchungshaft 
Suizide häufig sind. Nach einer inter­
nen Auswertung von Suizidfällen im 
Berliner Justizvollzug aus dem Jahre 
1991, in der Zahlen zurückgehend bis 
auf das Jahr 1973 verglichen wurden. 
geschahen 27.6% der Suizide während 
der ersten drei Tage. 75% während der 
ersten vier Monate. In der Untersu­
chungshaft bei erwachsenen Männcrn 
in der JVA Moabitsind seit 1991 28 Sui­
zide zu verzeichnen gewesen, 15 von 
ihnen innerhalb der ersten vier Tage 
eine Untersuchung aus dem Bundes­
land iedersachsen konstatiert nach 
einem Tag Unterbringung 28% der 
Suizid falle, nach einer Woche 43% und 
innerhalb des ersten Monats 57% der 
Selbsttötungen. Eine Erhebung des Bun­
deslandes Hessen aus dem Jahre 1998 
stellt bei einer Dauer bis zu sechs 
Monaten nach der Inhaftierung 60% 
der Suizidfalle fest, während sich 40% 
auf die übrige Inhaftierungszeit ver­
teilen. Die Ursachen bjerfür liegen in 
den zu Beginn einer Inhaftierung deut­
lich überwiegenden Belastungsfaktoren 
wie z.B. Desorientierung. Depression 
nach Festnahmestress. Perspektivlosig­
keit, Anpassuogsschwierigkeiten, Unsi­
cherheit über die Verfahrenslage. [ .. . ] 

Antwort zu 7c: Eine psychosoziale 
Betreuung im Sinne der Fragestellung 
findet in den Untersuchungshaft-an­
stalten bzw. Untersuchungshaftberei­
cben durch Mitarbeiter des Sozi­
aldienstes und des Psychologischen 
Dienstes statt. Bei Anhaltspunkten auf 
Suizidgefahr werden zur Kriseninter· 
vention Gespräche und Kontakte 
intensiviert und - soweit die rich­
terliche Verfügungslage dies zuläßt -
je nach Einzel fall durch verstärkte 
Kontakte nach außen (Besuche, Tele­
fonate), Vermittlung in Arbeit oder 

( 

Freizeitbeschäftigung und Hinzuzie­
hung freier Mitarbeiter ergänzt. 

Antwonzu 7d: In der JVA Moabit als 
Schwerpunktanstalt für Untersuchungs­
haft waren am 24. November 2000 
einschließlich des örtlichen Krankeu­
hausbereiches 1119 Gefangene unter­
gebracht. Im Jahre 1999 sind 5180 
Gefangene in der Anstalt aufgenom­
men worden. Zur Betreuung der Gefan­
genen stehen neben 370 Mitarbeitern 
des allgemeinen Vollzugsdienstes ins­
gesamt 18 Gruppenleiter (Sozialdienst) 
zur Verfügung, von denen 12 der beruf­
lichen Herkunft nach Sozialarbeiter und 
sechs Angehörige des gehobenen Ver­
waltungsdienstes sind. Im Sozialdienst 
ist seit 1995 eine Reduzierung um vier 
Stellen zu verzeichnen. [ ... ) 0 

Nackter 
Wahnsinn 

Kleine Anfrage Nr. 1495 des Abgeord­
neten Bernhard Weinschütz (Bündnis 
90/Die Grünen). Die Beantwortung 
erfolgte am 07.02.01 durch den 
Staatssekretär (SenJust) Herrn Diethard 
Rauskalb 

l) In welchem Um fang werden derzeit 
Rindfleisch oder Rindfleischprodukte in 
der Anstahsverpfiegung der Berliner 
Justizvollzugsanstalten verwendet? 

Antwort: Die Berliner Justizvollzug ·• 
anstaften haben sofort nach Bekanntwer­
den der BSE-Problematik Rindfleisch 
und Rindfleischprodukte aus der Ver­
pflegung für die Gefangenen genom­
men.( ... ] 

[Es war nur eine Frage der Zeit, bis 
sich belegen lassen würde, daß ich 
der Staatssekretär bei der Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage (übrigens nicht 
zum erstenmal) gewaltig irrt.] 0 

Neues aus der 
Abschiebehaft 

Mündliche Anfrage Nr. 14 des Abge­
ordneten Harrwig Berger (Grüne). Die 
Beantwortung erfolgte am l8.0UOOI 
durch den Senator fOr lnneres. 

I) Welche Schlußfolgerungen zieht 
der Senat für Berlin aus dem Urteil 

des Bundesverfassungsgencbts. welches 
klargestellt hat. daß die Abscl1iebehaft 
für ausgewiesene Ausländer in der Regel 
drei Monate nicht überschreiten darf? 

Antwort: Ein Urteil des B~mdesver­
fassungsgerichts mit dem Inhalt. daß 
die Abschiebungshaft für ausgewiesene 
Ausländer in der Regel drei Monate 
nicht überschreiten darf. ist dem Senat 
nicht bekannt. 

Sofern die Frage auf den Beschluß 
des BundesverfassWJgsgerichts vom 15. 
Dezember 2000 - 1 BVR 347/ 00 -
Bezug nimmt. ist folgendes festzu­
stellen: Das Bundesverfassungsgencht 
betont in seiner Entscheidung die Bedeu­
tung des verfassungsrechtlichen Grund­
satzes der VC!rhältnismäßigkeit und 
seiner einfachgesetzlichen Ausprägung 
in 57 Absatz 2 Satz 4 des 
Ausländergesetzes. Nach dieser Vor­
schrift ist Haft zur Sicherung der 
Abschiebung unzulässig, wenn feststeht. 
daß aus GrOnden. die der Ausländer 
nicht zu vertreten hat. die Abschiebung 
nicht innerhalb der nächsten drei Monate 
durchgeführt werden kann. [ ... ] 0 

Tod 
im Knast (II) 

Kleine Anfrage (Nr. 13'2) des 
Abgeordneten Bernhard WemschUtz 
(Bündnis 90, Die Grünen. Die Beam­
wortung erfolgte am 11.01.2001 durch 
Staatssekretär tSenJust), Herrn Diet­
hard. Rauskolb 

I) Welche Todesursache. die weder 
natürlicher Tod noch Gewaltcinwirl.ung 
noch Suizid sind. versteht der Senat 
unter ))sonstige Todesmsachen« (vgl. 
Antwort zu 3. auf die Kleine Anfrage 
Nr. 1240)? [ ... ) 

Antwort: Bei den Todesursachen, die 
weder natürlicher Tod noch GewalteiD­
wirkung noch Suizid sind und in der Ant­
wort zu Ziffer 3. der Kleinen Anfrage 
Nr. 1240 vom 13. No,·ember 2000 als 
»Sonstiges« bezeichnet wurden. handelt 
es sich um solche Fälle. in denen allen 
Anschein nach der Tod nach Einnal1111e 
einer Überdosis von Betäubungsmitteln 
eingetreten ist. 

Bei den dret »sonstigen« Todesfällt!n 
aus dem Jahre 2000 liegen bislang noch 
keine Obduktionsberichte vor[ .. .]. 0 
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LL = Lebenslang? 
Fortschrittliche Anfänge 
leider nicht in der Praxis 

Seit längerem gibt es in der Gesellschaft eine recht kon­
troverse Diskussion über die Abschaffung der Lebens­
langen Freiheitsstrafe. Die Gegner der Abschaffung 

wollen das begangene Unrecht »angemessen<< gesühnt und 
die Gesellschaft vor weiteren Schwersrsrraftaten geschützt 
wissen. die Befürworter hingegen stellen die Resozialiserung 
des. Gefangenen als den einzig wirksamen Schutz der Allge­
meinheit in den Mittelpunkt ihrer Überlegungen. Bereits der 
Umstand. daß auf Lebenslange Freiheitsentziehung erkannt 
wurde, erschwert in der Absolutheil dieser Strafe die Resozia­
lisierung des Lebenslänglichen bis zur Unmöglichkeit. 

Wie viele Jahre die Lebenslange Freiheitsstrafe zu voll­
ziehen sein wird. ist weder dem Gefangenen noch der 
Vollzugsbehörde bekannt. Das Fehlen eines verbindlichen 
Zeitrahmens entzieht allen Beteiligten die Grundlage einer 
sinnvollen Gestaltung der Haftzeit. Da in vielen Fällen von 
einer Mindestverbüßung von 15 Jahren ausgegangen wird, 
ISt der zu lebenslanger Haft Verurteilte in der Regel die 
ersten 10 Jahre auf Eis gelegt. Dem entsprechend wurde 
in der Vergangenheit die Behandlung lange vernachlässigt. 
Überhaupt erst ab dem 10. Haftjahr wird über den weiteren 
Werdegang des Gefangenen hinsichtlich außenorientierter 
Re sozialisierungsmaßnah men nachgedacht. 

Der Lebenslängliche soll auf ein weit in der Zukunft lie­
gendes Ziel - die Entlassung - hinarbeiten. ohne allerdings 
zu wissen. ob und wann er dieses Ziel erreichen wird. Trotz 
dieser Ungewißheit wird dem Gefangenen eine ungeheure 
'v1enge an Energie und Selbstmotivation abverlangt. Nach 
Ablauf von 10 Jahren Eiszeit hat der Lebenslängliche aller­
dings in der Regel nicht nur seine bisherige Lebensgrund­
lnge. sondern durch Perspektivlosigkeit und Resignation 
auch seine Lebensfähigkeit verloren. Die Verantwortl ichen 
sind überfordert, diesen unselbständig gewordenen Menschen 
\\ ieder zu befähigen. daß dieser wieder ein sdbst:Yeramworr­
liches Leben außerhalb der Mauem führen kann. 

Scheinbar harten die Verantwortlichen erkannt, daß es 
besser wäre, das Kind erst gar nicht in den Brunnen fa llen 
zu Jassen, anstatt es nach dem Fall wieder herausholen 
zu müssen. Offenkundig hat diese Erkenntnis die Berliner 
Senatsverwaltung für Justiz dazu veranlaßt. Mitte 1994 ein 
fortschrittliches Programm zu entwickeln. Dieses Programm 
für die 1Nollzugsgestaltung für Lebenslange<< hätte den Straf­
' ollzug revolutioniert. Das im folgenden vollständig wieder­
gegcl>ene Programm ist geeignet, den Lebenslänglichen eine 
reelle Chance auf Resozialisierung zu eröffnen. Offensicht­
lich sachfremde politische Erwägungen haben allerdings dazu 
geführt, daß dieses mittlerweile unpopuläre Programm in der 
Praxis erst gar nicht umgesetzt wurde. 

In Statistiken iiher die Legolhewährung uuj der Grundlage der 

B!mdes::enrrulregisteraus::üge behaupten die ehemaligen ,LebenJ­

Iangem mit einer Rüclifallquotl! von .5% erneuter unc/1.5% erlll!ll· 

ter einschlägiger Verurtel/1mgen eine ex:eptione/le Spilzenpo.~ltion. 

Das Ergebnis muß differen:fert gede11rer werden: 
I) Be1 dvr Majorität der 1Etfolgsfäl/et haben die lange Zeit 

der Inhaftierung. die während der Zell stattfindenden 11egauven 

und posifiren Beeinflussungen. die alrersbedingten fleränderungen 

sowie günstige Umweltkonsrellalionen da:11 geftilm, daß abwei­

chendes Verhalten nichtmehr nötig oder möglich ist. 

2) Bei einer Gruppe von an die 20% jedoch war die Prognose 

bereit$ nad1 der Tat. nach der Verurteilung oder nach wenigen 

HafTjahren .so giin~tig. daß he1 Orientierung an prognostischen Kn­

terien alleml!me weitere lnha{tienmg entbehrlich gewesen "Iire. 
Es gab in der Vergangenheft wiederholt Gespräche wr weiteren 

Dif(eren:lerung der Vo/l::ugsplanungenfiir Lebenslange. wobei die 

1. Gruppe ein besonderes Augenmerk erhielt. Umer Zugtuttde­

/egung de~ Besdtreibungsschtunas von KiJn;el liegen bei diesen 

Tätern keine Umwelt- uncl Anlageschäden ~·or. sie verjflgen aber 

eine normal-reagierende Struktur mit sozial-angepaßtem Oher-lc·h 

und sind in einer spezifischen auslösenden Konftiktsituariolt mit 

ungewöhnlicher Belastung kriminell gescheitert. Bis zum ZeitpunkT 

der auslösenden KonftikTsituarion lehten diese Verurteilten Im all­
gemeinen .~o:ial und beruftich unauffällig. oft sogar beruflich 

und so:ia/ besonders engagiert. Eventuell \'Orhandene neurotische 
Störungen waren isolierr. gut eingebelief und geschickt kompen­

siert. Vor der Straftal gab es bei einer Teilgruppe eine kurze Phase 

entweder krimineller I 'erwahrlosungserscheimmgen (Delikte ver­
schiede~~er ,tri) und/oder psj'chische und p.~ychosomaJische Begleit­

symptome. 
Insbe.~nndere Lebenslange der 2. Gruppe(++) könnren zu einem 

deutlich friiheren Zeitpunkt als bisher ihren persönlichen. sozialen 

und ben!fltcllen Lebensmittelprmkc außerhalb des geschlossenen 
Vollzugs, 111 Teilaspekten sogar außerhalb des offenen l'nllzugs 

haben. 
Für eine Differen::ierrmg de1· künftigen Voll::ugsgestalrung soll­

ten folgende Variablen beachtet und in uin Verhtiltnis zueinander 

gebracht wt!rtkn: 
Voll:ugsphase (lnhaftiel'ungsdauer), So:tal-. Kriminal· und 

Behandlungsdiagnose1prog110Se, So: iolisatlonsaufgoben (Behand­

lungspmgrmmn) und Vo/l:ugsart. 
a) Vollzugsphase: Von besonderer Bedeutung ist die formale 

Gliederung der langen Strafteilen in überschaubare Zeitabst.:hnitte. 

Es 11erden Fünfjahresperioden vorgeschlagen. die in fiinf Phasen 

die Zeirspormen bis j Jalwe, 5 Jahre bis 10 Jahre. 11 Jahre bis 15 
Jahre. 15 Jahre brs 20 und mehr als 20 Jahrt umfassen. 

b) Diagnose/Prognose: An den .5-Jahresschwel/en wird der 

Gefangene nach seinett ps.vchischen, sozialenund berufsbezogenen 

Kompeten:en und Entw~t·klungsmöglichkeilen hin umei'SIIcht. Die 
Ergebmsse bestimmen die u·ettere Vollzug.t· und Behandlungspla­

mmg. 
In Abhängigkeit von der Vollzugsphase stehen bei den Untersu­

chungeil u/1/erschiedliche Fragestellungen cm. 
An du Schwelle von der r..:-Hafi :ur Strafhaft wird die Einwei­

sungsabteilung mir wesentlichen Daren den Vollzugsweg markie­

ren. Sie e1:forscht insbesondere die Sozialisation. Kriminogenese. 

t;las Targeschehen, die Einstelltmg des Taters zur Tat und trifft 

Einsd1ät:wngen :ur Gestaltung der ersten Vollzugsphase und :ur 
generellen So:ia/- und Kriminalprognose. Wesentliche Leistungen 
der ETJ<Il wird sein. die Gej(lngenen mit ~·un Anfang an gihrstlger 

Prognose kenntlich :11 mochl!n. 



Zu Beginn der 2. Vollzugsphase sollen sich zunächst der TAL/AL 
und der Psychologische Dienst mit den Gefangenen der Gruppe 2 

befassen. Das Ergebnis könnte die Einleitung des praxisbewährten 
Priifverfahrens sein, das bei positivem Ausgang zu einer vorzeitigen 
Verlegung in den offenen Vo/lzugfülm. 

Ab der 3. Vollzugsphase gilt das bisher prakti­
zierte Ve1jahren unveränder: Erfüllt der Lebens-

Qualifikation ebenso gehören wie einzel- und gruppentherapeuti­
sche Maßnahmen. Im offenen Vollzug kann ein Großteil der Qua­
lifizierungen durch Freie Mirarbeiter erfolgen oder ganz in den 
anstaltsexternen Bereich verlagert werden. 

Obersichtst abelle 

lange aus der Sicht des Ansraftsleiters die generel­
len Voraussetzungen für Außenmaßnahmen, emp­
fiehlt er die Einholung eines k1·iminologischen Gut­
achtens. Auf der Grundlage des Gutachtens und 
aller sonstigen Erkenntnisse gibt die Vollzugskonfe­
renz ihr Votum ab. Die Entscheidung des Anstalts­
leiters wird nach Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
wirksam. 

VollZUJS- Haftjahre ~jPrt:qn;e VollZU}S- llEha!xllurgs-
Ji!ase ErXemtnis- F.rgemis art ~ 

gnrdl<q! 

1 - 5 A 00.-Befurrle ++ ;. - - geschl. F anstalts.int. Integra-
tion, ggf. l:erufl icl:e 
soziale, persönliche 
Förde..l"UTXJ 

B'm/M. 
Psych. Dienst· * offen G anstal tsint. urd 
kr.iln. Q.rl:achten anstal tsext. 
Kcnferenz rerut1id'le soziale 
(§ 159 stVoll2G) . urd ~ict.e 
Aufsich~rde Förderorq 

c) Vollzugsarr: ln der ersten Vollwgsphase blei­
ben alle Lebenslangen, auch die mit generell 

günstiger Prognose. im geschlossenen Vollzug 
untergebracht. Diese Phase ist weit mehr als die 
späteren durch extreme Erlebens- und Verhal­

tensreaktionen auf das Targeschehen. die Verurtei­
lung und die zunächst als unendlich erlebte Straf­
dauer geprägt. Fluchtplanungen und Fluchtver­
suche, aggressive Durchbrücke nach av.ßen und 
innen, aber auch Rückzug und Isolation bis hin zur 
psychotischen Realitätsverzerrung charakterisie­
ren nicht selten das erste Vo/l=ugsstadium. Vollzug­
sintegrali\·e Hilfen bei Respektierung der individu­
ellen Form der Tat- und Ver!lrteilungsbewältigung 
sind von vorrangiger Bedeutung. Die Arr. wie der 
Gefangene diese erste Phase gestaltet, wird ein 
wesentlicher Diagnostikum/ür diefolgende Seilwel­
lenentscheidung werden. 

2 6- 10 
CTALfl'.L + +- - gesdü. H anstaltsinterne 

KDnfere."\Z bmlfliche1 soziale, 
(§ 159 stVollzG) pern5nJ. • Förderurq 

3 11 - 15 DTAL/liL + offen G 
kriln. Q.rt:ac:hten 

Kmferenz 
( § 159 StVollzG) 
Aufsicht:sb:hörtle 

CTAL/M. 
Konferenz (§159) +- - geschl. H 

D offen G Obgleich die langfristigen Prognosen bie Gruppe 
2 giinstig eingeschätzt werden, sind die kurz- und 
mittelfristigen Prognosen in dieser Phase schlecht 
bis seinver kalkulierbar. 

4 16 - 20 I+ 

Eine Verlegung in den offenen Vollzug könnte 
bei Vorliegen aller Voraussetzungen in der zweiten 
Voll.zugsphase dann e1folgen, wenn dort die eljor­
derlichen Hilfen fiir eine weitere psychische. sozi-
ale und berufliche Entwicklung vorhanden sind. 

5 21 -

Die Lebenslangen der Gruppe 1 können. sofern die Verhalten­
sprognosengünstig sind. ab der 3. Phase in den offenen Vollzug ver­
legt werden, soweit nicht besondere Gründe (z. B. Unterbringung in 
der Sozialtherapeutischen Anstalt, [. .. ]Berufsausbildung) dem e/11-
gegenstehen, Die Lebenslangen solltenjedoch in weitgehend homo· 
genen Gruppen, auf eigenen Stationen und in Einzelzellen unter­
gebracht werden sowie von kompetenten Sozialarbeitern geleitet 
werden. Diesbezüglich müssen insbesondere im offenen Vollzug 
infrastrukturelle Voraussetzungen geschaffen werden. Die JVA 
Plötzensee hat mit den elforderliehen Vorbereitungen begonnen. 

d) Behandlungsprogramme: Für die Lebenslangen werden auf 
den Einzelfall und die Gruppe abgestellte Sozialisationsprogramme 
bereitgehalten. die die persönlichen. sozialen und beruflichen Ent­
wicklungen zum Ziel haben. insbesondere im geschlossenen Volf=ug 
miißte das Angebot weitgehend ansf{lltsintern vorgehalten werden. 
zu dem Information. Berarung. Training, berufliche und sehtdisehe 

c +-- gesd1l. H 

0 + offen G 

c 
1 +- - geschl. H 

>Lebenslange< die lediglich aus Behandlungsgründen im geschlosse­
nen Vollzug verbleiben (z.B. eine sozialtherapeutische Behandlung 
oder Lehre abzuschließen), sollten bezüglich der Außenmaßnahmen 
denen im offenen Vollzug gleichgestellt werden. 

>Lebenslange<. die bereits in der 2. Phase in den offenen 
Vollzug verlegt wurden, sollten bei giinsrigem Vollzugsverlauf die 
Möglichkeit erhalten, vor Ablauf der Mindestverbüßungszeit V(.)n 15 
Jahren durch eine Gnadenentscheidung enrfassen zu werden. 

Vor einer Umsetzung der Anregungen sollten folgende ''ar­
bereitende Aufgaben abgeschlossen sein: a) Reaktivierung einer 
Übersichtsliste über alle Lebenslangen mit Name, Geburtsdatum, 
lnhaftierungsdatuml jahre. Straflatqualiftzierung, vorat/Ssichtliches 
Entlassungsdarutrt, wesentliche Vollzugsdaten, Umerbringungsan­

stali. b) Schaj]img der etforderlichen Umerbringungsbereiche 
im offenen Vollzug. c) Abstimmung des Gesamtkonzepts mit den 
zuständigen Bediensteten der betroffenen Answlren über eine 
Arbeitsgruppe. 0 
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BVB 
Der Berliner Vollzugsbeirat informiert über seine Arbeit - speziell über 

die Probleme in der Untersuchungshaft 

D er Berliner Vollzugsbeirat (BVB) hat sich schon mehrfach und immer 
wieder mit den Haftbedingungen in der JVA Moabit fOr Untersuchungsge­
fangene, für die nach Art. 6 Abs. 2 EMRK die Unschuldsvermutung gilt. 

befaßt. - Umer anderem hat der BVB auch eine ausfüllTliehe Stellungnahme zum 
geplanten Untersuchungshaftvollzugsgesetz abgegeben. 

Der ebenfalls im BYB vertretene Anstaltsbeirat der JVA Moabit setzt sieb in 
Einzelfällen mit Leiter und Bediensteten der NA Moabit für die Beseitigung von 
Mißständen ein, kann allerdings aufgrundder organisatorischen Gegebenheiten oft 
nichts grundsätzlich verbessern . 

Die Mitglieder der BVB sind übereinstimmend zu der Überzeugung gelangt, 
daß die Gefährdung der psychischen und physischen Gesundheit oder gar des 
Lebens von Menschen. die zur Verfahrenssicherung in Untersuchungshaft genom­
men werden, auch durch Veränderung der richterlichen und staatsanwaltliehen 
Praxis verringert werden kann und muß. 

So lange die gesetzlieben und organisatorischen Bedingungen im Bereich 
der Cntersuchungsbaft so ungenügend sind. wie aktuell. sind ~Fürsorgeaspekte< 

verfassungsrechtlich geboten [und] auch im Rahmen von Entscheidungen über 
Haftbeschränkungen zu beachten. 

Gegenstand dieses Schreibens ist, an die und die in Fällen zu vollstreckender 
Untersuchungshaft entscheidenden Richter/innen und Staatsanwält/e/innen zu appe­
lieren~ zusätzliche Haftbeschränkungen in Einzelfällen einerseits nicht schematisch 
anzuordnen. andererseits Hafterleichterungen anzuordnen. so weit dies möglich 
ist. Anlaß zu diesem Appell gibt uns zunächst unsere jahrelange Erfahrung in der 
Praxis der Untersuchungshaft aus unterschiedlichsten Blickwinkeln. Desweiteren 
die Berichte und Ergebnisse, die wir in unserer letzten Sitzung und danach zu den vermutbaren 
Ursachen der im Jahr 2000 signifikant gestiegenen Zahl der Suicid-Fälle in der JVA Moabit u.a. 
\ Oll der dort dazu eingeselZtea Fach-Arbeitsgruppe berichtet bekamen. Diese korrespondieren mit 

DerGeist ln derFiosche 

einer enormen quantitativen Zunahme und inhaltlichen Dramatisierung der Anfragen von Untersu­
chungsgefangenen an den AnstaltsbeiraL 

Dem Appell werden zusammenfassend folgende Erwägungen zugrundegelegt: 
- Unseres Erachtens signifikant ist. daß unter den sieben Suicidfällen im Jahr 2000 in der JVA 
Moabit vier waren, die einen sogenannten >ÜK-Vermerk< hatten. und fünf, gegen die besondere 

'! oller Service i • huaanen Strilf~ollrug" 
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>SicherungsverfUgungen< bestanden. 
Ein >OK-Vermerk< hat nach unseren Informationen gemäß einer Vereinbarung zwi­

schen Justizverwaltung und Staatsanwaltschaft zur Folge. daß der davon betroffene 
Untersuchungsgefangene einer feststehenden Liste von Haftbescshränkungen unter­
worfen wird: diese beinhalten und bewirken vor allem die Trennung von al1en Mitge­
fangenen bis zu 24 Stunden am Tag. also auch beim Hofgang, und die Nichtteilnahme 
an >Gemeioschaftsveranstaltungen<- darunter dem Gmtesdienst -, und des Besuchs 
des Gruppen- und Beratungszentrums (GBZ)- damit z.B. der Suchtkrankenberatung 
dort. 

Sehr ähnliche Auswirkungen der Deprivation hat die Verhängung besonderer 
>SicherungsverfUgungenc Jene werden pauschal nach unseres Wissens zwei sich teil­
weise Oberschneidenden feststehenden Listen angeordnet. 

Nach unseren Erfahrungen gibt es binsichtlich der Anordnungen im Verantwor­
tungsbereich der Gerichte und Staatsanwaltschaften in nicht seltenen Einzelfällen 
Defizite in den Entscheidungs wegen, da die >Sicherungsverfügungeu< von der Staats-



anwaltschart pauschal beantragt werden, sobald sich ein vermuteter Mittäter eben­
falls in der JVA Moabit befindet (>Tatgenossentremmngc). 

-Ohnehin in der JVA Moabit stattfindende räumliche Trennung von vermuteten 
Mittätern wird in diesen Fällen ebenso wenig berücksichtigt. wie im Einzelfall 
geprüft wird. welche Einzelmaßnahmen konkret notwendig - und verhältnismäßig 
- sind. 

Bei Vermerk eines vermuteten >OK<-Zusammenhanges, der in der Praxis z.B. 
nicht durch einen weiteren vermuteten Mittäter indiziert sein muß, sondern allein 
durch die Tätigkeit der entsprechenden Abteilungen der Staatsanwaltschaft bewirkt 
sein kann. werden die Beschränkungen der >Sicherungsverfügungcnf durchweg 
automatisch angeordnet. 

Die zuständigen Gerichte folgen nach unseren Beobachtungen und Informa­
tionen den entsprechenden staatsanwaltschaftliehen Anordmmgen und Anträgen 
weitestgehend ohne Einzelfall- und Einzelmaßnahmenprüfung, und vor allem 
auch ohne Prüfung der Verhältnismäßigkeit im Hinblick auf die tat ächlichen 
Gesamtumstände der Haft und die Auswirkungen auf den Betroffenen und seine 
familiären Bindungen. 

Die >Sicherungsverfügungen< haben vor allem die verheerende Folge, daß die 
Betroffenen mit Ausnahme der Hofsrunde oft über Monate 23 Stunden täglich taten­
los weil arbeitslos sind. Auf der anderen Seite werden Möglichkeiten, etwa durch 
Familientelefonate die psychische NOl insbesondere von Erstinhaftierten zu min­
dern, oder durch 
Sondersprechzei­
ten die familiären 
Bindungen der 
rechtlich Unschul­
digen aufrechtzu­
erhalten, fast 
regelmäßig auf30 
Minuten pro 
Monat (zur 
regulären 
Besuchszeit von 
30 Minuten alle 
zwei Wochen) 
beschränkt. 

- In der Praxis 
wird das regelmäßig pauschal begründet mit angeblich nicht vorhandenen 
Kapazitäten der Haftanstalt und dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Ohne 
Berücksichtigung der physischen und psychischen Not der Betroffenen. der 
tatsächlich vorhandenen Kapazitäten der Haftanstalt und der hinsichtlieb familiärer 
Kontaktennöglicbung entgegenstehenden Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts. 

- Berichtet wurde uns, daß auch die Rüchnahme von >Sicherungsverfügungen< 
und >OK-Vermerken< bei Wegfall ihres Anlasses, also z.B. Haftverschonung eines 
vermuteten Mittäters, oft Wochen später erst erfolgt. 

Von Anstaltsseite geteilt wird desweiteren unser Eindruck, daß der WegfaU 
von >Sicherungsverfügungen< auch bei vermuteten >ÜK<-Zusammenhängen oft 
in Zusammenhang mit Aussagen der betreffenden Gefangenen gegen vermutete 
Mittäter erfolgt. In eben diesen Fällen werden seitens der Staatsanwaltschaft und 
der Gerichte aucb erweiterte Besuchsmöglichkeiten erlaubt, die \'Orher \'ersagt 
wurden. Wir erkennen. daß d ie grundsätzliche Verantwortung für die Umstände 
der Untersuchungshaft, die entgegen der Unschuldsvermutung durchweg (und 
nicht nur in Berlin) wesentlich schlechter sind, als die in Stratbaft, bei den 
Vollzugsbehörden und der Politik liegt. Aus den obigen Ausführungen ergeben 
sich jedoch auch Möglichkeiten bzw. ~otwendigkeiten im staatsanwaltliehen und 
gerichtlichen Bereich, gesundheitliche Beeinträchtigungen und Gefährdungen der 
als unschuldig zu geltenden Untersuchungsgefangenen abzuwenden. BVB 

J] ~ 

Am 19.03.2001 haben sich im )>Haus 
der Demokratie und Men­
sohenrechtet< Persönlichkeiten aus 
verschiedensten Lebens- und 
Tätigkeitsbereichen, darunter ein 
Hochschullehrer, ein Berliner 
Abgeordneter und führende 
Repräsentanten des Berliner VoU­
zugsbeirates. des Freiabonnements 
filr Gefangene e.V .. der Freien Hilfe 
eV., der Humanistischen Union. 
des Kunst im Knast e.V.. der 
Straffälligen- und Bewährungshilfe 
Berlin e.V. (sbh). der taz und der 
Universal Stiftung Helmut Ziegner 
zusammengefunden und den Iicht­
biick Förderverein gegründet. 
Dieser gemeiniltzige Verein zielt im 
wesentlichen darauf ab, 

1. die Existenz der ältesten deut­
schen Gefangenenzeitscbri ft - der 
liehtblick - materiell sicherzu­
stellen., 

2. die Mitglieder der Redakti­
onsgemeinschaft dieses Gefange­
nenmagazins zu beraten und zu 
fördern., 

3. vergleichbare Einrichtungen zu 
unterstützen und 

4. den sachlichen Informations­
austausch sowohl zwischen 
Öffentlichkeit und Strafvollzugsein­
richtungen als auch die Kommuni­
kation bundesdeutscher Haftanstal­
ten untereinander zu ,·erbessern. 
Wer im Bereich des Strafvollz uges 
und der Haftentlassenenhilfe nicht 
nur sozial verantwortlich denken. 
sondern auch so handeln möchte. 
sollte Kontakt zu den fnitiatoren 
Utld Gründern des lieheblick 
Fördervereins aufnehmen - über die 
sbh (Bundesallee 42, 10 715 Berlin) 
ist das ab sofort möglich: 

Tel.: 86 47 13 - 10 
Fax.: 86 47 13 - 49 
e-mail: 

berlin.de 
nalezinski@sbb-

Zuwendungen können dem haupt­
sächlich durch Spenden finanzier­
ten Verein ebenfalls ab sofort 
überwiesen werden: 

Bank für Sozialwirtscbaft, 
Konto-Nr.: 32 413 01 
BLZ: 100 205 00 

d e r 1 • c n t o ll c <. z 2001 
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F 
reduziert werde soll. Von der 

amOSer Anhebung w:sden nter anderem 

G d 
l7t: Bezirksbürgerm · ter d Stadträte 

na en~~~vVociJ:YEfitieren. ~ 
Öle Besoldungsve! g will 

337 Häftlinge sind im Zuge der Werthebach im Juni in ' ~ ord-

i
nachtsamnestie im vergange- notenhaus einbringen. Zu ei 
ahr aus den Gefängnissen ent- vorgesehen, sagte Werthebac ' da 

... worden. Es handelte sich um zukünftig die Stadtratsposten, ie 
M ne mit Haftstrafen von bis in anderen Kommunen auch, durc 

zu ' s Monaten, die bis Mitte öffentliche Ausschreibungen ausge-
Janua hne ·n freigelassen worden lobt werden sollten. Dadurch erhoffe 

wären[... taz, 7.03.01 0 :&rJ~~~;'::~: ~:~~ 

Orw 

len kommen würde, so der lnnense­
nator. [ ... ] 

Nicht folgen will Innensenator 
Werthebach den Vorschlägen der 

fl-.1: '""·. Scholz-Kommission zur 
Innensenator Eckart Werthe ~~ ernisierung der städtischen Ver 
(CDU) hat sich dafür eingesetzt, ~tu die Arbeitszeit von Beamten 
di~~htung einer Gen-Datei für z rhöhe und den Studierenden 
Manner mcht gle1ch zu verwerfen. der Fa hochschule für Verwaltung 

luste•, sagte er. Die Hilfe müsse 
auf die ~~~c~d;örrt~en kalt­
zentriert vJel~f:t~lo}~~& Iwester­
welle. Er erkenne an, daß die große 
Mehrheit der Sozialhi eempfänger 
und der Arbeitslose ein chweres 
Schicksal habe. A r di inderheit, 
die sich •findig · m einrichtet•, 

erde größ . ~~ 
Auch ~~.._, ezugsdauer von 

Arbeits ld will die FDP dra-
stis ".191 n. FraktlonsvlzeBn~ffiefR MORt 
B · ~ sagte der •Welt arn Sonn -
ag•: m Jahr 1985 wurde einheitlich 
1 ~onate Arbeitslosengeld gezahlt. 
Heute beträgt die Bezugsdauer bis 
zu 32 Monaten.• So fehle die Moti-
vation, eine Arbeit aufzunehmen. 
Die FDP ~lle deshalb generell 
eine Begrefmlng der B~Elauer 
auf 12 Monate. Neues Deutschland, 
19.03.01 0 

Nach dem Sexualmord an der ihre Verwa ngsanwärtorbezüge z~ , _ Äff tl• h Sr 
zwölfjährigen Ulrike aus Eberswalde streichen. Damit werde auf Elns~E...:.IDZE"' en IC es ( r ' 
sollte die flächendeckende Erfas- runge~ ,zusammen 44 Millionen H d fh lt <~:1y 
sung genetischer Fingerabdrücke Mark jähril&Vppichtet. an aU a en l 
gründlich geprüft werden, sagte der Umgesefit jflp~J~ soll aber die 
CDU-Politiker [ ... ]. •Straftäter Privatisierung Je'"~~ l~lifgaben der Die Zahl der Ermittlungsverfahren 
könnten abgeschreckt werden, wenn Bauverwaltung, w 38 Millionen wegen Korruption im öffentlichen 
sie mit einem hohen Entdeckungsri- Mark Minderausgaben bringen soll, Dienst der Hauptstadt ist im Jahr 
'ko rechnen müssen.< Dies wäre aus so Werthebach. taz, 14.03.01 0 2000 um fast 100 fS'lRft!Ph~ti~1cinu 

pra tiver Sicht ein großer VoFtpl:l.-. gen. Im vergangenon Jahr seien in·s 
r Per .. Iiehkeilsschutz aberdürt~ddeu rscheZ<.:Jryn&_ esamt 648 Ermittlungsverfahren in 

nicn 1.1 en werden, betonte ttme M . sem Bereich eingeleitet worden, 
Wertheb r•, ·· , cht werde recht- 199 waren es dagegen erst 334 

r 1 roßem Stil kürzen 11/jß , sagte Justizstaatssekretär 
mit einer solchen atei Di auskolb (CDU). •Ob bei 
werde. Die POS hat · dagegen Die Pläne der Bundesregierung zur von Bauaufträgen oder 
klar gegen eine Gendate ausge- Neuregelung des Arbeitslosenrechts ung von Sozialhilfe: 
sprachen. Sie komme einem Gene- reichen nach Ansicht der FDP nicht 'eßt, kommen dar-
ralsverdacht gegen die gesamte aus. Es sei notwendig und richtig, artige Strafta o , erklärte Raus-
männliche 6evöikerung gleich, Arbeitslosen künftig ihre Bezüge kolp.• Nach sei r A icht handelt 
er.!e!J!die POS. taz, 13.03.01 0 zu 1Eürze't\,'«9CP sie die Aufnahme es sich dabei um in •Phänomen 

zumutbare'!' IA-MeftW'ehnen, sagte mit einer hohen Dunkelziffer•. taz, 

Spitzengehält 
der des1gnierte FOP-Vors1fzenae 19.03.01 _ _.......0.__ __ 

für Na strei 
Guido Westorwelle in einem dpa­
Gespräch. Entscheidend dietag~ 
daß auch den Sozialhilfeempfängern Bullen 

Bordell 

diet 

A e gleiche Verpflichtung auferlegt 
Berr w~d· ezüge für Spitzen- ~ ' Es müsse vom Staat jedem 
bea \. hoben und auf ein im s=-- ' empfänger ebenso wie 
8 · 4'! sgebiet vergleichbares Niveau jede itslosen entweder ein 
eben. Das kündigte Innensenator Arbeits tz, ine Umschulungs-

Eckart Werthebach (CDU) nach oder Weite ildu smaßnahme oder 
einer Senatssitzung an. Die Anhe- die Möglicti it gemeinnütziger 
bung sei •kostenneutral•, da gleich- Arbeit angeboten werden. Im Sozi-
zeitig die Zahl der Abteiluogsleiter arstaat gehe es •zu viele Streuver-

Im ProzeB0~~J~~I&1~t~~~ izisten als 
Mitbegründer eines Bordells sind 
gestern zwei Beamte zur Z~ung 
von Geldbußen von 300 und 
Mark verurteilt worden. Gege en 
dritt Beamten, einen pensionier- L/~ 
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ten. Der CDU-Sozialexperte Andreas 
Storm kritisierte im Nachrichtenma­

n •Focus•, die Renten stie . en 
1. Juli nur um knapp zw Pro­

zent Die Preise klettert ~eh 
weiter nach oben. Für i&Samte 
Jahr rechneten ln · t.&e""' it einer 

-" Inflation von mi s 2,2 Pro-

ten Hauptkommissar, wurd~Pr~S~~Jc~PE und dte Erprobung des 
TORGENF@eß vor dem LaAdgerie mitAt m~s als-Vvafllinstrument vorge-

zent ·D~mit üstßn die Rentner 
bereits zu z.m'-!rBn Mal hinterein­
ander ei · enr vz~raftverlust hinneh­
men•, kritisilrt"eu'storm. Erst Im ver­
gangenen Jahr habe es bei 1 ,9 
Prozent Inflation nur 0,6 Prozent 
mehr Rente gegeben. •Focus• ver­
weist weiter auf eine Erhebung 
des Verbands Deutscher ,,~enten­
versichen.H"t~-ä~er (VOR)-, Raeh 
der immer weniger Menschen in 
die gesetzliche Versicherung wollen. 
Neues Deutschland. 19.03.01 0 

Zeugenvernehmungen fortgesetzt 
Ihm sowie dem ebenfalls angeklag­
ten mutmaßlichen Bordellchef wird 
überdies Menschenhandel vorge­
worfen. Vor Gertctlt wurde[ ... ] ~e 
heute 24jährige Ukrainerin, dta. in 
dem Haus zur Prostitution gezwun­
gen sein soll, unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit vernommen. 

Der pensionierte Polizist hatte ver­
gangene Woche gestanden, 1999 
an deL.Gründung des als Verein 

1. getarnten Bordells ~~ gewe-
1t_G sen zu setn. Der sett mehreren Mona-
l f ~\.fe~Ein Untersuchungshaft sitzende 

~anR hatte sich zu Prozeßbeginn 
bei seinen beiden Kollegen entschul­
digt, die er als Mitbegründer ange­
worben hatte. 

---~ 

ltung Die betroffenen Polizisten im Alter 
.::.......-~\oKJ1o~n-443 und 44 Jahren hatten erklärt, 

sie hätten erst später bemerkt, daß 
der von ihnen mitbe .. 
Pärchenclub ein 

Demokratie 
von Unten 

Die SPD will noch vor der Bun-
lietag~ahl 2002 Volksentscheide 

.. setze und Verfassungs­
änderungen auf Bundesebene 
ermöglichen. Ein entsprechendes 
Konzept zur Stärkung der 
Bürgerbeteiligung am politischen 
Entscheidungsprozeß verabschie­
dete der Partei~.f.f;Jm Berlin. 
Darin sind auch Gesetzesmtttauven 
per Unterschriftensammlung (Volks­
initiativen), die Ausweitung des Peti-

4 _ ",1. 
."l.('h'' 

~rA~~~ 

sehen. Zur Umsetzung der SPD­
Vorschläge ist eine Grundgesetz­
änderung und damit eine Zweidrittel­
mehrheit im Bundestag nötig. Nach 
dern Sf'tJ=Papier muß dem Volksent­
scheid ein Volksbegehren vorausge­
hen, dasm ;er~rifteA ven fünf 
Prozent ~1B'WöiR ~ert. 
Dabei müssen mindestens zwei Drit­
tel der Bundesländer vertreten sein. 
taz, 20.03.01 0 

Demo~ti~ch 
Verschl~(ef~,( PD hält an ihre Vorli en fest. 

nach einem Rückgang rAr itslo­
sigkeit die Arbeitslosenver ~ . g 

Die CDU wollte die 5-Millionen- auch für Selbstständige zur t 
Mark-Spende des Unternehmers zu machen. ln dem Leitentrag · 'r 
Karl Ehlerding aus dem Jahr 1998 den Parteitag im November, der vom 
nach Darstellung der [Wochenzei- SPD-Vorstand verabschiedet wurde, 
tung) DIE ZEIT systematisch ver- Si.h:etßt~otieilAiJsbag der Arbeitslo­
schleiern. Neue Dokumente "öele- senverstcherung ZU emer Umfassen­
gen das Bemühen, die größte Ein- den Erwerbstätigenversieherunge sei 
zelspende in de~rchichte der langfristig zu prüfen. Voraussetzung 
CDU geheim zu lten Dadurch sei nicht zuletzt aus finanziellen 
werde der~ Vrd öl> ärtet, daß Gründen, daß •die Arbeitslosigkeit 
die Spende a nung gedacht weitgehend beseitigt ist<. Bis zum 
war. Kohl s ~ ß darauf genom- Ende der Wahlperiode sei mit einer 
men ha9S~cl31 ein von Ehlerdlng Arbeitslosenzahl ·deutlich unter 3 
domi · ~/ ieterkonsortium den Millionen Menschen• zu re E\~ 
~~ r den Kauf bundeseige- Weiter heißt es, die u~' -
~~-Ei nbahnerwohnungen bekam. sicherung müsse II!§)'\ men 
obw I die Konkurrenz eine Milliarde selbstständiger a uns ständiger 
M rk mehr bot. taz, 22.03.01 0 Arbeit umfassen. B' g zahlen nur 

Angestellte un Arbeiter Beiträge, 

R 
- t--..di2tat--:-,-- es_zei_turufl _ _,,-;chr:-.t- a",b::-:er Selbstständige und 

en-ne~ ~eamtfr.NO, 20.03.01 0 

Deutschland 
Notfalltelefon Strafrecht I Berlin 

Tel. : 0163 - 321Ul1 
täglich von os00 Uhr bis 2200 Vhr 
ein Service von sieben Kanzleien 



Freistellung von der Arbeit 

l n der Stra fvollzugssache wegen Fr eistellung von der 
A rbeit sp fl icht hat die Strafka mmer 42 - Str af voUstr ek­
kungskammer - des Landger icht s Berlin a m 27. April 2000 
dur ch den Vorsitzenden- als E inzelrich ter - beschlossen: 

1. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung vom 18./22. 
Januar 2000 wird als unbegründet verworfen. 

H. Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens und 
seine notwendigen Auslagen. 

fll . Der Streitwert wird auf 20,00 DM festgesetzt. 

Gründe: 
I. Der Antragsteller wurde vom Montag, den 3. Januar 

2000, bis zum Sonnabend, den 22. Januar 2000, gemäß § 
42 Abs. I StVollzG von der Arbeit freigestellt, mithin unter 
Berücksichtigung der als rechtsgültig anzusehenden Verwal­
tungsvorschrift (VV) r. 3 Abs. l zu § 42 StVollzG im 
Umfang von 18 Werktagen; nach dieser VV gelten als Werk­
rage i. S d . § 42 Abs. l Satz I StVollzG alle Kalendertage, die 
nicht Sonn- oder gesetzliche Feienage sind. [ ... ] 

Der Antragsteller ist der Auffassung. er habe mit Bezug 
auf den Freistellungszeitraum Anspruch auf Arbeitsentgelts 
für 18 Arbeitstage. Er beruft sich hierfür auf die 
Ausführungsvorschrift (AV) zu§ 42 StVollzG vom 15 Novem­
ber 1988 i. V. m. der Verwaltungsvorschrift zur Änderung 
der Ausführungsvorschrift zu § 42 StVollzG vom 24 Aug ust 
1989. 
ln der AV vom 15. November 1988 heißt es unter 3.: 

1Be1 einer Freistellung sind dem Gefangenen die Bezüge 
auch für die Tage zu zahlen. die gemäß § 42 Abs. 2 StVollzG 
auf die Dauer der Freistellung angerechnet werden, höchstens 
jedoch für 15 Arbeitstage.< 

Ln der Änderungsvorschrift vom 24 August 1999 ist unter I. l. 
bestimmt: 
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>In r. 3 werden die Worte 1>15 Arbeitstage<c durch die 
Worte »18 Werktage« ersetzt.< 

Der Anstaltsleiter beantragt die Verwerfung des Antrages auf 
gerichtliche Entscheidung als unbegründet. 

Der Anstaltsleiter vertritt den Standpunkt, der Antragstel­
ler habe für die Dauer der gesamten (d reiwöchigen) Freistel­
lung in Gestalt der Vergütung fü r 15 Arbeitstage die Fortzah­
lung seiner vollen Bezüge erhalten. eben weil in der Anstalt 
nur an fünf Tagen (montags bis freitags) gearbeitet und dem­
entsprechend auch für diese ftlnf wöchemlichen Arbeitstage 
ein Entgelt gezahlt werde. Der Antragsteller habe deshalb 
Fortzahlung seiner sämtlichen Bezüge erhalten. so als ob er in 
der Freistellungszeit gearbeitet hätte.[ ... ) 

11. Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung war als 
unbegründet zu verwerfen. Der Antragsteller ist in seinen 
Rechten nicht verletzt. 

1.) Die Regelung des § 42 Abs. I und 3 StVollzG i. V. m. 
der vorerwähnten - bundeseinheitlichen - VV Nr. 3 Abs. I 
verfolgt - in Ausgestaltung des sich aus § 3 Abs. 1 StVollzG 
ergebenden Angleichungsgrundsatzes - in Angleichung der 
Arbeitsbedingungen im Strafvollzuge an diejenigen in der 
Freiheit (vgl. Calliess/Müller-Dietz, StVollzG. 7. Auft., § 
42 Rdn. 6) das Z iel. dem - jeweiligen - urlaubsähnlich 
von der Arbeitspfl icht freigestellten Gefangenen dessen 
Arbeitseinkünfte nach Art einer Lohnfortzahlung im Urlaubs­
fall zu erhalten. Nicht jedoch soll er besser dastehen, als 
wenn er gearbeitet hätte. Der Freistellungszeitraum im vor­
liegenden Falle umfaßt die Zeitspanne vom 3. bis 22. Januar 
2000, mithin 15 Arbeitstage. Für diese 15 Arbeitstage ist dem 
Antragsteller - unstreitig - Vergütung geleistet worden. Der 
Antragsteller bat folglich in seinem »Urlaub<< (von der Arbeit) 
gewissermaßen volle Lohnfonzahlung erhalten. Mehr kann 
er nach der gesetzlichen Regelung in Verbindung mit der VV 
Nr. J Abs. l nicht beanspruchen. 

Es ist rechtlieb anerkannt, daß ein Gefangener bei in den 
Freistellungszeitraum fallenden arbeitsfreien Samstagen, d ie 
kein gesetzlicher Feiertag sind, eine Vergütung n icht verlan­
gen kann (vgl. Matzke in Schwind/Böhm. StVollzG. 3. Aufl. , 
§ 42 Rdn. 10). Für den vorliegenden Fall kann es als rechtlich 
unerheblich dahinstehen. wie über den Antrag des Gefange­
nen auf gerichtliche Entscheidung zu befinden gewesen wäre, 
wenn der Freistellungszeitraum Samstage enthalten härte, 
die auf einen gesetzlichen Feiertag gefallen wären; denn die 
verfahrensgegenständlichen Samstage vom 8., 15. und 22. 
Januar 2000 waren sämtlich kein gesetzlicher Feiertag. 

2.) a) Die eingangs genannten (Berliner) AV führen auch 
in ihrer Fassung durch die Änderungsbestimmung vom 24. 
August 1989 zu keinem Erfolg des Antrages auf gerichtliche 
Entscheidung. Vielmehr hat der Anrragsteller Fortzahlung 
seiner Arbeitsvergütung im Umfange von »18 Werktagen« 
erhalten, nämlich das Entgelt für 15 Arbeitstage, jedoch kein 
Enrgelt für 3 nicht zu vergütende arbeitsfreie Sonnabende. da 
jedenfalls, wie ausgeführt, die Sonnabende nicht auf gesetzli­
che Feiertage gefallen sind. 



b) Weitergehende Rechte vermag der Antragsteller auch 
nicht aus den rechtlichen Grundsätzen über die »Selbstbin­
dung der Verwaltung<( herzuleiten. [ ... ] 

c) Auch die Grundsätze über den Vertrauenschutz verhel­
fen dem Antrag nicht zum Erfolg:[ .. . j 

lll. Die ebenentscheidungenfolgen aus den§§ 121 Abs. 2 
Satz l StVollzG, 48a, 13 Abs. I GKG. 

VVohnungsdurchsuchung 
BVerfG: Erfolgreiche Ver fassungsbeschwerde gegen Woh­
nungsdurchsuchung ( ... ] 
Der Zweite Senat des BVerfG hat[ ... ] ein Urteil verkUndet. mit 
dem er die verfassungsrechtlichen Anforderungen an Durch­
sucbungsanordnungen aufgrund von »Gefahr in Verzug<( in 
An.l3 Abs. 2 GG präzisiert. 

I. Der Beschwerdeftihrer (Bf) ist Polizeibeamter. Seine 
Behörde führte ein Em1iHiungsverfahren gegen einen gewis­
sen B. wegen Betäubungsmitteldelikten. Nachdem B. in einer 
polizeilichen Vernehmung ausgesagt hatte, der Bf habe ihm 
am 6. März 2000 bei einem zufälligen Zusammentreffen ver­
raten, daß B.'s Telefon überwacht werde. wurde ein Ermitt­
lungsverfallren gegen den Bf wegen Verdachts der Bestech­
lichkeit und der Verletzung des Dienstgeheimnisses eingelei­
ret.-Am 12. April um 12.15 Uhr beantragte die Staatsanwalt­
schaft (StA) die richterliche Zeugenvernehmung des 8 .. die 
amselbenTage zwischen 13.05 Uhr und 13.15 Uhr vorgenom­
men ~·'Urde. Am 13. April morgens wurde die Lebensgefährtin 
des B. als Zeugin polizeilich vernommen. Im Anschluß daran 
Obernahm gegen I 1.00 Uhr »aus GrOnden der Objektivität 
und -eutralität« eine andere Polizeibehörde die Bearbeitung 
des Ermittlungsverfahren gegen den Bf.. Am späten Vormit­
tag ordnete der Eildienststaatsatlwalr telefonisch die Durchsu­
chung von Arbeitsplatz, Wohnung. Fahrzeug und Person des 
Bf wegen Gefahr im Verzug an. Nach einem Vermerk des 
sachbea:rbeitenden Polizisten sei der Bf der Verletzung des 
Dienstgeheimnisses dringend verdächtig. Vorteilsannahme 
oder Bestechlichkeit sei >>nicht auszuschließen«. 

Um 13.00 Uhr wurden das Dienstzimmer des Bf und um 
14.00 Uhr seine Wohnung durchsucht. Die Polizei beschlag­
nahmte diverse Unterlagen und Disketten. Der Bf erhob 
sofort Wiederspruch. Der Ermittlungsrichter am Amtsgericht 
bestätigte mit Beschluß vom 30. Mai 2000 Durchsuchung und 
Beschlagnahme. »weil die Maßnahmen nach dem bisherigen 
Stand der Ermittlungen gerechtfertigt waren. um Beweis­
mittel sicherzustellen. die für die weitere Untersuchung von 
Bedeutung seien können«. Der Bf war zuvor angehört, sein 
Antrag auf Akteneinsicht allerdings abgelehnt worden. 

Während des Beschwerdeverfahrens vor dem Landgericht 
stellte die Staatsanwaltschaft fest. daß die beschlagnahmten 
Unterlagen und Disketten keine beweiserbeblichen Hinweise 
ergeben. Sie gab die e zurück. 

Nach Akreneinsicln trug der Bf zur Begründung seiner 
Beschwerde ergänzend vor, die Voraussetzungen für die 

Annahme von Gefahr im Verzug hätten nicht vorgelegen. Der 
Akte lasse sich nicht entnehmen. aufgrund welcher Tatsachen 
die StA die Durchsuchung angeordnet habe. Auch sei nicht 
ersichtlich. welche Beweismirtel die Durchsuchung erbringen 
sollte. 

Mit Beschluß vom 19. Juli 2000 verwarf das Landgericht 
die Beschwerde als unbegründet. Gefahr im Verzug habe Vor­
gelegen: sie sei anzunehmen. wenn eine richterliche Durch­
suchungsanordnung nicht eingeholtwerden könne. ohne den 
Zweck der Maßnahme zu gefährden. Ob dies der Fall set. 
entscheide der Beamte nach pflichtgemäßem Ermessen. Hier 
habe Anlaß zu der Befürchtung bestanden. jede weitere zeit­
liche Verzögerung werde zur Vernichtung von Beweismitteln 
führen. losbesondere belastende Daten auf Disketten könnten 
durch einfachen Tastendruck in Sekundenschnelle gelöscht 
werden. Da die Einholung einer richterlichen Anordnung Zll 

zeitlichen Verzögerungen hätte fUhren können, sei es nicht 
ermessensfehlerhaft gewesen. auf eine solche zu verzichten, 
Eine bewußte Ausschaltung des Richters sei das nicht. zu mal 
absehbar gewesen sei, daß der Bf Widerspruch erheben und 
somit eine spätere richterliche Emschetdung herbeifUhren 
werde. 

ll. Der Zweite Senat des BVerfG hat die angegriffenen 
Beschlüsse des Amtsgerichts und des Landgerichts aufgeho­
ben, soweit sie die Durchsuchung der Wohnung des Bfbetref­
fen. Sie verletzen den Bf in seinen Grundrechten aus Art. 13 
Abs. 1, Abs. 2 i. V. m. An. 19 Abs. 4 GG. 

I. Der Zweite Senat betont zunächst die Bedeutung 
des Richtervorbehalts in An. 13 Abs. 2 GG. Dieser 
dient der vorbeugenden Kontrolle des mit einer Woh­
nungsdurchsuchung verbundenen Grundrechtseingriff dul'ch 
eine unabhängige und neutrale Instanz. Dabei har der Rich­
ter nicht zuletzt durch ejne geeignete Fonnulierung im 
Durchsuchungsbeschlußsicherzustellen. daß der Grundrecht­
seingriff meßbar und kontrollierbar bleibt. 

Aus Art. 13 GG folgt die Pflicht aller Staatsorgane, die 
Wirksamkeit des Richtervorbehalts sicherzustellen. Genchte 
und Strafverfolgungsbehörden müssen die Voraussetzungen 
für eine wirksame Kontrolle auch durch organisatorische 
Maßnahmen schaffen. Mängel, die zum Beispiel daraus resul­
tieren. daß Ermittlungsrichter am Amtsgericht nicht erretch­
bar oder aufgrund zu hoher Arbeitsbelastung nicht hinrei­
chend informiert sind. müssen behoben werden. Dies kann 
der einzelne Richter nicht alleine: Geschäftsveneilungspläne. 
Ausstattung des Gerichts, Aus- und Fortbildungsangl!bote 
für die Richter und die vollständige 1 nformarion durch dte 
Strafverfolgungsbehörden sind hierfür anzupassende Rah­
rnenbedingungen. Die für die Organi ation der Gerichte und 
ftir die Rechtsstellung der dort tätigen Ermittlungsrichter 
zuständigen Organe der Länder und des Bundes sind im 
Hinblick auf Art. 13 GG gehalten, die Voraussetzungen für 
eine tatsächlich wirksame präventive richterliche Kontrolle 
zu schaffen. Die Annahme von )>Gefahr im Verzug(( verla­
gert die Anordnungskompetenz ausnahmsweise vom Richter 
auf die Srrafverfolgungsbehörden. Der Begriff nGefahr im 
Verzug<< im Grundgesetz ist daher eng auszulegen. 

Die Anordnung einer Durchsuchung durch StA und Poil-
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zei als Strafverfolgungsbehörden hat die Ausnahme zu sein. 
Dies ergibt sich schon aus der Formulierung des Grundge­
setzes, die im Gegensatz zur Weimarer Reichsverfassung 
und dem Herrenchiemsee-Entwurf den Richtervorbehalt 
und die Ausnahmebestimmung über »Gefahr im Verzug« 
ausdrücklich in die Verfassung aufgenommen hat. DieAnord­
nung der Durchsuchung durch die Strafverfolgungsbehörden 
flilln zum Wegfall der präventiven Kontrolle des Grundrecht­
seingriffs durch die neutrale richterliche Instanz. Zudem fehlt 
die eingriffsminimierende Wirkung der schriftlichen richter­
lichen Durchsuchungsanordnung. Durch eine nachträgliche 
richterliche Kontrolle kann der vorgenommene Grundrecht­
seingriff nicht rückgängig gemacht werden. Andererseits 
ist der Staat in Wahrung der Rechtspflege auch zur wirk­
samen Strafverfolgung verpflichtet. Daraus folgr. daß die 
Strafverfolgungsbehörde in der Lage sein muß, so frühzeitig 
über das Vorliegen von >)Gefahr im Verzug« zu entscheiden. 
daß sie der Gefahr eines Beweismittelverlustes noch wirksam 
begegnen kann. 

Nach diesen Maßstäben muß im Rahmen des Möglichen 
sichergestellt bleiben. daß die Regelzuständigkeit des Rich­
ters für die Durchsuchungsanordnung bestehen bleibt. Das 
Vorhegen von »Gefahr im Verzug« kann nicht durch Spekula­
tiouen begrUndet werden, es müssen auf den Einzelfall bezo­
gene Tatsachen vorliegen. Auch reicht die bloße Möglichkeit 
eines Beweismittelverlusts nicht aus. Die Voraussetzungen für 
die Eilzuständigkeit dürfen nicht durch ein Abwarten seitens 
der Strafverfolgungsbehörden selbst herbeigefuhrt werden. 
Diese müssen regelmäßig zunächst versuchen, einen Richter 
zu erreichen. Die Gerichte wiederum müssen die Erreichbar­
keif des Ermittlungsrichters sicherstellen. 

2. Aus Art. 19 Abs. 4 GG folgt der Anspruch des Bürgers 
auf eine wirksame Kontrolle der öffentlichen Gewalt durch 
unabhängige Gerichte. Die Gerichte müssen Maßnabnten 
der öffentlichen Gewalt rechtlich und tatsächlich überprüfen 
können: sie sind nicht an die Feststellungen und Wertungen 
der Behörden gebunden. Diese Verpflichrung findet ihre 
Grenze da. wo das materielle Recht der Exekutive in verfas­
sungsrechtlich unbedenklicher Weise Entscheidungen abver­
langt. ohne hinreichend bestimmte Entscheidungsprogramme 
vorzugeben. Art. 13 Abs. I und 2 GG eröffnet jedoch 
eine solchen Spielraum nicht. Die Frage. ob »Gefahr 
im Verzug<< vorliegt (bzw. im Zeitpunkt des Eingreifens 
der Strafverfolgungsbehörden vorlag) unterliegt der 
unbeschränkten gerichtlichen KontroJie. Insoweit ist weder 
ein Ermessens- noch ein Beurteilungsspielraum der 
Strafverfolgungsbehörden gegeben. Allerdings müssen die 
Gerichte bei ihrer nachträglichen Beurteilung der Frage. ob die 
Strafverfolgungsbehörde zu recht wegen >>Gefahr im Verzug« 
eingegriffen ha~ deren besonderer Situation Rechnung tragen. 
Der Richter darf seine nachträgliche Einschätzung der Lage 
nicht an die Stelle der Einschätzung der handelnden Beam­
ten setzen. Er muß berücksichtigen, unter welchen Bedingun­
gen die Beamten ilber eine Durchsuchung entschieden haben 
und welcher zeitliche Rahmen ihnen gesteckt war. Auch 
Umstände wie Zeitdruck, die Möglichkeit zur Rücksprache 
mir Kollegen und die situationsbedingten Grenzen von 
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Erkenntnismöglichkeiten sind zu beachten. 
Die verfassungsrechtlich gebotene volle gerichtliche 

Kontrolle der Annahme von ,>Gefahr im Verzug« ist in 
der Praxis nur möglich. wenn die handelnden Behörden 
die Grundlagen ihrer Entscheidungen hinreichend doku­
mentieren. Aus Art. 19 Abs. 4 GG ergeben sich daher 
für die Strafverfolgungsbehörden Dokumentations- und 
Begrüodungspflichten, die den wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutz erst möglich machen. So muß zeitnah dargelegt 
werden, aufgrund welcher Umstände der handelnde Beamte 
die Gefahr eines Beweismittelverlusts angenommen hat. Das 
Gericht muß tiber die konkrete Sachlage zum Zeitpunkt der 
Behördenentscheidung informiert werden. Auch muß erkenn­
bar sein, ob der Beamte versucht hat, einen Ermittlungsrich­
ter zu erreichen. Auf der Grundlage einer solchen Doku­
mentation haben die Strafverfolgungsbehörden ihre Durchsu­
chungsanordnung in einem späteren gerichtlichen Verfahren 
zu begründen. Dabei müssen sie die gesetzlichen Vorausset­
zungen der Durchsuchung darlegen und begründen, warum 
eine richterliche Anordnung zu spät gekommen wäre sowie 
ggfs., warum von dem Versuch abgesehen wurde. eine rich­
terliche Entscheidung zu erlangen. 

3. Nach diesen Maßnahmen verletzen die angegriffenen 
Entscheidungen den Bf in seinen Grundrechten aus Art. 13 
Abs. 1, Abs. 2 i. V. m. Art. 19 Abs. 4 GG. Das Amtsgericht 
hat die Frage der Gefahr im Verzug überhaupt nicht geprüft. 
Das Landgericht hat angenommen, deren Feststellung stehe 
im Ermessen der anordnenden StA. Wie der Zweite Senat 
ausführt, hat es damit seinen Prüfungsmaßstab in grundrechts· 
widriger Weise verletzt. Zudem hat das Landgericht bei der 
Auslegung des Begriffs ))Gefahr im Verzug« die verfassungs­
recbtüchen Vorgaben aus Art. 13 GG nicht berücksichtigt. 
losbesondere bat es nicht aufgeklärt, aus welchen Gründen 
die StA hier Gefahr im Verzug angenommen hat. 

Urteil vom 20. Februar 2001 - Az. 2 BvR 1444/00 - Karls­
ruhe, den 20. Februar 2001 

http://www.bundesverfassungsgericht.de 
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Böser Alltag in der Justiz 
Wie ein Staatsanwalt die haarsträubenden Zustände im Justizvollzug am 

eigenen Leibe zu spüren bekam 

W
ennjemand in die Mühlen der Strafjustiz gerät. hat er meistens nichts zu lachen, wenn ihm das nötige 
Kleingeld für einen guten Anwalt fehlt. Behauptet er sogar unschuldig zu sein, hilft ihm zuweilen nicht 
einmal der gute Anwalt, wenn einem bösen Staatsanwalt Karriere und Anklage wichtiger sind als die 

tatsächliche Aufklärung einer ihm auf dem Schreibtisch offerierten Beschuldigung. Und hat schließlich jemand. 
der einer Straftat verdächtigt wird. auch noch eine schlechte Presse, die aus verurreilungswilligen Justizkreisen 
gespeist wird. dann verzichtet er am besten gleich auf einen guten und womöglich noch teuren Anwalt und betet, 
wenn er daran glaubt, zum lieben Gott. 

Doch gottlob sind Unschuldige im Alltag der Strafjustiz eher die Ausnahme als die Regel, und was denen 
widerfährt, die der Moloch Knast als schuldig Verurteilte täglich verschlingt, darum schert sich die breite 
Öffentlichkeit eh einen feuchten Dreck. Und die sieb doch eher als heilig gebende Boulevardpresse lädt ein zum 
fröhlichen »Werfe den ersten Stein!«. 

Wie es jemanden ergeht, den der Moloch Knast in seine Pforten aufgenommen hat, konnte man der Spiegel­
Ausgabe Nr. 13 vom 26. März entnehmen. Ein Staatsanwalt - offensichtlich von seiner Ex-Lebensgefährtin zu 
Unrecht wegen Vergewaltigung und Körperverletzung angezeigt. erlebte in Untersuchungshaft bitter die Hölle, in 
die er gewöhnlich Straftäter oder als solche Verdächtigeper Haftbefehl hineingeschickt hatte. Daß der Jurist. der 
Staatsanwalt geworden ist, weil man da nicht wie Anwälte »Mandanten zu Dingen raten (muß), 
die man eigentlich nicht (mit seinem Gewissen) vertreten kann«, im Kreise von Häftlingen. zu 
deren Inhaftierung er beigetragen hatte. nicht gerade als Wohlräter empfangen wurde, versteht 
sich fast von selbst. Daß die M itinsassen, wenn er auf dem Hof vorbeiging, aus den Zel­
lenfenstern urinierten oder ein Knacki kurzvor Weihnachten 1998 dermaßen aufihn ein­
schlug, daß sich die Netzhaut von einem Auge ablöste, verschlägt einem l>OOrmalen Inhaftier­
ten« dann doch eher die Sprache. Haben sie doch die Demütigungen und Zem1ürbungen, 
denen ein Knacki tagtäglich ausgesetzt ist. am eigenen Leibe verspürt und wünschen solche 
Unterdrückungen und Perversitäten im Regelfall nicht ihrem ärgsten Feind an den Hals. 

Wer 
Druckfehler 
findet, 
darf sie 
behalten! 

Doch nicht genug der Schmähungen von Seiten seiner Mitinsassen, bekam es der Staatsanwalt auch mit seinen 
eigenen Kollegen und dem übrigen Justizpersonal zu tun. Diese haben ihn nicht nur aus seiner Dienststelle 
hinauszumobb~n versucht, sondern ihn auch trotzerheblicher-ihm von seiner ehemaligen Lebensgefährtin 
zugefügten Verletzungen (Nieren- und Hodenquetschungen etc.) ans Krankenbett gefesselt oder fesseln lassen und 
-obwohl ihm Haftunfähigkeit attestiert wurde- trotzdem in die Hölle der Justiz befördert-justindiese Anstalt. 
in die er zuvor die ihm in die Klauen geratenen befördert hatte. Und dort ist ihmalldas widerfahren, was wir uns 
alle nicht einmal im Traume wtlnscheo. aber doch purer Alltag im Leben eines Gefangenen ist. Anträge werden 
verschleppt, abgelehnt oder verschwinden spurlos, Arzt oder Krankenpflegedienst kommen wenn sie Lust haben. 
Schlägerein unter Gefangenen sind fast an der Tagesordnung, die Beamten haben immer Recht, Gefangene werden, 
wenn sie etwas zu beanstanden haben, auf den langen Dienstweg verwiesen, usw.,.- um nur einige harmlosere 
Mißstände zu benennen. 

Der Staatsanwalt hatte bei allem Pech Glück im Unglück: einen guten Rechtsanwalt. den Staranwalt RolfBossi. 
der ein positives Glaubwilrdigkeitsgutachten für seine Ex freuudin durch zwei Gegengutachten annullieren konnte 
und den nötigen Willen, sich wieder auf das zu besinnen, was er offensichtlieb schon immer mit seinem Gewissen 
vereinbaren konnte: Straftäter oder als solche Verdächtige in den Knast zu stecken. Und er wird diese Arbeit 
wahrscheinlich so weiter verrichten, daß sich an den Zuständen dort nichts ändert. Denn diejenigen, die den Alltag tn 

der Haft bestimmen. haben letztendlich nicht einmal vor ihm Rücksicht genommen, als es darum ging, den nbösen 
Alltag in der Strafjustiz<~ gnadenlos und unabhängig von der Person zu demonstneren . [Name der Red. Bekannt) 

Der lnbalt dieses Artikels stellt die Meinung des Verfassers dar, diese stimmt nicht immer mit der Meinung der 
Redaktionsgemeinschaft der liehtblick überein! 
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Förderverein 
Gründung des liblichen 

Fördervereins am 19.03. 

Der ausschließlich von Strafgefangenen (der Berliner 
Vollzugsanstalt Tegel) herausgegebene, verlegte, 
gedruckte und presserechtlich verantwortete lieht­

b lick erscheint seit Oktober 1968 in jährlich mindestens 
sechs Ausgaben. Ein Teil der ca. 6.500 Exemplare einer jeden 
Auflage gebt ins Ausland. 

Als vorrangige Zielgruppe nennt die im Sommer 1976 in 
Kraft getretene Redaktionssatzung nicht die Häftlinge. son­
dern Jene Menschen. die vollzugsbeeinflussende Entscheidun­
gen treffen. Insbesondere soll die breite Öffentlichkeit, die 
ja das politische Entscheidungsverhalten erheblich beeinflußt, 
sachlich und detailliert über das tatsächliche Vollzugsge­
schehen informiert werden. Außerdem zielt die Redaktions­
arbeit darauf ab, die Kommunikationsbereitschaft aller Betei­
ligten zu erhöhen. so daß Konfliktpotentiale - z.B. zwischen 
Häftlingen und Vollzugsbediensteten-frühzeitig erkennbar 
und ernsthafte Streitigkeiten auf ein Minimum begrenzt 
werden können. 

Daß es seit über 30 Jahren ausschließlich Strafgefangene 
sind, die den Arbeitsbetrieb lichtblickführen und mit ihrer 
ausschließlich durch Spenden finanzierten Redaktionsarbeit 
diese Leisrungen erbringen, macht den liehtblick zu einem 
einmaligen Presseerzeugnis und die Redaktionsgemeinschaft 
zu einem in Deutschland einmaligen Sozialisierungsprojekt 
für ehemalige Straftäter. 

Mit dem liehtb lick Förderverein soll dieses Projekt vor 
den Folgen der Mittelkürzungen, die schon im Vorjahr exi­
stenzbedrohliche Ausmaße angenommen haben, geschützt 
werden. 

Der Förderverein wird sich jedoch nicht nur um Betriebs­
mittel für den Arbeitsbetrieb liehtblick bemühen, sondern 
auch versuchen, den Wirkungsgrad der Redaktionsarbeit zu 
erhöhen und gleichzeitig die Selbstfinanzierung der Gefange­
nenredaktion einzuleiten. 

Das soiJ unter anderem durch die Herstellung von 
Kontakten zu Vertretern der freien Presse gesche­
hen: So wie es die Redaktionen von freitag, diesseits. 
soma und prozak bereits erfolgreich getan haben. 
sollten auch andere Medienverantwortliche den Ii bii­
chen Redakteuren Schreibraum zur Verfügung stel­
len und Zeilenhonorare spenden. 

Auf ähnliche Weise wird sich der liehtblick 
Fördenerein auch ftir die übrige Gefangenenpresse 
engagieren. Dazu gehört es auch, andere Anstalten 
dazu zu ermuntern, ihren journalistisch tätigen 
Insassen ähnJich freie und damit sozial \erant­
wortungsvolle Arbeitsbedingungen zu schaffen wie 
dem Iichtbiick. der in einer Oktober-Ausgabe 
mit einigem Recht darauf hinwies, daß >keine Stelle 
im Vollzugsapparat so helfen< könne wie eine ver-

:!er lich::OIIco • ::00 

antwortungsvoll arbeitende Gefangenenredaktion. Indem der 
liehtblick Förderverein die Gefangenenpresse fördert. wird 
er auch die Vollzugsbedingungen und das Kommunikations­
verhalten aller Beteiligten verbessern. Daraus werden sich 
Chancen für eine bessere Wiedereingliederung der Raftent­
lassenen in die Gesellschaft ergeben. 

Diese Chancen erkenn- und nutzbar zu machen, ist ein 
weiteres Ziel der Vcreinsmitglieder, von denen sieb etliche 
um die praktische Reintegration ehemaliger Häftlinge in das 
Gesellschaftsleben und damit um einen möglichst wirksamen 
Opferschutz bemühen werden. 

Aus der am 19.03.01 verabschiedeten Satzung des lieht­
blick fördervereins: 

§ 3- Zweck 
(l) Zweck des Vereins ist es. das von Insassen der Justizvoll­

zugsanstalt Tegel herausgegebene, verlegte und presserecht­
lich verantwortete (im folgenden als >>Zeitschrift<< bezeich­
nete) Gefangenenmagazin »der Iichtbiick« zu fördern . 

(2) Zu diesem Zweck wird der Verein die redaktionelle 
Arbeit und die technische Herstellung der Zeitschrift mil 
Geld- und Sachmitteln unterstiltzen. 

(3) Der Verein wird sich um eine Beratung der Mitarbeiter 
der Zeitschrift bemühen. 

(4) Der Verein wird die Öffentlichkeit darauf aufmerksam 
machen, welche Bedeutung die Zeitschrift für das Leben der 
Gefangenen und für die Verhältnisse im Strafvollzug hat und 
wie sie dazu beiträgt. daß den Gefangenen geholfen wird. sich 
in das Leben in Freiheit einzugliedern(§ 3 Strafvollzugsge­
setz). 

Hingewiesen werden soll auf die Erfahrungen und Kennt­
nisse, die durch die Mitarbeit an der Zeitschrift vermittelt 
werden, ferner auf die Wirkung der Diskussim1en, die der 
Inhalt der Zeitschrift in der Justizvollzugsanstalt auslöst. 

(5) Der Verein wird die Kommunikation zwischen den Mit­
arbeitern der Zeitschrift und den an vergleichbaren Projekten 
Beteiligten fördern. 

der Vorstand des liehtblick Förderverein e.V. 
Bruno Vetter (Vorsitzender). 
York Kusterka {stellvertretender Vorsitzender). 
Friederike Kyrieleis libli Förderverein 



Lichtblick Förderverein 
c/o Straffälligen- und Bewährungshilfe (sbh) Berlin e.V. 
Bundesallee 42 
10 71 5 Berlin 

Einverständnis- und Beitrittserklärung: 

Tel.: 86 47 13- 0 
Fax: 86 47 13 - 49 

Hiermit erkläre ich mich mit der Satzung in der Fassung vom 19.03.01 einverstanden und trete dem in Gründung 
befindlichen liehtblick Förderverein e.V. als Mitglied bei. 

Diese Daten können dem Iichtblick zur Verfügung gestellt werden: ja nein 

Name: .......................................................................................................................................... . 0 0 
Gesetzliche(r) Vertreter: .......................................................................................................... . 0 0 
Vorname(n): ............................................................................................................................... . 0 0 

Geburtsdatum*: ......................................................................................................................... . 0 0 
Anschrift: ............................ , .. , ................................................................................................... . 0 0 
Tel* : ........................ .................................................................................. ................................... . 0 0 
Fax*: ....................................................... e-mail*: ................................................................... .. 0 0 

•.Angaben hierzu sind freiwillig 

Den J ahresmitgliedsbeitrag in Höhe von 50,-- DM (25 E uro) sowie weitere freiwil lige Beträge bezahle ich 
0 in bar 0 perScheck 0 per Überweisung an die Bank für Sozialwirtschaft (Konto-Nr.: 32 413 01, BLZ: 100 205 00) 

Ort, Datum: ...................................................... Unterschrift(en): .............................................................................. . 

0 per Lastschrift: 
Hiermit ermächtige ich den liehtb lick Förderverein, meinen Jahresmitgliedsbeitrag. in Höhe von 
50,-- DM (25 Euro) sowie einmalig einen zusätzlichen Betrag in Höhe von DM I Euro ............ . 
(in Worten: ................................................. ..... ........................ von dem Konto Nr. : ........................................... . 
bei: ............................ ..... ..... .................... .... ................ ..... .. .................. BLZ: ................................................... .. 
Kontoinhaber: .. .. ........ ..... .................... ........................ ............. ............................................. einzuziehen. 

Ort I Datum: ......................................................... . 

Unterschrift(en) des I der Verfügungsberechtigten: ............................................................. . 
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Name: Vorname: 

Straße: 

PLz: Ort: 

Iichtbiick Fürderverein 

c/o Straffälligen- und Bewährungshilfe (sbh) Berlin e.\'. 

Bundesallee 42 

10 715 Berlin 

----__. __ ....__.___...__ 
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Elektrische Geräte 

Bei der Bewilligung elektrischer Geräte (Kiihlschrank. Waschmaschine. Staubsauger) sollte aus ökonomischen Erwägungen 
der Preis für ein Neugerät zugrunde gelegt werden. Sofern erforderlich, sind auch die angemessenen Kosten für die Ent­
sorgung des Altgerätes zu übernehmen. die in der Regel 30,- bis 50,- DM betragen. 
Im Gegensatz zu einem in der Anschaffung günstigen Gebrauchsgerät. bietet das Neugerät die Vorteile der geringen 
Reparaturanfalligkeit einschließlich der kostenfreien Garantieleistungen sowie einen sparsamen Wasser- und Stromver­
brauch. Grundsätzlich sind auch diese Beihilfen als Barleistung zu gewähren. Bei der Bewilligung einer Waschmaschine 
oder eines Kühlschranks ist vom Hilfeempfanger neben dem Kaufbeleg die Garantieurkunde beizubringen. ln begründeten 
Einzelfällen (unwirtschaftliches Verhalten) ist ein Kostenübernahmeschein auszustellen. 

2. Kühlschr ank 
400.- DM Neupreis (bei Haushalten mit bis zu 4 Personen) 
600,- DM Neupreis (bei Haushalten mit 5 und mehr Personen) 

Ein Kühlschrank gehört grundsätzlich zum notwendigen Lebensunterhalt. ln besonders gelageneo Einzelfällen {z.B. kurz­
zeitige HilfebedOrftigkeit) sind Abwetchungen vom Regelfall denkbar. Mit dem Preis sind regelmäßig auch die Lieferung 
der Geräte abgegolten. 

3. Waschmaschine 
600.- DM Neupreis 
Eine Waschmaschine ist in der Regel dem notwendigen Lebensunterhall im Sinne von § 12 zuzurechnen. rn besonders 
gelagerten Einzelfällen {z.B. kurzzeiuge Hilfebedilrftigkeit) sind Abweichungen vom Regelfall denkbar. Mit dem Preis 
sind regelmäßig auch die Lieferung und der Anschluß der Geräte abgegolten. 

4. Staubsauger 
100.- DM Neupreis 
Sofern mindeslens ein Zimmer überwiegend mit Teppichboden oder Teppichen ausgelegt isr. gehön ein Staubsauger zu 
notwendigen Hausrat. 

5. Rundfunkgerät/Fernsehgerät 
Rundfunk- und Fernsehgeräte gehören grundsätzlich zum notwendigen Lebensunterhalt. wobei gebrauchte Geräte in der 
Regel als ausreichend zu betrachten sind. In besonders gelagerten Einzelfällen (z.B. kurzzeitige Hilfebedürftigkeit) sind 
Abweichungen vom Regelfall denkbar. 
Radiogerät 20,- DM 
Fernsehgerät 200.- DM (gebraucht), 500.- DM (neu) 

6. Gardinen (Deko- Stoff und Stores) 
Die Stoffmenge errechnet sich nach den individuellen Fenstermaßen. Angemessen ist die 2-fache Fensterbreite fUr Store 
oder Deko-Stoff. 
Deko-Stoffpro lfd. Meter 15,- DM 
Store pro lfd. Meter 10,- DM 
Berechnungsschema: 
Höhe x Breite x 2 x Meterpreis = Gardinenpreis. 
Küche: 
FUr die Küche sind Scheibengardinen einschließlich einer Gardinenstange zu bewilligen. 
Pauschalbetrag 25,- DM 
Es sind grundsätzlich nur Übergardinen oder Stores zu bewilligen. ln begründeten Fällen ( Parterrewohnung oder unmit­
telbare Einsicht) kann beides gewährt werden. 

7. Gardinenbretter 
Sie sind nur für die Fensterbreite zuzUglieh 20cm (nicht Wandbreite) und in T-Schienen (nicht Jnnenlaufschienen) vorzu­
sehen. Hier ist ein Preisvergleich mit fertigen Gardineohrenern gemäß Kaufhauskatalogen anzustellen (pro Meter= 20.­
DM). 
8. Fußbodenbeläge, Teppichboden 
Diese Beläge sind grundsätzlich nicht 7U bewilligen. Ausnahmen sind möglich bei Behinderten und aus krankheitsbeding­
ten Gründen (z.B. Rheuma), wenn die Wohnung fußkalt is1. Befinden sich in einem Haushalt Kleinkinder. ist für emen 
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Beantragen Senioren eine einmalige Beihilfe für die Beschaffung von Teppichböden. ist dem erhöhten Wärmebedürfnis 
älterer Menschen Rechnung zu tragen. Die Kosten sind im notwendigen Umfang zu übernehmen. 
Für alle Ubrigen Personengruppen gilt: Sofern der Fußbodeu uneben oder beschädigt ist, sind Reparaturen vom Vermieter 
durchzuführen. Hier ist nur das Streichen zu übernehmen. Wenn für die Kosten einer Lackierung ein Belag aus PVC oder 
anderem Material beschafft werden kann, so kann auch diesem Antrag entsprochen werden. 
Kosten für Verlegearbeiten sollten nur in begrUndeten Einzelfällen übernommen werden (qm = l5.- DM Teppichboden 
einschJjeßlich Verlegearbeil:en). Die bei Verlegearbeiten evtl. anfallenden Fahrtkosten sind gesondert zu llbernehmen. 

9. Renovierungen 
Die Notwendigkeit einer Renovierung wird durch Augenscheinnahme (Prüfdienst) festgestellt und richtet sich nicht 
zwangsläufig nach dem mietvertragliehen Fristenplan (Bedarfsdeckungsprinzip). Werden die notwendigen Renovierungs­
arbeiten vom Vermieter angemahnt, ist eine weitere Prüfung der >Jot Wendigkeit mcht erforderlich. 
Grundsärzlich sind die notwendigen Renovierungsarbeiten im Rahmen der Eigeninniative durchzuführen. Sofern im Ein­
zelfall die Renovierungsarbeiten nicht selbsl ausgeführt werden können (z.B. gesundh. Gründe), kann für die Inanspruch­
nahme nachbarschaftlicher Hilfe eine Aufwandsentschädigung bewilligt werden. 
Nur in begriindeten EinzelfeilJen sollen Renovierungsarbeiten durch eine Malerfirma ausgeitihrt werden. Auf Qualifizie­
rungs- und Beschäftigungsträger kann verwiesen werden. 
Zur Zeit sind folgende Preise für Renovierungsarbeiten zu Grunde zu legen: 
Tapeten: Wohn- und Schlafräume Rolle 10.- DM 

Flure. D1elen Wohnküchen Rolle 8.- DM 
Deckenweiß: 30.- DM ausreichend für ca. 60 qm (101) 
Die Flächenangaben beziehen sich auf das einmalige Streichen einer Decke. 
Lack: 20,- DM ausreichend für ca. 9 qm Fläche 
Kleinbedarf: 30.- DM pro Zimmer 
Für die Nachbarschaftshilfe werden folgende Pauschalbeträge als Aufwandsentschädigung festgesetzt: 
Wohnzimmer bis höchstens 200,- DM 
Schlafztmmer bis höchstens 200,- DM. Kinderzimmer bis höchstens 150.- DM 
Küche bis höchstens 150,- DM. Badezimmer bis höchstens 150.- DM 
Korridor bis höchstens 150.-DM 

Abschlußrenovierung: 
Die Übernahme von Renovierungskosten ist dem notwendigen Lebensunterhalt zuzuordnen, wenn sie während der 
Mietzeit beantragt werden. Die Aufwendungen für eine Abschlußrenovierung bc1 Auszug sind grundsätzlich nicht zu 
übernehmen. Abwei<.:hend hiervon sind Kosten einer Abschlußrenovierung vom Sozialamt zu tragen, wenn der Auszug 
sozialhilferechtlich gereehrfertigt ist, z.B. auf Veranlassung des SH-Trägers erfolgte (überhöhte Miete. unangemessene 
Wohnungsgröße etc.). 

10. Bek leidung 
Die Gewährung von pauschalierten Bekleidungshilfen folgt den entsprechenden AusfUbrungsvorschriflen des SenSoz vom 
16.03.1991 m derjeweils [in Berlin] gültigen Fassung. Bestandteil dieser Ausführungsvorschriften sind u.a. Pauschalen fiir 
besondere Bedarfstatbestände (Schwangerschaft. Taufe. Konfirmation etc.). Die anläßtich der Konfirmation/Kommunion/ 
Jugendweihe festgesetzten BekleidUngspauschalen sind auch aus Anlaß der Beschneidung (islam. Glaube) und der Bar­
mizwa (jüd. Glaube) zu gewähren. ln den Fällen. in denen die Voraussetzungen für die Gewährung pauschalierter Beklei· 
dungshilfennicht vorliegen, ist der ggf. notwendige Bekleidungsbedarfüber einmalige Bekleidungsbeihilfen abzudecken. 
Bei gesundheitlichen oder behinderungsbedingten Bedarfstatbesränden sowie Übergrößen kann grundsätzlich ein Zuschlag 
in Höhe von 10 v. H. gewährt werden. Anläßlich einer Arbeitsaufnahme notwendjge Arbeitskleidung ist unabhängig 
von einer bereits gewährten Bekleidungspauschale zu bewilligen. Vorab muß der Antragsteller nachweisen. daß keine 
Ansprüche auf Bereitstellung bzw. Fmanzterung von Arbeit"Sbekle1dung beim Arbeitsamt bestehen. Der Bedarf an Sport· 
zeugist grundsätzlich mit der Bekleidungspauschale abgedeckl. 

I I. Hygienebedarf (28.- DM halbjährlich) 
Der allgemeine Hygienebedarffür Sozialhilfeempfängerinnen wird durch den Regelsatz gewährt. Darüber hinausgehender 
besonderer Hygienebedarf ist Frauen auf Antrag zu bewilligen. ohne daß es bierfür einer Glaubhaftmachung bedarf. [ . .. ) 
Nach der auszugswe1sen Wiedergabe der ))Gemeinsamen Arbeitsanweisung der Abteilung Sozialwesen aller Berliner 
Bezirke<<. dje den (Berliner) Sozialämtern >1Entscheidungshilfen bei der Gewährung einmaliger Leistungen zum Lebens­
unterhalt nach dem BSHG« liefern soll. wird diese Serie mit den bereits angekündigten Regelsätzen zum »Notwendigen 
Lebensunterhalt« nach der Festsetzung zum l. Juli 1999, den Höchstbeträgen für Miete nach s 8 Wohngeldgesetz sowie den 
auf Grundlage der Empfehlungen der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen erstellten Bekleidungslisten abgeschlos-
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sen. Vorab muß in diesem Zusammenhang daraufhjngewiesen werden. daß die Sozialhilfeträger tn der Praxis verst:trkl 
monatliche oder viertel- bzw. halbjährliche Pauschalleistungen ftlr Bekleidung zahlen. Grundlage der Pauschalleistungen 
können z. B. die-oft unter Übernahme der Empfehlungen des Deutschen Vereins fOr öffentliche und private Fürsorge ( DV) 
-erlassenen Venvalrungsvorschriften sein. Auf der Basis der Einkommens und Verbrauchsstichpobe (EVS) baneder DV 
zuletzt für das Jahr 1992 jährliche Bekleidungspauschalen für Kinder im Alter von l bis 7 Jahren in Höbe von 470.- DM 
und ftlr Kinder im Alter von 7 bis 14 Jahren in Höhe von 480,- DM empfohlen. FOr weibliche Jugendliebe im Aller von 
14 bis unter 18 Jahren wurden 830,- DM und für männliche Jugendliche 690.- DM als notwendig erachtet. Für Frauen ab 
dem 18. Lebensjahr empfahl der Deutsche Verein 720.- DM und fOr Männer 580,- DM. 
Zu beachten ist allerdings, daß maßgebendes Kriterium be1 der Bekleidung- wie auch sonst in der Sozialhilfe- die Besei­
tigung der konkreten Notlage ohne Rücksicht auf deren {.;rsache sein muß. Der Hilfesuchende hat deshalb aucb Anspruch 
aufnotwendige Kleidungsstücke. die nicht in Verwaltungsvorschriften oderempfehlungengenannt sind. Reichen z.B. die 
pauschal festgesetzten Preise im Einzelfall nicht aus, müssen zusätzliche Leistungen gewährt werden. Voraussetzung ist 
allerdings stets eine am eigenen, individuellen Bedarf orientierte AnrragsteUung und evtl. Begründung. Einem neulich 
aus der JVA Tegel entlasseneo Sozialhilfeempfänger z.B. wurde sein Wunsch nach einem Anzug zunächst abschlägig 
beschieden. Seinen zweiten Antrag hat der Entlassene damit begründet. daß ibm aufgrund seiner (Aus-) Bildung und 
Fähigkeiten eine anspruchslose Tätigkeit nicht zugemutet werden kann- er werde sich um einen Posten in leirender Posi­
tion bewerben und benötige daher eine der angestrebten Tätigkeit angemessene, repräsentative Bekleidung. Dem in diesem 
Stil begründeten zweiten Antrag des Entlassenen hat das Sozialamt problemlos entsprochen. 
Die Sachbearbeiter in den Sozialämtern reagieren äußersl allergisch, wenn sie merken, daß Gegenstände nicht aufgrund 
eines tatsächlich vorhandenen Bedarfs beantragt werden, sondern die Antragsteller einfach irgendeine vorgcf~rtigte 
»Liste« vollständig übernehmen. Außerdem sollten die in den folgenden Listen angegebenen Preise Yom Antragsteller 
lediglich als >>Richtwerte« verstanden werden, die vom Sozialamt zu Sozialamt sehr unterschiedlich sein können. Das wie­
derum kann zu diversen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Sozialhilfeträger und dem Hilfebedürftigen führen. 
Einen möglichen Rechtsstreit immervor Augen haltend sollten daher die Anträge stets schriftlich erfolgen. Außerdem sollte 
aus dem Antrag eindeutig hervorgehen. daß im Falle einer Ablehnung oder Kürzung ausdrücklich ein widerspruchsfähiger 
Bescheid verlangt wird. Dem Bescheid muß zu entnehmen sein, welche wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen 
Umstände die Behörde ihrer Entscheidung zugrundegelegt hat. Bei Ermessensentscheidungen sind die Gesichtspunkte 
darzulegen. von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist. So ein Antrag könnte z.B. 
folgendermaßen aussehen: 

An das 
Sozialamt 
Straße 
Ort 

Betr.: Antrag auf Bekleidungsbeihilfe gemäß § 72 BSHG (Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten) 
sowie gemäß§ 12 BSHG (einmalige Beihilfe) 

Sehr geehrte Damen und Herren! 
Am ... werde ich aus der Strafhaft entlassen. In folge meiner ... jähl'igen Inhaftierung besitze ich nur noch ganz wenige 
Bekleidungsstücke, die sich allerd1ngs aufgrundlangjähriger Abnutzung in einem nahezu unbrauchbaren Zustand befinden. 
Um nicht äußerlich von der übrigen BevöLkerung abzuheben und meine Wiedereingliederung in die Gemeinschaft nicht zu 
gefährden. beantrage ich hiermit gemäß§ 72 BSHG sowie§ 12 BSHG die nachfolgend aufgeführten BekleidungsstOcke: 

Die beantragte Grundausstattung ist so bemessen. daß grundsätzlich ein mehrfaches Wechseln der Kleidung innerhalb 
einer Woche ermöglicht wird, zumal infolge von Krankheiten. Unfall, Arztbesuchen, Teilnahme an kulturellen Veran­
staltungen u.ä. ein zusätzliches Wechselbedürfnis eimreten kann. Das zweite Winteroberbekleiduogsstück habe ich bean­
tragt. da das bekanntermaßen naßkalte Wetter (z.B. in Berlin) häufig ein Wechseln der Winteroberbekleidung (zum frock­
nen, Reinigen) erforderlich macht. Bei {teilweiser) Ablehnung meines Antrages bitte ich um einen rechtsmittelfähigen 
Bescheid. Für jeden einzelnen abgelchntenigekürzten Posten bitte ich um eine schriftliebe BegrUndung der Ablehnung: 
Kürzung. Bine teilen Sie mir mit. welche Gründe Sie jeweils zu Ihrer ablehnenden Emsebeidung bewogen haben und 
welche Gesichtspunkte Sie Ihrer Ermessensentscheidung zugrundegelegt haben. 
Wegen der gebotenen Eile bitte ich um schnellstmögliche Bearbeitung meines Antrages. Falls mein persönliches Erschei­
nen erforderlich sein sollte, bitte ich um diesbezügliche Mitteilung. 

Mit freundlichenGrUßen 
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Anträge auf Mietkostenübernahme. Renovierungskostenübernahme. Möbel, Hausrat usw. könnten auch in diesem 
Stil formu liert \\ erden. So z.B. 

An das 
Sozialamt 

Antrag aufeinmaltge Beihilfe gemäß§§ 12.21 und 72 BSHG 

Betr.: Übernahme von Renovierungskosten 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Hiermir beantrage ich die Übernahme der Kosten der Renovierung meiner Wohnung in der ... Hilfsweise beantrage ich 
die Übernahme der Kosten fOr die Renovierung in Selbsthilfe. 
(Begründung und evtl. Liste der beantragten Materialien) 

Mit freundlichen GrOßen 

An das 
Sozialamt 

Antrag auf Möbel. Hausrat usw. gemäß§ 27 BSHG, hilfsweise gemäß§§ 12. 21 und 72 BSHG 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Am ... werde ich aus der Strafhaft entlassen. lofolge meiner nunmehr ... Jahre andauernden Inhaftierung werde ich bei 
meiner Entlassung Ober keinerlei finanzteile Mine! verfügen. Daher benötige ich unbedingt Hilfe zur Anschaffung der im 
Anhang aufgelisteten Gegenstände. 

~ln freundlichen Grüßen 

Regelsätze nach der Festsetzung zum 1. Juli 1999 Haushaltsangehörige 

Land Haushaltsvorstände bis 6 Jahre bis 6 Jahre bei 7-13 Jahre 14-17)ahre ab 18 Jahre 
und Alleinstehende Alleineniehenden 

(Eckregelsatz) 
DM DM DM DM DM DM 

2 3 4 5 6 7 

Baden· Württemberg 548 274 301 356 493 438 
Bayern 

Mindestbeträge• 530 265 292 345 477 424 
Berlin 547 274 301 356 492 438 
Brandenburg 524 262 288 341 4i2 419 
Bremen 547 274 301 356 492 438 
Harnburg 547 274 301 356 492 438 
Hessen 548 274 301 356 493 438 
Mecklenburg-Vorpommern 522 261 287 339 470 418 
1'\ iedersachsen 547 274 301 356 492 438 
Nordrhein-Westfalen 547 274 301 356 492 438 
Rheinland-Pfalz 547 2H 301 356 492 438 
Saarland 547 274 301 356 492 438 
Sachsen 522 261 287 339 470 418 
Sachsen-Anhalt 527 2&4 290 343 474 422 
Schleswig-Holstein 547 274 301 356 492 438 
Thünngen 522 261 287 339 470 418 

• Von der obersten LandessoZlalbehörde festgesetzte Mmdestbeträge. Die Hohe der Regelsätze besLimmen die önlichen Träger der Sozialhilfe. 
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Grundausstattung an Bekleidung fiir Mädchen und m.r Frauen 

Bczeichnun~ Frauen ab JU Jahre ~hc!chcn lb-20 Jahre Mäc!ch:n 12-16 Jahr< .Mädchen 8- 11 Jahre MäUt:h~:n S- 1 Jdhr~ 
Q1.Jttli\~l .'\n· Tru- ~ <a. I Pre1;/ An· Tra- ca Preis/ An- ~Tro· ~·, Preis/ ,-\ n- Tra- ~~ Preis/ An- Tr.:e· C:L Preis/ 

zuhl ge- Pfei!t J:..hr <~111 gc- rr~ l )o J~hr l~hl ~C· t-Jrc1; Jnhr Z•l\1 ge- Prc:1'i Jahr '"hl t(C• f> r-~t is Juh1 
zeit/ 7 c:U/ 1.1!1li l.t"ll/ zcil/ 
Jahr Jahr Jahr Jah r J•hr 

\Vlmecrnante1 
2GO.-- 6~--100 <!>, Sch urwolle 

Üher~ang~m~mte, 
t.5·'1.1 Po lyester 150.--
JS % Baumwolle 

J'5(l 120.- .!Q,--

"''rmerj3t kc ( lttngl 
Wmterjaclce ( kurz) 150.-- 3' .50 2 130.-- <>5.-- .00.-- 100.- - 70.-- 70.-- 70.-- 70.--
65 {0 POI \'CSter l 90.-- JS .-- SO.-- 80.- - iO.-- 70.--
~S% Ba~mwolh: 
Son1merjr~cke 120.-- 40.- 2 AA.- - • l'l.-- 1>0.- - 00.-- SO,- - SO.-- 40,-- 40. --
100 0" Boun>wollc - I - JS.·- 35.-- 30.- 30.--
S<riCkt ackc 

80.- -
4(1 ___ 

RO.-- 41).- -100 '!1. Schurwn:le 

Wmter'( lt!id ! 
5$ % Baumwolle 150.- so.oo UO.-- .;J.OO :oo.-- IUU.- - SO.-- 50.-- 5U.·- su.--
45 % Viskose 

Somm erk.l.tld 
50 % B&Unl'I'OIIC 110.-- 5S.-- 80.- - . J.O.--
50•-!t V t::;ko.)e I 

60.-- 60.-- 50.-- 50.-- SO.- - so.--

Wint~rruc~ 
60.--IOO'Oo ll:.umwolle 30.-- l 60.-- 30.- - 60.-- 60.- - 50.· - SO.·-

WintcrrCJ<.·k 
40.-- 40.- - ' 100~ Poly~~t.:r I I 40.-- -'0.-- 40.-- 40.-- 25.- - 25.-- 25.-- 25.--

Somrnerroc:k 
60.-· 100% Baumwoll" JII.OO hO.-- ]tl. - 30.-- 30.- - 2S.-- 25.- - 25.-- 25.--

Somn·,crrock 
IOO 'llo Vtsi<Me nder so.-- 51).-- ~0.-- •0.-- 35.-- )$.-- 30.-- 30.--
100 .. B~un1v. oll e 70.-- 35.- -
Winterhose ICord t 

70.-- 35.-- I 1>0.-- 30.- l I so.-- 50.- - 30.- - 30.-- 25.- -JOO <>o lhumwoll<: 25.------ - -

Bezeichnung Frauen ab 20 Jahre Mädchen 16-20 Jahre Mudehen 12-16 Jahre Mädchen &-II Jahre ~ädchen 5-7 Jahre 

Qualität An- Tra- ca Preis/ An· Tra- ca l'rctsl An· Tra- ca Prctsl An· Tra- ca Preis/ An- Tra- ca Preis/ 
zahl gc- Preis Jahr t.ahl ge· Preis Jahr zahl ge- Pre is Jahr 7.3hl gc- Prcts Jahr zahl gc- Preis Jahr 

teil/ tell/ 1.en/ zeit/ zeit/ 
Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 

l!adeJnzug I 5 70.-- 14.-- 1 3 70,- - 23,-- I 2 ~0.- - 20.-- I I 30.-- 30.-- I I 20,-- 20.--
I 3 40.- 13.30 

Badehaube I 3 12.-- 4.-- I ) 11.-- 4,-- I 2 10.-- 5,-- l l 9,- '1.-- l I ~.- 9,--

Gymnastik-Anzug I 3 30.-- 10,-- I 2 25.- - 12.50 I I 20.-- 2tJ.-- I I 15.-- 15.-- I I 15.-- 15.--

Turnschuhe I J 30.-- 10.-- I 2 30,- - 15.-- I I 25.-- 25,-- I 1 20.-- 20.-- I ) 20.-- 2{),--

Soäcn (kuril 
70% Baumwolle 5 I 5.-- 25.-- 5 I 5.-- 25.-- 5 I 5.-- 25,-- s I 5.-- 25,- n 5,-- 30,--
:JO% Polyamid 

S~ken (lang) 
60% Schurwolle J I 6.-- 18.-- 5 I 6,-- 30,-- 5 I 6,-- 30,-- 5 1 (>,-- 30.-- - - - -
40% Polyamid 

Winterstrumpfhose 
40% Polyacryl I 1 20.- 10.-- - . - - 2 
40% Schurwolle 

I 12.-- 24.-- 2 I 12.-- 24.- 2 l 10.-- 20.--

20% Polyamid 

Winterstrumpfhose 
60% Baumwolle l I 10,-- 10.-- 2 l 10,-- 20,-- - - - - - - - - - - - -· 
40% Polyamid 

HausklerdlKiuel I 2 30.-- 15.-- - - - - - - - - - - - - - - - -100% Baumwolle 

Schal 1 3 15.- 5.-- I 3 15,-- 5.-- I 3 15.- 5, -- I 3 15,-- 5.- l l 12.-- 6,--
JOO% Polyacryl 

Mütze (Stric~ware) I 3 15,- 5.- I 3 15,-- 5.-- I 100% Polyacryl 3 15.- 5,-- I 3 15,-- 5.-- I l 12.-- 6.--

Handschuhe 
70% Schurwolle 1 3 !5,-- 5,-- I 3 15.-- 5.-- I 2 15.-- 7,50 l I 15.- 15.- I l 15,- 15.--
20% Angora 
10% Polyamid 
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Grundausstattung an Bekleidung mr JUD&en und f'ür Minner 

Bezerchnung Männer ab 20 Jahre Junaen 16-"20 Jahre Jungen 12-16 Johre J ungcn 8- 11 Jahre Jun,cn s-, Jahre 

Qu~lnat An· Tro- ~ •• PrciY 
An· Tra·1 CO Pre1s/ ""' Tra· <a Preis/ ,O.n· Tu· ea Preis/ An· Tm- ~$ Pr.isl 

zahl ge- Pre1s Jlllr aht at· P~ecs Johr Uhl ge- Preos Jahr ulll , .. Preis Jata zzhl ge- PreiS J•b( 
zelt/ Z~ll/ /Cat/ l<!t l teol/ 
hhr Jahr Jahr Jahr Jahr 

ÜbCfgangsm•m el 
6$ • Pol)estcr I ~ 2SO.-- tl.- - - - - - - . . - - - . - - - -
35 '111 Baum .. o llc 

WinterJacke tlsng)/Par~er 
65 % Polyester I 3 ISO.--
H "" llloumwolle 

SO.-- I J I SO.-- SO.-- I I 90.-· 90.-- I I 80,-- 80.-- I I 80.-- 80.--

Anaralclßlou~n 
65 ot. Polyuter I 
lS 'll> Baumwolle 

3 IJO.-- ~3.30 l 2 130.- bS.-- I I <10.-- 90.-- I I 80.-- 80,-- I I 55.-· ss.-

Anzu11 
ss ~ PotyesteJ I ~ J00.- 1 
-'S '1" Baumwo<lc 

·s.- - - I - - - - - - - - - - - - - -
Sakko 

!90.- 1 SS 4~ Polyester I 2 8S.- - . - - . - . - - - - - - - - . 
4S~ So::hu".oll e 

Hose 
SU 'Itl S~hurwolle I 
SO"" Pnlyesw 

1 85.- ~3.-- - - - - - - - - - - - - - - - -
Hose/ Je&M tllntt 

I 90.- 90.-- 2 I 90.- 110.- 2 
ll (1}.-

!20.-- ) I 60.- 180.-- J I so.- ISO,--tOO- Baum,.oll< 

Hose/ Jeans (~U17.1 --
IOO'o Baumwolle - - - 2 I 30.-- bO.-- 2 I 25.-· so.-- 3 I 15.-- 75.·· 4 I 20.-- 1 MO.--

Strocl.~kel\\ esoe 
60 .. Polyacr) I 3 llS.-- ·~. -- - - - I - - - - - - - - - - . -~0." Schu".olle I 
Pul!over I SS (-' S.:hu,....oU~t Baurn~.~. 

2 2 100.- 100.- 2 70.--
· ~ Polv~cr I 1~0.-- 2 I 60.- !20.·- 2 ! 60.-- 120.-- 3 I 4U.-· 120.-

T ·Sh1n. 1110 ... lloumwalle 2 I 25-- $0.-- 2 I I 25.-- SO.-· 3 l I l S. .::. ) ! IS.-- ~s. ~ I !S.- - 60. 
Oberhemd 
!00 ,,, S•umv.ullc I 2 SO - lS.-- - - - - - - - - . - - - - - - -

Belelthnung Miinner ub 20 Jahre Jungen 16-20 Jahre Jungen ll-1& Jahre Jungen 8-11 Jahre Jun~cn S- 7 Johre 

Qu4htat An- Tru- ::a. Preos/ An- Tn~- ca Prca>l An- j Tto· .:a Preis/ ,O.n. Tra- ca Pre1sl An· lra· ca Prcos/ 
uhl ll<· Pn:u Jar,c zahl ae- Prets J•hr zanl IIC· Prers Jahr ahl ge- Preos Jahr zahl ,.,. t'"'IS Jiihr 

ze;tl lCII/ zenl zelll 7ett/ 
Jahr Jahr Jahr Jahr J1hr 

Sponhemd. 100<11> Baumw. - . - . I I 30,-- 30.-- I l 30.-· 30.-- - - - - - - - -
Ur\ltrhem<l. 1001!11 Baum,. 5 I 12.- {1},- 5 I 12.-- 60,- 6 1 I !0,- 60.-- 6 1 7.- ~2 .-- 6 I 6.- 36.-
Unterhose (!angl 4 2 2S.-- 5<1,-- I 2 25.- 12.50 I l 20.- 20.· · I I 10.-- 10.- 2 I !0,-- 20.--100<\'t Bvum.,.·olle 

Unterhose l k\;.~l • ; 8.- 32.·- 7 I &.- 56.-- 10 1 6.-- 60,- 10 I 6.- 60.- - 10 I s.- SO.-100 ... Baumwolle - -
Schlafanzug 1 2 50.- so.-- 2 I SO.-- 100.-- 2 I 30.-- 60.- - 2 1 20.- 40.-- 2 I 20,- 40.~ IOO 'Ib B&umwolle 

Socken 1 lang) 
60<111 Baum .. olle 1 2 6.-- 6.-- I I 5.- 5.- - I I S.- 5.-- I S.- S.- 2 I 5.- 10.-
40'llt Schurwolle 

Socken I kurz) 
I 60~ Baumwollt ~ l 8.-- 16.- 4 I 8.- 31.- $ I b.-· 30.- s ! S.-- 15.- 5 I 5.- 25.--

40..,. Pol>am•d 

Badcmante! I 4 120.-- 30.-- l 3 100.-- 33.)0 I 1 40.· - 40.- I I 35.-- 35.-- I 1 30.- 30.--
IOOC\1, Baumwolle 

Badehose I 2 20.- 10.-- I l 20.- 20.-- l l 15.-- l S.-- I I IS.-- lS.- I I 12.- ll,-

Won~erstiefel l 4 120.- 30.- I ~ 120.- 60,-- l l 90,- 90.- I I 80.- 80.- I I SO.- SO.-
Regenstiefel I 4 30.- i,SO I 2 30.-- 15.-- ! I 20.-- 20.-- I I 20.-- 20.-- 1 I 20.- 20.--

llolbschuhe 2 2 90.-- 90.- I 
! ' 

90.- 90.- ! I 1Qt ... _ 10,- I l 60.-- 60,-· I ! 50.- SO,--

Spanschuhe l 2 70,- 35.- l 2 70.- 3S.-- l I 60.- 60.- I I SO.- SO.-- 1 l SO.- SO.-· 

Haussebube l 2 40,-- 20.-- ! 2 JO.- 15.- I ! 20.- 20.-· I I 20.- 20.- I I 20.- 20.-

T urnhose I 2 20.- 10,- I 2 I 20.- 10.- I I lS,·· IS.·- I I 12.·- 12.-- I 1 10, 10.-· 

Tumbemd l 2 20.- 10,-- I 2 20.-- 10.- l 1 15.- 15,- l l 15.-- IS,- ! l 15.- 15.-

Turnschuhe I 2 30,- IS,- I 2 30.-- IS.- I I 25.- 25,-· l I 20.-- 20.- I I 10.-- 20.--

SchBI 000 ~ Pol)'llcnll I 3 15,- s.- I J 15.-- 5.-- l 3 15.-- 5.-- I 3 15.-- s.-· I 2 12.-- 6.-

"'üue (Srnct.,.arel I 3 15.-- s.-- I 3 15.-- s.- I 3 !S.-· 5,-- I 3 15,-- 5.-- I l 12.- 6.-10011\ Polyac:il 

Handschuhe 
70 ~ Schurwolle I l 15.-- s.- 1 3 15.-- 5,-- I 2 15.-- 1,SO l I IS,·- 15,-- I I IS.-- 15.-20% Angora 
lOIIo Pol)'llm•d 
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Knackis Adreßbuch 
Abgeordnetenhaus von Berlin, Niederlcirchner Sir., 

10111 8eriin, Tel. 
Amnesty ln!emallooal. Heerstr. 178, 53111 Boon 
Amtsanwaltschaft Berftn, Kirchslr. 6, 10557 Bertin 
Arbeitskreis kritischer Strafvollzug (AkS) e.V., Prof. Dr. H. Koch, 

Pos~ach: 1268. 48002 Münster 

03012325.() 

Ärr\EOkammer BeOO. Beauftragte für Meoschenrech!e, Aolteostr. 28·42. 
13407 Besfjn, Tel. 03014()806.0 

Aus!ändelbehorde, Friedrich-Krause-Ufer 24, 
13353 Bertin, Tel. 030/90158-215 

Aosländelbeauftragte des Senals, Potsdamer Sir. 65, 
10785 Bertn, Tel. 030126542351 

Berliner Oaienschutzbeauftt:er, Pallasstr. 25/26, 
10781 Berlin, Tel. 030178768831 

Bundesgerichtshof, Pos~ach 27 20, 76014 Kartsruhe 
Bundesministerium der Justiz, Jerusalemer Str. 24-28 

10117 Bellin 
BUIXiesveffassungsgenchl, Poslfach 17 71, 76005 Kalisruhe 
Bundesversicherungsanslaft für Angestellte (BfA) 

Ruhrstr. 2, 10709 Berfin 
Bundeszentra~egister, Neueoberger Str, 15, 10969 Berfin 
Deulschet Bundestag·Pe!itionsausschuß. Bundeshaus, 

Platz der Repobl'ik 111011 Berin 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

Europaral, F · 67075 Strasbourg Cedex 
Freie Hilfe Berlln e. V., Brunnenstr. 28, 10119 Bertln, Tel. 030/4496742 
Humanistische Unioo e.V .. Haus der Demokratie, 

Greifswalder Str. 4, 10405 8erin. Tel. 030/204502·56 
Karnmergeli:hl 8ßllolzslr. 30-33. 10781 Belf111. Tel. 03019015-0 
Kom~ee für Grundrechte und Oernok.rabe e.V. 

Aquinostraße 7·11, 50670 Köln; Tel. 0221/97269-20 
Landgericht Bertin, stVollslrKammer, Turmstr. 91, 10548 Berlin 
~mt ·Pass- und Personalausweiss!e!e 

Friedlichstraße 219, 10958 Bet1in 
LKA. Tempelhofer Damm 12, 12101 Berfln, Tel. 030/699-5 
Landesversicherungsanstalt (LVA), Auskunfts· u. ß<>Jatungsstelle 

Wallstr.9-13, 10179 Berfin Tel. 030/202085 
Pofizeipräsiden! von Bertin. Pfalz der luftbnicke 6, 12101 Belin 
SCHUFA. Manendorier Damm 1-3, 12099 Bertin 
Senatsverwaltung für Justiz. Salzburger Sir. 21 • 25, 10825 Bertln 
Soziale Dienste der Justiz-Gerichtshilfe und Bewährungslli~e -

Bundesallee 199, 10717 Berlin, Tel. 030190140 
Staatsaowattschaft I bei dem LG Besfin, 

10548 Belin, Tel. 030/3979·1 
StraivollzugsarclliV an der Universität Bremen, FB 6, 

Postfach 330 440, 28334 Bremen 
Synanon, Semburger Str. 10, 10963 Berlin 
Täler-Opfer-Ausgleich »Dialog«. Scl1önstedtstr. 5. 

13357 Berin, Tel. 
Verfassungsgerichtshol Berm, Elßholzslr. 30·33, 

10781 Bertin, Tel. 
Verwaltungsgericht Benin, Kirchstr. 7, 10557 Ber1in 
Zentra.'e Beratungsstelle der Freien Straflä~enhiffe, 
Bundesa:•ee 42, 10715 BeOO, Tel. 

90156322 

9015·0 

8647130 

AnwaJtsnotdienst, Tel. 017213255553 
Beriiner Rechtsanwaltskammer, Tel. 30593100 
·Abteilung V (Justizvollzug), Tel. 90133349 
Strafvollstreckungskammer LG Berlin, Tel.' 3979·1 
Pelitionsausscruß Abgeoofnetenhaus, Te!. 2l251470m 
Sozla!geochl/ landessoDalgericht Berm 
lnvaftdenstr. 52, 10557 Beriin Tel. 90165.() 
Freiabo. für Gefangene e.V. Köpenicker Sir. 175 10997 Berlin 
Anti·Dlsl<rirninierungsbüro, Tel. 2042511 
Berliner Amvaltsvereln e.V. Tel. 2513334 
BUro gegen elhn. DikrimirVerungen, Tel. 2168884 
Gefangeneninitiative Oorunund, Tel. 0231/412114 
landesdrogenbeauftragte von Benin, Tel. 030/9026·7 
Srafvollzugsarchiv Universität Bremen, Tel 0421/2184035 
Telefonseelsorge (weltlicll), Tel. 080011110111 
Te!efonsee~(kirchlich}, Tel. 080011110222 
Universal Stiftung Helmut DE!gner Tel. 0301773003-0 

Berliner Vollzugsbeirat 

Bei ratsvorsitzende 
Stellvertreter 
Stellvenreter 
Vors. Anstaltsbeirat (AB) DOppel 
Vors. AB JVA- Moabit 
Vors. AB JVA- für Frauen 
Vors. AB JVA- Hakenfelde 
Vors. AB JVA- Plötzensee 
Vors. AB Jugend-Arrestanstalt 
Vors. AB Jugend-Strafanstalt 
Dozent Humbolt Uni 
Vors.Berlin Heiligensee 

Dr. OlafHeischel 
Friederike Kyrieleis 
Dr. Lotbar Grunau 

Paul-Gerhard Fränkle 
Hartmut Kieburg 
Charlorte Görlieh 

Friedrike Kyrieleis 
Ronald Schirocki 

Wolfgang Thamm 
Dietlind Wetder 

Dr. OlafHomann 
Anette Nießing 

Tegeler Anstaltsbeiräte 
Teilanstalt I 
Teilanstalt l E/EWA 

Vorschaltstation TA I 
Teilanstalt 11 

Substitutenstation TA II 
Teilanstalt Ili 

SothA / TA IV 
Teilanstalt V 

Teilanstalt VJ 

Pädagogische Abteilg./Schule 

Ansprechpartner fUr Gefangene: 

- aus arabischen Ländern 

· aus der Türkei 

· aus Polen 
- f. d. kathoL Pfarramt 

· f. d. evang. Pfarramt 

Mehmet Tat 

Kar! Mollenhauer 
Kar! Mollenhauer 

Georg Klein u. 
JOrgen Albrecht 

Kar! Mollenhauer 

Helmut Keller u. 

Paul Wannmh 
Axel Voss 

Fr. Krebs, Carmcn Weisse 

u. Michael Braukmann 
Dietrich Schildknecht u. 

Pawcl Winter 
Axel Voss 

Maher Tamawy 

Mehmet Tat 

Pawel Winter 
Georg Klein 
Michael Braukmann 
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Er, 27 Jahre. gutaus­
sehende 184cm groß. 
sucht inhaftierte Sie 
bis 35 Jahre, sitze zur 
Zeit in der JVA Witt­
licb C hiffre 10065 

A 11 e in s t e hender, 
40/ 180/90. sucht 
Briefk. zu Gefange­
nen Frauen, die eben­
falls daran interessien 
wären. Falls 
erwünscht, wäre ein 
persönl. Besuch in der 
JVA nicht auszu­
schließen. Ich würde 
mich über jeden Brief 
freuen. 100%Antwort. 

C hüfre 10066 

R h ein l än d isc h es 
Mädel sucht! Mann 
mit Herz und Humor 
und freue mich auch 
aufPost von hierinhaf­
tierten Afrikanern. 
Bitte mit RUckporto. 

C hiffre 10067 

Andi. (40/200cm).mit 
weitr. Interessen, bis 

Mjne 2002 im 
Stahlkäfig in KasseL 
sueht nette Frauenzum 
Kennen!., Besuchen, 
Schreiben und viel­
leicht viel mehr. Alter 
u. Aussehen spielen 
keine Rolle, nur der 
Charakter u. clie Sym­
patltie zählen. 

Chiffre 10068 

Südlä nder, schwarze 
Haare, traurige Augen, 
lache gern. bin roman­
tisch, lieb und spontan. 
33 Jahre, 180cm, 72kg, 
sportlich, ganz manier-
1 ich, aber einsam. 
Schreib einfach, was 
Du denkst. Bin in der 
JVA Moabit 

Chiffre 10069 

Er (43/ 178188), frech, 
sucht nette Sie zumFe­
derkrieg! Wer möchte 
mir meine Haftzeit 
erleichtern? Aber bitte 
nicht nach dem dritten 
Brief schlappmachen. 

Chiffre 10070 

Fundgrube 
1. Ei ne kostenlose Chiffreanzeige kann jeder 
im lichtblickveröffentlichen Lassen. Ausge­
nonunen sind Handels- und Tauschgeschäfte. 
2. Die Seriosität einer Anzeige kann von der 
Redaktion nicht geprüft werden. Wir behal­
ten uns daher vor, Anzeigen abzuändern oder 
überhaupt nicht zu veröffentlichen. 
3. Zuschriften sind ausreichend frankiert zu 
senden an: 

der liehtblick 
Chiffre-Nr. : ... 

Seidelstr.39, 13507 Berlin 

Für das Porto des weiterzuleitenden Briefes 
muß eioe Briefmarke (1.10 DM)beigelegt 
werden. Alle Zuschriften unterliegen der Post­
kontrolle, werden von den zuständigen Beam­
ten geöffnet und auf verbotene Beilagen hjn 
kontrolliert. 
4. Die Redaktion der liehtblick übernimmt 
keinerlei Haftung. 
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Harry. 32. nett und 
hübsch. z.Z. m Haft 
(mit Ausgang u. 
Urlaub), sehr humorv. 
u. (fast) immer gut 
drauf, sucht (Brief-) 
Kont. zu einer nett. 
Frau zw. 20 u. 40. Bin 
sehr tolerant, offen. 
Statt Aussehen u. 
Nation. zählen Cha­
rakter u. Herz. 

Chiffre 10071 

Man(n) sucht Frau 
zwischen 28-35 Jahre. 
Sie sollte ein wenig 
durchgeknallt sein. 
Antwort auf alle Fälle. 

Chiffre 10072 

Ich (M/39/180) suche 
interessierten Ihn oder 
Jungs für Briefwechsel 
und mehr. Egal ob vor 
oder hinter Mauern. 
Du solltest 20 bis 30 
J. sein. neugierig u. 
schreibfreudig. Solltet 
ihr schreiben, Antwort 
ist garamiert. Ich 
warte. Habt einfach 
Mur! C hiffre 10073 

I ch schreibe aus dem 
italienischen Knast 
(Padova) und suche 
B rieffreund soha ften 
mit w/m jeden A lters. 
Ich bin 37 J. alt. 

C hiffre 10074 

Vogel (43/183), zur 
Zeit im Käfig, sucht 
die Frau für's Leben, 
die vorurteilslos sich in 
eine Beziehung bege­
ben will? Nationalität 
und Alter kein Hinder­
nis. Neugierig gewor­
den? Dann schreibe 
mir,BmB! 

Chiffre 10075 

24jähriger, sportlich. 
humorvoll. sucht Kon­
takt zu allen ver­
rückten Frauen mit 

Humor. Alter egal. Bin 
bis2005 in Haft. 

Chiffre 10076 

Gesuchtwerdendomi­
nante große schlanke 
Männer bis 35 Jahre, 
die bei mir leben und 
wohnen wollen! leb 
bin ein Maso Typ. 
44/186171 , alleinste­
hend, und suche 
Männer, die über mir 
stehen und denen ich 
dienen darf! 

Ch iffre 10077 

Noch 9 l /2 Monate 
Haft, dann würde ich 
(27/183/74) gerne 
wieder leben, lieben 
und lachen. Dieses 
möchte ich mit einer 
lieben Frau (ca. 20-30) 
teilen. Gerne auch 
frauen aliS einer JVA. 
Habt Mut und meldet 
Euch. Ich meine es ehr­
lich. l00%Antwortga­
rantie. Chiffre 10078 

Stefan (341190/90), bis 
02 in Haft, sucht liebe. 
charakterstarke Sie 
von (18-?) für Brief-
kontakt und evt. 
spätere Beziehung. 
Wenn Du auch einsam 
bist und den Neuan­
fang suchst, solltest Du 
mir schreiben. Welche 
Sie bat Mut? Antwort 
100%. Chiffre 10079 

I ch, 21 Jahre, suche Sie 
fu r beißen Federkrieg. 
bin 1,85 und sportlich, 
habe blaue Augen und 
kurze blonde Haare. 
Wenn Du Dich traust, 
dannschreib doch mal. 
100% Antwort. 

C hiffre 10080 

Junger Mann, 180. 
dunkle Haare, blaue 
Augen, z.Z. JVA 
Tegel. sucht süße Sie 

zwecks evtl. gemein­
samer Lebensplanung 
und intensiven Brief­
wechsel! Gern auch 
Ausländerin! Wenn 
möglich, mit Foto! 

Chiffre 10081 

26 Jahre junger Mann 
aus der JVA Tegel 
sucht nette Sie bis 35 
J. , möglichst Russtn. 
zwecks intensiven 
Briefkontakt. Jede 
Zuschrift wird garan~ 
tiert beantwortet! 
Wenn möglich, mit 
Bild ! Chiffre 10082 

Junger Mann., 22 J., 
sucht hübsche Sie 
zwecks Briefwechsel. 
Bin z.Z. in der JVA 
Tegel »ausgebremst«. 
Jede Zuschrift wird 
auch ohne Bildbeant­
wortet>! 

Chiffre 10083 

Holger, (31 / 178). 
Scbmusekater, schul­
terlanges, dunkelblon­
des Haar, sportlich 
schlanke Figur, suche 
eine treue, feste 
Partnerin zwischen 
25-30. Habe keine Vor­
urteile gegen Inhaf­
tierte. Bildzuschr. 
wäre schön, aberkeine 
Bedingung. l 00% Ant­
wort. Chiffre 10084 

Ich (221180), blonde 
Haare, blaue Augen, 
suche: nette und liebe 
Brieffreundschaft zu 
Frauen von 18 bis 28 
Jahre Bist Du 
genauso einsam und 
allein wie ich, dann 
schreibe mir. Bild wäre 
riesig ist aber nicht 
allzu wichtig. Antwort 
l00% ig. lch warte auf 
Dich. Ja, Du bist 
gemeint. 

Cb ü fre 10085 



Richard (251177,67), 
braune Haare, in JVA 
Amberg, sucht Brief­
J(Qntakt zu aufgeschl., 
unkompl.. vorurteilsf. 
junge tolerante Dame 
zw. 18-26 J. Hobbys 
sind Zeichnen u. 
Malen, Gedichte 
schreiben, Lesen. Bin 
verschmust, zärtlich u. 
einfühlsam. 

Chiffre 10086 

Wir. zwei feiergeile 
Jungs (21 u. 22). z .Z. 
auf Kreuzfahrt im 
Meer der Justiz, 
gebucht bei w.w.w. 
Knasttours.de. sind 
völlig durchgeknallt 
und suchen weibliche 
Reisebeglei t u ngen. 
Wenn ihr so wie wir 
für jeden Spaß zu 
haben seid, dann 
schreibt uns. 

Chiffre 10087 

Junger Kraftsportler 
(29/176176). gut aus­
sehend und mit viel 
Ausstrahlung, sucht 
schlanke Sie. Alter und 
Nationalität sind zweit­
rangig. für geilen und 
fantastevollen Brief­
verkehr oder mehr. Bin 
in Ber lin inhaftiert. 

Chiffre 10088 

Einsamer, kontaktlo­
ser junger Gayboy 
(25i183/74), sucht 
netten sympathischen 
Ihn für interessanten 
wie auch für ero­
tischen Briefwechsel. 
Du solltest nicht älter 
als 30 sein und nicht 
schreibfau l. Ob Du vor 
oder hinter Gittern, 
schwul o. bi bist, ist 
mir egal. Antwortga­
rantie. Chiffre 10089 

3Sjähriger Löwe, 
(189/85) sehr zahm, 

bißeben verrückt, 
sportlich. spontan und 
doch sehr lieb. sucht 
Dieb, w. bis 40 Jahre, 
für ausgiebigen Brief­
kontakt. Späteres Ken­
nenlernen nicht aus­
geschlossen. Noch bis 
Dez. 2003 in Haft. 

Chiffre 10090 

Bin 33 Jahre. suche 
Sie, Aussehen und 
Alter ist nebensache. 
Hauptsache ist Ehr­
lichkeit und Treue. 
Dasselbe gilt auch für 
meinen Freund, der die 
gleiche Vorstellung 
hat, denn wir sind 
coole Knackis. Spät. 
Kennenlernen wäre 
erwünscht. 

Chiffre 10091 

3 Höhlenmenschen 
suchen die Zukunft. 
Wo sind die Engel, 
die Licht ins Dunkle 
bringen und Lust zum 
schreiben haben? Ihr 
solltet zwischen 20 
und 35 Jahre sein und 
viel Humor haben. Wir 
haben ibn nötig. 

Chiffre 10092 

45 Jahre alt, z .Z. in 
Haft wegen Betrug 
(173/75), dunkelblond, 
mit Oberhppenbart, 
Optik OK. mit Witz 
und Verstand, sucht 
Sie ab 30 J. fUr Brief­
kontakt und spätere 
Lebensgemeinsehe ft. 

Chiffre 10093 

Gittertausch 
TegeUSanta-Fu. Wer 
bat wie ich auch noch 
ca. 4,5 Jahre und 
möchte gern nach 
Berlin? leb muß drin­
gend aus familiären 
Gründen nach Harn­
burg. 

Chiffre 10094 

Ich, 28 Jahre weib­
lieb, suche verrückte 
Brieffreu ndschafren 
mit Männern und 
Frauen ohne Tabus. 

Chiffre 10095 

Kerl, ganz nett aus­
sehend, 29/183/80, 
schlank und muskulös, 
sucht ebensolche für 
einen guten und hem­
mungslosen Briefkon­
takr! Bitte nicht älter 
als 35. Egal ob Gay 
oder Bi! IOO%ige Ant­
wort. Chiffre 10096 

Verstä n d n i svo11er 
Mann (251170/80) 
sucht Damen Hlr Brief­
kontakt. Ich bin lustig 
und sportlich. An t­
worte 100% 

Chiffre 10097 

Ich (221178170) 
möchte Bnefkontakt 
zu Ladies, die gerne 
schreiben undmichken­
nenlernen möchten. 

Chiffre 10098 

Ich bin ein süßer Boy 
aus dem Land Bran­
denburg, ab und zu 
mal frech und mal lieb. 
suche den Partner für 
Spaß im Leben, der 
mir zeigt. wo der 
Hammer hängt. Ciao 
Nico! Chüfre 10099 

Andreas (39/171170) 
bin in Haft (noch 3 JJ, 
suche w. Briefkontakt. 
schlank, von 30 u. 40 
J., dje nicht gleich die 
Lust am Schreiben ver­
liert . 100% Antwort, 
späteres Kennenlernen 
OK. Foto wäre nett. 

Chiffre 10100 

33jähriger, sucht 
fle ißige Briefpartne­
rin. Antwort in jedem 
Fall. Chiffre 10101 

Raubtier (25/180178), 
mithellblauneo Augen 
u. dunkelbr. Haaren, 
kein Barr- oder 
Brillenträger, gepfleg­
tes Erscheinungsbild, 
muskulöse Figur. 
leider zum ersten mal 
in Haft. Bin humor­
voll, spontan, kinder­
l_ieb, verständnisvoll. 
einfühlsam. fantasie­
voll. romantisch und 
tempramentvoll. Sie 
sollte zw. 20-35 Jahre 
sein. ein nertes 
E r s cb einu n gsb i ld 
haben. Nationalität 
egal. Cruffre 10104 

Berliner Türke 34J. 
168cm, ist einsam in 
Haft und sucht · auf 
diesem Wege eine 
nette Briefpartnerin, 
die es ebrHch meint. 
Chiffre 10105 

23jähriger sucht Brief­
kontakt zu weiblichen 
Artgenossen, lhr soll­
tet auf jedenfall nicht 
Schreibfaul sein u. an 
einer längeren 
B rieffreunds c haf t 
interesse haben. Ich 

bin zur Zeit Inhaftier­
ter in der JVA Tegel 
und möchte so meine 
Haftzeit mit einer 
Brieffreund scha ft 
versüßen. 

Cruffre 10106 

Hüseyin (25/ 173180) 
-Kurde/Türke- ledig, 
ungebunden. sucht 
Frau zur Gründung 
einer Familie, in 
Deutschland lebend. 
die lieb und treu und 
auch Kinder haben 
möchte. Tch habe 
schwarze Haare, 
braune Augen und eine 
gute Figur. (Haftende: 
08/2002) 

Chiffre 10107 

Wassermann m. 
22/189/87 dunkel­
blond, sportlich er Typ. 
zur Zeit in Haft sucht 
Briefkontakt ob drin­
nen oder draußen, 
späteres Kennen lernen 
nicht ausgeschlossen. 
Du solltest weiblich. 
nicht äJter als 30 Jahre 
sein und ein sympathi­
sches Äußeres haben. 

Chiffre 10108 

Antworten auf Chiffre -Anzeigen sind dem 
liehtblick w1e folgt zu zusenden: 

a) Direkt auf den Brief, der an die tnse­
rierenden gerichtet ist, müssen der Name und 
die Anschrift des Absenders sowie die Chif­
fre-Nr. geschrieben werden. 

b) Dieser Brief ist dann in einem offenen 
Umschlag (wegen der Postkontrolle: d ie Briefe 
werden nicht gelesen, aber aufverbotene Bei­
lagen hin geprüf t) zu legen. Der Umschlag 
sollte nicht beschrieben sein (bestenfalls kann. 
aber nur mir Bleistift. d ie Chiffre-Nr. darauf 
stehen). 

c) Der unbeschriebene Umschlag ist dann 
zusammen mit ausreichend viel lose beige­
legtem Porto in einem zweiten Umschlag zu 
legen. Dieser Umschlag w ird schließlich ver­
schlossen (und ausreichend frankiert) an den 
liehtblick gesendet 
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E
inem Bericht der Tageszeitung 
Neues Deutschland (23.03.01) 
zufolge hm sich der 

Biirge1justbneister auf seiner Jahres­
pressekonferenz damit gebriistet, daß 
es in der Justizpolitik [. . .} unter seiner 
Regenrschaft '>eine geräuschlose. al1er 
kontinuierliche und etfolgreiche Akzent­
verschiebung« vollzogen habe, nämlich 
weg \'On einer einseitigen Ausrichumg 
qn Täterinteressen hin zu einem 
bürgernahen Rechtswesen. 

Diese vom Nebenbeijusti:senator 
gelobte »Akzemverschiebung« hac sich 
mittlerll'eile auch in der JVA Tegel 
bemerkbar gemacht. ln ihrer Eigenschaft als Aufsichtsbehörde greift die Senms­
verwaltung)i'lr Justiz (SenJust) nun vermehrt in Einzelentscheidungen ein, die laut 
Strafvolbtgsgeset::. ausschließlich der Anstaltsleitung vorbehalten sind. Die Ver­
waltung des Herrn Diepgen hebt mißliebige Entscheidungen der Anstaltsleitung 
einfach auf, in dem sie mif die zuständigen Entscheidungsträger Druck ausübt. 
Dabei wiJ·d die fachliche Urteilsfähigkeil und die jahrelange Etfahrzmg der Ver­
amwortliehen einfach in Frage gestellt und deren btsherige Arbeit ad absurdum 
gefiihrt. Wenn die SenJust in die unliebsame Lage kommt, selbst eine mißliebige 
Entscheidung treffen ::u müssen, dann emscheiden sie lieber erst gar nicht. Ein 
beliebtes .\liuelum Zeit zu schinden ist: die Bearbeitung von Akren einfach über 
Monate hinweg zu verschleppen. In einem Fall hat die Abt. V für ein ein;:iges Tele­
fonat. das fiir die Weiterbearbeitung der Akten unbedingt elforderlieh war. über 
7 Monate gebraucht. Damit die l•ielbeschäfiigten Würdenträger von Fällen - die 
eine polirisch unpopuläre Entscheidung etfordern - in Zukunft 1·öllig unbelästigt 
bleiben. 1-\'Urde die J~:4 Tegel offensichtlich von der SenJust angewiesen. bei der 
Gewährung von Vollzugslockerungen an Langstrafer fLebenslängliche). restrikti­
\"er ol.~ bisher vorwgehen. Um dieses Ziel zu erreichen wird sogar auf die Anstalt 
Druck ausgeübt. Selbst ein von der SenJusl entwickeltes. sehr fortschrittliches. -
mittlerweile unpopuläres Programm fiir Lebenslängliche- soll in der Praxis erst 
gar nichr umgesetzt werden. (vgl. S. 18-19). 

Herr Diepgen hat die Leitidee seines Hauses mit den Worten »Justi::politik ist 
gw, wenn man wenig davon hört« (a.a.O.) =usammengefaßr. Nach diesem Mouo 
wird auch gehandelt. !'vlit aller Macht sollen zukünftige Sk.cmdälchen. die auf 
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die Bundeshauptstadt und auf karrie­
relvi/lige Spitzenpolitikerl-beamte ein 
schlechtes Licht wet:fen könnten, ver­
mieden werden. 

Himer dieser »Akzentverschiebung<c 
steckt bestimmt nichr der Wunsch nach 
einem bürgemalzen Rechtswesen. son­
dern schlicht und emjach politisches 
Kalkül. Nicht das sinnlose Wegsperren 
der Gefangenen dient nämlich den Inter­
essen der Bürger, sondern die e1folg­
reiche Resozialisienmg von ehemaligen 
Straftätern. Dieses Ziel ist in Berlin 
allerdings schon lange aus den Augen 
verloren worden. in der JVA Tegel 
hat eine schleichende ''Ak::.enr,·erschie­
bungcc hin zum Ven\·alwrollzug startge­
(unden. 

Jfit Forderungen nach immer mehr 
Härte und Strenge 11·ird die Gesell­
schaft in einer trügerischen Sicherheit 
gewogen. Der Biirger soll den Eindruck 
erhalten. daß ein straffällig gewordener 
Mensch nur mit harten Strafen - bis :zum 
let:ren Tag und unter strengsten Bedin­
gungen - zukiin.ftig von weiteren Sn-af­
taten abgehalten werden kann. Dabei 
wird dem mündigen Bürger allerdings 
vorenlha!ten, daß gerade mit dem hewe 
prakti: ierten Verwahrvollzug Perspek­
tivlosigkeit geschajfen und damit der 
Rückfall vorprogrammiert wird. Die 
Justi:: erzieht ehemalige Straftäter ::u 
:zukünftigen Straftätern. Es wird Zeit. 
daß der Vollzug von Freiheitsstrafen in 
Berlin sich wieder am Srrafvoll::ugsge­
set:: und an der Reso=Jalisierungspflicht 
orientiert. 0 

Die Redaktionsgeo1einscbaft des 
Gefangenenmagazins der liehtblick 

möchte skh bei all den vielen Men­
schen bedanken. die es ermögUcbten. 
den liehtblick mehr als 30 Jahre lang 
zu produzieren und kostenlos zu ver­
senden. Damit der lichtblick auch wei­
terhin allen, insbesondere den sozial 
Schwächsten kostenfrei zur Verfügung 
gestellt werden kann, bedarf es ange­
sichts der für dieses Jahr schon 
angekündjgten M.ittel kürzungen wei­
terer gemeinsamer Anstrengungen -
das Redaktionsteam wird seinen Bei­
trag leisten: Im Jahr 2001 wird auf 
besonders fibi!Che Weise über das VoU­
zugsgeschehen berichtet werden. Bis 
dahin: Standhaft bleiben! 



Der geringste Bauer und Bettler 
ist ebensowohl ein Mensch wie der 
König. Ein Justizkollegium, das 

! Ungerechtigkeiten ausübt, ist 
gefährlicher und schlimmer wie eine 
Diebesbande. Vor der kann man sich 
schützen! 
Aber vor Schelmen, die den Mantel 

der Justiz gebrauchen, um ihre üblen 
, Pressionen auszuführen, vor denen 

kann sich kein Mensch hüten, sie 
sind ärger wie die größten Spitzbu­
ben in der Welt und meritieren eine 
doppelte Bestrafung 

Friedrich d. Große 

Ist dem Referat V der Berliner Justiz, gewidmet! 
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